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Gesamte Rechtsvorschrift fur Arbeitnehmerlinnenschutzgesetz, Fassung vom 17.05.2018
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Text

1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

Geltungsbereich
8 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt flr die Beschaftigung von Arbeitnehmern.

(2) Dieses Bundesgesetz gilt nicht fiir die Beschaftigung von

1. Arbeitnehmern der L&nder, Gemeinden und Gemeindeverbénde, die nicht in Betrieben
beschaftigt sind,;

2. Arbeitnehmern des Bundes in Dienststellen, auf die das Bundes-Bedienstetenschutzgesetz,
BGBI. I Nr. 70/1999, anzuwenden ist;

3. Arbeitnehmern  in  land- und  forstwirtschaftlichen  Betrieben im  Sinne des
Landarbeitsgesetzes 1984, BGBI. Nr. 287;

4. Hausgehilfen und Hausangestellten in privaten Haushalten;
5. Heimarbeitern im Sinne des Heimarbeitsgesetzes 1960, BGBI. Nr. 105/1961.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 38/1999)
Begriffsbestimmungen

8 2. (1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle Personen, die im Rahmen eines
Beschéftigungs- oder Ausbildungsverhaltnisses tatig sind. Geistliche Amtstrager gesetzlich anerkannter
Kirchen und Religionsgesellschaften sind keine Arbeitnehmer im Sinne dieses Bundesgesetzes.
Arbeitgeber im Sinne dieses Bundesgesetzes ist jede natiirliche oder juristische Person oder eingetragene
Personengesellschaft, die als Vertragspartei des Beschaftigungs- oder Ausbildungsverhaltnisses mit dem
Arbeitnehmer die Verantwortung fir das Unternehmen oder den Betrieb tragt.

(2) Belegschaftsorgane im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die nach dem Arbeitsverfassungsgesetz,
BGBI. Nr.22/1974, errichteten Organe der Arbeitnehmerschaft sowie die nach bundes- oder
landesgesetzlichen Vorschriften oder nach sonstigen Vorschriften errichteten Organe der
Personalvertretung.

(3) Arbeitsstatten im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Arbeitsstatten in  Geb&uden und
Arbeitsstatten im Freien. Mehrere auf einem Betriebsgeldande gelegene oder sonst im rdumlichen
Zusammenhang stehende Gebdude eines Arbeitgebers zdhlen zusammen als eine Arbeitsstétte. Baustellen
im Sinne dieses Bundesgesetzes sind zeitlich begrenzte oder ortsverénderliche Baustellen, an denen
Hoch- und Tiefbauarbeiten durchgefiihrt werden. Dazu z&hlen insbesondere folgende Arbeiten: Aushub,
Erdarbeiten, Bauarbeiten im engeren Sinne, Errichtung und Abbau von Fertigbauelementen, Einrichtung
oder Ausstattung, Umbau, Renovierung, Reparatur, Abbauarbeiten, Abbrucharbeiten, Wartung,
Instandhaltungs-, Maler- und Reinigungsarbeiten, Sanierung. Auswartige Arbeitsstellen im Sinne dieses
Bundesgesetzes sind alle Orte auRerhalb von Arbeitsstatten, an denen andere Arbeiten als Bauarbeiten
durchgeflhrt werden insbesondere auch die Stellen in Verkehrsmitteln, auf denen Arbeiten ausgefihrt
werden.

(4) Arbeitsplatz im Sinne dieses Bundesgesetzes ist der rdumliche Bereich, in dem sich
Arbeitnehmer bei der von ihnen auszuiibenden Tétigkeit aufhalten.

(5) Arbeitsmittel im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle Maschinen, Apparate, Werkzeuge, Gerate
und Anlagen, die zur Benutzung durch Arbeitnehmer vorgesehen sind. Zu den Arbeitsmitteln gehéren
insbesondere auch Beférderungsmittel zur Beforderung von Personen oder Gltern, Aufziige, Leitern,
Geriiste, Dampfkessel, Druckbehalter, Feuerungsanlagen, Behdlter, Silos, Forderleitungen,
kraftbetriebene Tiren und Tore sowie Hub-, Kipp- und Rolltore.

(6) Arbeitsstoffe im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle Stoffe, Gemische (Zubereitungen) und
biologischen Agenzien, die bei der Arbeit verwendet werden. Als ,,Verwenden® gilt auch das Gewinnen,
Erzeugen, Anfallen, Entstehen, Gebrauchen, Verbrauchen, Bearbeiten, Verarbeiten, Abfullen, Umfullen,
Mischen, Beseitigen, Lagern, Aufbewahren, Bereithalten zur Verwendung und das innerbetriebliche
Befordern.

(7) Unter Gefahrenverhiitung im Sinne dieses Bundesgesetzes sind sdmtliche Regelungen und
MaRnahmen zu verstehen, die zur Vermeidung oder Verringerung arbeitsbedingter Gefahren vorgesehen
sind. Unter Gefahren im Sinne dieses Bundesgesetzes sind arbeitsbedingte physische und psychische
Belastungen zu verstehen, die zu Fehlbeanspruchungen fiihren.
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(7a) Unter Gesundheit im Sinne dieses Bundesgesetzes ist physische und psychische Gesundheit zu
verstehen.

(8) Stand der Technik im Sinne dieses Bundesgesetzes ist der auf einschlagigen wissenschaftlichen
Erkenntnissen beruhende Entwicklungsstand fortschrittlicher technologischer Verfahren, Einrichtungen
und Betriebsweisen, deren Funktionstiichtigkeit erprobt und erwiesen ist. Bei der Bestimmung des
Standes der Technik sind insbesondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen und Betriebsweisen
heranzuziehen.

(9) Soweit in diesem Bundesgesetz personenbezogene Bezeichnungen noch nicht geschlechtsneutral
formuliert sind, gilt die gewéhlte Form fur beide Geschlechter.

Allgemeine Pflichten der Arbeitgeber

8 3. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, fiir Sicherheit und Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer in
Bezug auf alle Aspekte, die die Arbeit betreffen, zu sorgen. Die Kosten dafir dirfen auf keinen Fall zu
Lasten der Arbeitnehmer gehen. Arbeitgeber haben die zum Schutz des Lebens, der Gesundheit sowie der
Integritit und Woirde erforderlichen Malnahmen zu treffen, einschlieflich der Malknahmen zur
Verhitung arbeitsbedingter Gefahren, zur Information und zur Unterweisung sowie der Bereitstellung
einer geeigneten Organisation und der erforderlichen Mittel.

(2) Arbeitgeber haben sich unter Beruicksichtigung der bestehenden Gefahren Uber den neuesten
Stand der Technik und der Erkenntnisse auf dem Gebiet der Arbeitsgestaltung entsprechend zu
informieren.

(3) Arbeitgeber sind verpflichtet, durch geeignete MalRnahmen und Anweisungen zu ermdglichen,
daf3 die Arbeitnehmer bei ernster, unmittelbarer und nicht vermeidbarer Gefahr
1. ihre Tétigkeit einstellen,
2. sich durch sofortiges Verlassen des Arbeitsplatzes in Sicherheit bringen und
3. auler in begrindeten Ausnahmeféllen ihre Arbeit nicht wieder aufnehmen, solange eine ernste
und unmittelbare Gefahr besteht.

(4) Arbeitgeber haben durch Anweisungen und sonstige geeignete MalRnahmen daflr zu sorgen, dal}
Arbeitnehmer bei ernster und unmittelbarer Gefahr fir die eigene Sicherheit oder fir die Sicherheit
anderer Personen in der Lage sind, selbst die erforderlichen Malnahmen zur Verringerung oder
Beseitigung der Gefahr zu treffen, wenn sie die zustadndigen Vorgesetzten oder die sonst zustandigen
Personen nicht erreichen. Bei diesen Vorkehrungen sind die Kenntnisse der Arbeitnehmer und die ihnen
zur Verfugung stehenden technischen Mittel zu berticksichtigen.

(5) Arbeitgeber, die selbst eine Tatigkeit in Arbeitsstatten oder auf Baustellen oder auf auswartigen
Arbeitsstellen austiben, haben sich so zu verhalten, daB sie die dort beschaftigten Arbeitnehmer nicht
gefahrden.

(6) Fur eine Arbeitsstétte, Baustelle oder auswartige Arbeitsstelle, in/auf der der Arbeitgeber nicht
im notwendigen Umfang selbst anwesend ist, ist eine geeignete Person zu beauftragen, die auf die
Durchflihrung und Einhaltung der notwendigen SchutzmaRnahmen zu achten hat.

(7) Arbeitgeber haben flr eine geeignete Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung zu
sorgen, wenn Gefahren fir Sicherheit oder Gesundheit der Arbeitnehmer nicht durch sonstige technische
und organisatorische Manahmen vermieden oder ausreichend begrenzt werden konnen.

Ermittlung und Beurteilung der Gefahren
Festlegung von MafRnahmen (Arbeitsplatzevaluierung)

8 4. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, die fur die Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer
bestehenden Gefahren zu ermitteln und zu beurteilen. Dabei sind die Grundsétze der Gefahrenverhitung
gemal § 7 anzuwenden. Insbesondere sind dabei zu berucksichtigen:

1. die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeitsstétte,

. die Gestaltung und der Einsatz von Arbeitsmitteln,

. die Verwendung von Arbeitsstoffen,

. die Gestaltung der Arbeitsplatze,

. die Gestaltung der Arbeitsverfahren und Arbeitsvorgdnge und deren Zusammenwirken,

. die Gestaltung der Arbeitsaufgaben und die Art der Téatigkeiten, der Arbeitsumgebung, der
Arbeitsabléufe sowie der Arbeitsorganisation und

7. der Stand der Ausbildung und Unterweisung der Arbeitnehmer.

o Ok N
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(2) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren sind auch besonders gefahrdete oder
schutzbedurftige Arbeitnehmer sowie die Eignung der Arbeitnehmer im Hinblick auf Konstitution,
Korperkrafte, Alter und Qualifikation (8 6 Abs. 1) zu beriicksichtigen. Insbesondere ist zu ermitteln und
zu beurteilen, Inwieweit sich an bestimmten Arbeitsplatzen oder bei bestimmten Arbeitsvorgangen
spezifische Gefahren fur Arbeitnehmer ergeben kénnen, fir die ein besonderer Personenschutz besteht.

(3) Auf Grundlage der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren geméR Abs. 1 und 2 sind die
durchzufiihrenden MaRnahmen zur Gefahrenverhiitung festzulegen. Dabei sind auch Vorkehrungen fir
absehbare Betriebsstérungen und fir Not- und RettungsmaBnahmen zu treffen. Diese MalRnahmen
mussen in alle Tatigkeiten und auf allen Flihrungsebenen einbezogen werden. Schutzmafihahmen missen
soweit wie moglich auch bei menschlichem Fehlverhalten wirksam sein.

(4) Die Ermittlung und Beurteilung der Gefahren ist erforderlichenfalls zu Uberpriifen und sich
andernden Gegebenheiten anzupassen. Die festgelegten Malnahmen sind auf ihre Wirksamkeit zu
Uberprifen und erforderlichenfalls anzupassen, dabei ist eine Verbesserung der Arbeitshedingungen
anzustreben.

(5) Eine Uberpriifung und erforderlichenfalls eine Anpassung im Sinne des Abs. 4 hat insbesondere
zu erfolgen:

1. nach Unféllen,

2. bei Auftreten von Erkrankungen, wenn der begriindete Verdacht besteht, daR sie arbeitsbedingt

sind,

2a. nach Zwischenféllen mit erhdhter arbeitsbedingter psychischer Fehlbeanspruchung,

3. bei sonstigen Umstanden oder Ereignissen, die auf eine Gefahr fur Sicherheit oder Gesundheit

der Arbeitnehmer schlielen lassen,

4. bei Einflihrung neuer Arbeitsmittel, Arbeitsstoffe oder Arbeitsverfahren,

5. bei neuen Erkenntnissen im Sinne des 8 3 Abs. 2 und

6. auf begriindetes Verlangen des Arbeitsinspektorates.

(6) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und der Festlegung der MaRnahmen sind
erforderlichenfalls geeignete Fachleute heranzuziehen. Mit der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren

kénnen auch die Sicherheitsfachkréfte und Arbeitsmediziner sowie sonstige geeignete Fachleute, wie
Chemiker, Toxikologen, Ergonomen, insbesondere jedoch Arbeitspsychologen, beauftragt werden.

Beachte fur folgende Bestimmung
Zum Inkrafttreten vgl. § 102

Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente

8 5. Arbeitgeber sind verpflichtet, in einer der Anzahl der Beschaftigten und den Gefahren
entsprechenden Weise die Ergebnisse der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren sowie die
durchzufiihrenden Malnahmen zur Gefahrenverhiitung schriftlich festzuhalten (Sicherheits- und
Gesundheitsschutzdokumente). Soweit dies aus Grunden der Gefahrenverhiitung erforderlich ist, ist diese
Dokumentation arbeitsplatzbezogen vorzunehmen.

Einsatz der Arbeitnehmer

§ 6. (1) Arbeitgeber haben bei der Ubertragung von Aufgaben an Arbeitnehmer deren Eignung in
Bezug auf Sicherheit und Gesundheit zu beriicksichtigen. Dabei ist insbesondere auf Konstitution und
Korperkrafte, Alter und Qualifikation Riicksicht zu nehmen.

(2) Arbeitgeber haben durch geeignete MalRnahmen dafiir zu sorgen, dal nur jene Arbeitnehmer
Zugang zu Bereichen mit erheblichen oder spezifischen Gefahren haben, die zuvor ausreichende
Anweisungen erhalten haben.

(3) Arbeitnehmer, von denen dem Arbeitgeber bekannt ist, dass sie auf Grund ihrer gesundheitlichen
Verfassung bei bestimmten Arbeiten einer besonderen Gefahr ausgesetzt wéren oder andere
Arbeitnehmer gefahrden konnten, dirfen mit Arbeiten dieser Art nicht beschéftigt werden. Dies gilt
insbesondere fiir Anfallsleiden, Krampfe, zeitweilige BewuRtseinstriibbungen, Beeintradchtigungen des
Seh- oder Horvermdgens und schwere Depressionszustéande.
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(4) Arbeitnehmerinnen dirfen mit Arbeiten, die infolge ihrer Art fir Frauen eine spezifische Gefahr
bewirken koénnen, nicht oder nur unter Bedingungen oder Einschrankungen beschaftigt werden, die
geeignet sind, diese besondere Gefahr zu vermeiden.

(5) Bei Beschaftigung von behinderten Arbeitnehmern ist auf deren korperlichen und geistigen
Zustand jede mogliche Rucksicht zu nehmen. Das Arbeitsinspektorat hat ihre Beschéftigung mit
Avrbeiten, die fiir sie auf Grund ihres korperlichen oder geistigen Zustandes eine Gefahr bewirken kénnen,
durch Bescheid zu untersagen oder von bestimmten Bedingungen abhangig zu machen.

Grundsatze der Gefahrenverhiitung

8§ 7. Arbeitgeber haben bei der Gestaltung der Arbeitsstatten, Arbeitsplatze und Arbeitsvorgénge, bei
der Auswahl und Verwendung von Arbeitsmitteln und Arbeitsstoffen, beim Einsatz der Arbeitnehmer
sowie bei allen MaBnahmen zum Schutz der Arbeitnehmer folgende allgemeine Grundsatze der
Gefahrenverhitung umzusetzen:

1. Vermeidung von Risiken;

2. Abschatzung nicht vermeidbarer Risiken;

3. Gefahrenbekampfung an der Quelle;

4. Berlcksichtigung des Faktors ,,Mensch* bei der Arbeit, insbesondere bei der Gestaltung von
Arbeitsplatzen sowie bei der Auswahl von Arbeitsmitteln und Arbeits- und Fertigungsverfahren,
vor allem im Hinblick auf eine Erleichterung bei eintoniger Arbeit und bei
maschinenbestimmtem  Arbeitsrhythmus ~ sowie  auf  eine  Abschwéchung ihrer
gesundheitsschadigenden Auswirkungen;

4a. Berlcksichtigung der Gestaltung der Arbeitsaufgaben und Art der Tatigkeiten, der

Arbeitsumgebung, der Arbeitsablédufe und Arbeitsorganisation;

5. Berlcksichtigung des Standes der Technik;

. Ausschaltung oder Verringerung von Gefahrenmomenten;

7. Planung der Gefahrenverhltung mit dem Ziel einer kohérenten Verknlpfung von Technik,
Tatigkeiten und Aufgaben, Arbeitsorganisation, Arbeitsabldufen, Arbeitsbedingungen,
Arbeitsumgebung, sozialen Beziehungen und Einfluf der Umwelt auf den Arbeitsplatz;

8. Vorrang des kollektiven Gefahrenschutzes vor individuellem Gefahrenschutz;

9. Erteilung geeigneter Anweisungen an die Arbeitnehmer.

Koordination

8 8. (1) Werden in einer Arbeitsstatte, auf einer Baustelle oder einer auswartigen Arbeitsstelle
Arbeitnehmer mehrerer Arbeitgeber beschaftigt, so haben die betroffenen Arbeitgeber bei der
Durchflihrung der Sicherheits- und Gesundheitsschutzbestimmungen zusammenzuarbeiten. Sie haben
inshesondere

1. ihre Tétigkeiten auf dem Gebiet der Gefahrenverhiitung zu koordinieren und

2. einander sowie ihre Arbeitnehmer und die zustdndigen Belegschaftsorgane tber die Gefahren zu
informieren.

[op)

(2) Werden in einer Arbeitsstatte Arbeitnehmer beschéftigt, die nicht in einem Arbeitsverhdltnis zu
den fur diese Arbeitsstétte verantwortlichen Arbeitgebern stehen, (betriebsfremde Arbeitnehmer), so sind
die fur diese Arbeitsstatte verantwortlichen Arbeitgeber verpflichtet,

1. erforderlichenfalls fur die Information der betriebsfremden Arbeitnehmer (ber die in der
Arbeitsstatte bestehenden Gefahren und fiir eine entsprechende Unterweisung zu sorgen,

2. deren Arbeitgebern im erforderlichen Ausmal Zugang zu den Sicherheits- und
Gesundheitsschutzdokumenten zu gewahren,

3. die fiir die betriebsfremden Arbeitnehmer wegen Gefahren in der Arbeitsstéatte erforderlichen
SchutzmaBnahmen im Einvernehmen mit deren Arbeitgebern festzulegen und

4. fur deren Durchfiihrung zu sorgen, ausgenommen die Beaufsichtigung der betriebsfremden
Personen.

(3) Werden auf einer Baustelle gleichzeitig oder aufeinanderfolgend Arbeitnehmer mehrerer
Arbeitgeber beschéftigt, so haben diese durch eine entsprechende Koordination der Arbeiten dafir zu
sorgen, dalR Gefahren fiir Sicherheit oder Gesundheit der auf der Baustelle beschaftigten Arbeitnehmer
vermieden werden.

(4) Sind fur eine solche Baustelle Personen mit Koordinationsaufgaben auf dem Gebiet des
Arbeitnehmerschutzes beauftragt, so haben die Arbeitgeber bei der Umsetzung der Grundsétze der
Gefahrenverhiitung die Anordnungen und Hinweise dieser Personen zu beriicksichtigen. Soweit dies zur
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Vermeidung von Gefahren flr Sicherheit oder Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist, ist bei der
Koordination, der Information und der Durchfiihrung der Sicherheits- und
Gesundheitsschutzbestimmungen auch auf jene auf einer Baustelle tatigen Personen Bedacht zu nehmen,
die keine Arbeitnehmer sind.

(5) Durch Abs. 2 bis 4 wird die Verantwortlichkeit der einzelnen Arbeitgeber fiir die Einhaltung der
Arbeitnehmerschutzvorschriften fir ihre Arbeitnehmer nicht eingeschrénkt und deren Verantwortung fur
betriebsfremde Arbeitnehmer nur insoweit ausgeweitet, als sich dies ausdriicklich aus Abs. 2 bis 4 ergibt.

(6) Abs. 1 bis 5 gelten nicht bei einer Uberlassung im Sinne des § 9.
Uberlassung

§ 9. (1) Eine Uberlassung im Sinne dieses Bundesgesetzes liegt vor, wenn Arbeitnehmer Dritten zur
Verfiigung gestellt werden, um fiir sie und unter deren Kontrolle zu arbeiten. Uberlasser ist, wer als
Arbeitgeber Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung an Dritte verpflichtet. Beschéftiger ist, wer diese
Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung einsetzt.

(2) Fiir die Dauer der Uberlassung gelten die Beschéftiger als Arbeitgeber im Sinne dieses
Bundesgesetzes.

(3) Beschaftiger sind verpflichtet, vor der Uberlassung sowie vor jeder Anderung der Verwendung
von Uberlassenen Arbeitnehmer/innen

1. die Uberlasser tiber die fir die Tatigkeit erforderliche Eignung und die erforderlichen
Fachkenntnisse sowie (ber die besonderen Merkmale des zu besetzenden Arbeitsplatzes
nachweislich schriftlich zu informieren,

2. sie Uber die fiir den zu besetzenden Arbeitsplatz oder die vorgesehene Tétigkeit erforderliche
gesundheitliche Eignung nachweislich schriftlich zu informieren,

3.den Uberlassern die fir den zu besetzenden Arbeitsplatz oder die vorgesehene Tétigkeit
relevanten Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente nachweislich zu Gbermitteln und sie
von jeder Anderung in Kenntnis zu setzen.

(4) Uberlasser sind verpflichtet, die Arbeitnehmer vor einer Uberlassung sowie vor jeder Anderung
ihrer Verwendung uber die Gefahren, denen sie auf dem zu besetzenden Arbeitsplatz ausgesetzt sein
koénnen, Uber die fur den Arbeitsplatz oder die Téatigkeit erforderliche Eignung oder die erforderlichen
Fachkenntnisse sowie uber die Notwendigkeit von Eignungs- und Folgeuntersuchungen nachweislich
schriftlich zu informieren.

(5) Eine Uberlassung zu Tatigkeiten, fiir die Eignungs- und Folgeuntersuchungen vorgeschrieben
sind, darf nur erfolgen, wenn diese Untersuchungen durchgefiihrt wurden und keine Feststellung der
gesundheitlichen Nichteignung gemall 8§54 erfolgt ist. Die Beschaftiger sind verpflichtet sich
nachweislich davon zu tberzeugen, daB die Untersuchungen durchgefiihrt wurden und keine Feststellung
der gesundheitlichen Nichteignung gemaR § 54 erfolgt ist. Die Pflichten nach § 57 Abs. 1 sowie § 58
Abs. 4 bis 7 sind von den Uberlassern zu erfiillen, die Beschaftiger haben ihnen die erforderlichen
Informationen und Unterlagen zur Verfiigung zu stellen.

Beachte fur folgende Bestimmung
vgl. § 104
Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen

8 10. (1) Arbeitgeber haben nach MalRgabe der Abs.2 bis 6 Sicherheitsvertrauenspersonen in
ausreichender Anzahl zu bestellen. Die Mindestanzahl der Sicherheitsvertrauenspersonen ist unter
Berucksichtigung der Anzahl der Arbeitnehmer festzulegen. Sicherheitsvertrauenspersonen sind
Arbeitnehmervertreter/innen mit einer besonderen Funktion bei der Sicherheit und beim
Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer/innen.

(2) Fur Betriebe im Sinne des §34 des Arbeitsverfassungsgesetzes sowie gleichgestellte
Arbeitsstatten im Sinne des § 35 des Arbeitsverfassungsgesetzes, fur die Belegschaftsorgane bestehen,
gilt folgendes:

1. Sicherheitsvertrauenspersonen sind zu bestellen, wenn in einem Betrieb regelmélig mehr als 10
Arbeitnehmer beschaftigt werden.

(Anm.: Z 2 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 159/2001)

3. Die Bestellung bedarf der Zustimmung der zustdndigen Belegschaftsorgane. Dies gilt auch dann,
wenn ein Betriebsratsmitglied die Aufgaben einer Sicherheitsvertrauensperson ibernimmt.
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4. Fur einzelne zum Betrieb gehdrende Arbeitsstatten, Baustellen und auswaértige Arbeitsstellen ist
eine gesonderte Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen zuldssig, wenn dies auf Grund der
betrieblichen Verhéltnisse zweckmalBig ist. Fir jene Arbeitsstatten des Betriebes, in denen
regelmaRig mehr als 50 Arbeitnehmer beschaftigt werden, mul eine gesonderte Bestellung von
Sicherheitsvertrauenspersonen erfolgen.

(3) Abs. 2 gilt sinngemé&R fir jene nicht unter den Il. Teil des Arbeitsverfassungsgesetzes fallenden
Betriebe, in denen Organe der Personalvertretung nach bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften
bestehen.

(4) Fur Arbeitsstatten, Baustellen und auswartige Arbeitsstellen, flr die keine Belegschaftsorgane im
Sinne des Abs. 2 und 3 bestehen, gilt folgendes:

1. Fir Arbeitsstatten, in denen regelméRig mehr als 10 Arbeitnehmer beschéaftigt werden, sind
Sicherheitsvertrauenspersonen zu bestellen. Die auf Baustellen und auswartigen Arbeitsstellen
beschaftigten Arbeitnehmer sind einzurechnen.

2. Uber die beabsichtigte Bestellung sind alle Arbeitnehmer schriftlich zu informieren. Wenn
mindestens ein Drittel der Arbeitnehmer binnen vier Wochen gegen die beabsichtigte Bestellung
schriftlich Einwénde erhebt, muR eine andere Person bestellt werden.

3. Die gesonderte Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen fiir einzelne Baustellen und
auswartige Arbeitsstellen ist zuléssig.

(5) Die Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen hat auf die Dauer von vier Jahren zu erfolgen.
Eine vorzeitige Abberufung von Sicherheitsvertrauenspersonen hat bei Betrieben im Sinne der Abs. 2 und
3 auf Verlangen der zustandigen Belegschaftsorgane, im Fall des Abs. 4 auf Verlangen von mindestens
einem Drittel der Arbeitnehmer zu erfolgen.

(6) Als Sicherheitsvertrauenspersonen dirfen nur Arbeitnehmer/innen bestellt werden. Sie missen
die flr ihre Aufgaben notwendigen personlichen und fachlichen Voraussetzungen erfullen. Arbeitgeber
haben den Sicherheitsvertrauenspersonen unter Bedachtnahme auf die betrieblichen Belange Gelegenheit
zu geben, die flr ihre Tétigkeit erforderlichen ndheren Fachkenntnisse zu erwerben und zu erweitern.

(7) Arbeitgeber haben sicherzustellen, dall den Sicherheitsvertrauenspersonen die zur Erfullung ihrer
Aufgaben erforderliche Zeit unter Anrechnung auf ihre Arbeitszeit zur Verfligung steht. Den
Sicherheitsvertrauenspersonen sind die fur die Erfullung ihrer Aufgaben erforderlichen Behelfe und
Mittel zur Verfligung zu stellen. Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind angemessen zu unterweisen.

(8) Arbeitgeber sind verpflichtet, die Namen der Sicherheitsvertrauenspersonen dem
Arbeitsinspektorat schriftlich mitzuteilen. Das Arbeitsinspektorat hat diese Mitteilungen den zustandigen
gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitnehmer zur Kenntnis zu bringen.

(9) Die Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen beriihrt nicht die Verantwortlichkeit des
Arbeitgebers fur die Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvorschriften. Den Sicherheitsvertrauenspersonen
kann die Verantwortlichkeit flir die Einhaltung von Arbeitnehmerschutzvorschriften nicht rechtswirksam
Ubertragen werden. §8 15 und 130 Abs. 4 gelten auch fur Sicherheitsvertrauenspersonen.

(10) Sicherheitsfachkréfte oder Arbeitsmediziner/innen dirfen, sofern sie Arbeitnehmer/innen sind,
gleichzeitig auch als Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt sein.

Beachte fir folgende Bestimmung
vgl. § 104
Aufgaben und Beteiligung der Sicherheitsvertrauenspersonen
811. (1) Die Sicherheitsvertrauenspersonen haben in allen Fragen der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes
1. die Arbeitnehmer zu informieren, zu beraten und zu unterstitzen,

2. die Belegschaftsorgane zu informieren, zu beraten und zu unterstiitzen und mit ihnen
zusammenzuarbeiten,

3.in Abstimmung mit den Belegschaftsorganen die Interessen der Arbeitnehmer gegentiber den
Arbeitgebern, den zustandigen Behdrden und sonstigen Stellen zu vertreten,

4. die Arbeitgeber bei der Durchfiihrung des Arbeitnehmerschutzes zu beraten,

5. auf das Vorhandensein der entsprechenden Einrichtungen und Vorkehrungen zu achten und die
Arbeitgeber tber bestehende Méngel zu informieren,

6. auf die Anwendung der gebotenen SchutzmaRnahmen zu achten,
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7. mit den Sicherheitsfachkraften und den Arbeitsmedizinern zusammenzuarbeiten.

(2) Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind bei Ausiibung ihrer in diesem Bundesgesetz geregelten
Aufgaben an keinerlei Weisungen gebunden.

(3) Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind berechtigt, in allen Fragen der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes bei den Arbeitgebern sowie bei den dafiir zustdndigen Stellen die notwendigen
MaRnahmen zu verlangen, Vorschlage fir die Verbesserung der Arbeitsbedingungen zu erstatten und die
Beseitigung von Méngeln zu verlangen.

(4) Arbeitgeber sind verpflichtet, die Sicherheitsvertrauenspersonen in allen Angelegenheiten der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes anzuhdren.

(5) Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind zur etwaigen Hinzuziehung externer Praventivdienste im
Voraus zu horen und vor der Bestellung und Abberufung von Sicherheitsfachkraften, von
Arbeitsmedizinern sowie von fiir die Erste Hilfe, die Brandbekdampfung und Evakuierung zustandigen
Personen zu informieren. Die beabsichtigte Bestellung oder Abberufung ist mit den
Sicherheitsvertrauenspersonen zu beraten, aufler wenn Belegschaftsorgane errichtet sind oder wenn die
Bestellung oder Abberufung im Arbeitsschutzausschu behandelt wird.

(6) Wenn keine Belegschaftsorgane errichtet sind, sind die Arbeitgeber verpflichtet,

1. die Sicherheitsvertrauenspersonen bei der Planung und Einfiihrung neuer Technologien zu den
Auswirkungen zu horen, die die Auswahl der Arbeitsmittel oder Arbeitsstoffe, die Gestaltung der
Arbeitsbedingungen und die Einwirkung der Umwelt auf den Arbeitsplatz flir die Sicherheit und
Gesundheit der Arbeitnehmer haben,

2. die Sicherheitsvertrauenspersonen bei der Auswahl der persdnlichen Schutzausriistung zu
beteiligen und

3. die Sicherheitsvertrauenspersonen bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und der
Festlegung der Malnahmen sowie bei der Planung und Organisation der Unterweisung zu
beteiligen.

(7) Arbeitgeber sind verpflichtet,

1. den Sicherheitsvertrauenspersonen Zugang zu den Sicherheits- und
Gesundheitsschutzdokumenten sowie zu den Aufzeichnungen und Berichten Uber Arbeitsunfélle
zu gewahren;

2. den Sicherheitsvertrauenspersonen folgende Unterlagen zur Verfligung zu stellen:

a) die Unterlagen betreffend die Erkenntnisse gemaR § 3 Abs. 2,

b) die Ergebnisse von Messungen betreffend geféhrliche Arbeitsstoffe und L&rm sowie sonstiger
Messungen und Untersuchungen, die mit dem Arbeitnehmerschutz im Zusammenhang stehen,
und

¢) die Aufzeichnungen betreffend Arbeitsstoffe und L&rm;

3. die Sicherheitsvertrauenspersonen Uber Grenzwertliberschreitungen sowie deren Ursachen und
uber die getroffenen MaRnahmen unverziiglich zu informieren,

4. die Sicherheitsvertrauenspersonen (ber Auflagen, Vorschreibungen, Bewilligungen und
behordliche Informationen auf dem Gebiet des Arbeitnehmerschutzes zu informieren und zu den
Informationen, die sich aus den SchutzmafRhahmen und MalRnahmen zur Gefahrenverhitung
ergeben, im Voraus anzuhéren,

5. die Sicherheitsvertrauenspersonen zu den Informationen Uber die Gefahren fur Sicherheit und
Gesundheit sowie Uber Schutzmaflnahmen und MaBnahmen zur Gefahrenverhitung im
Allgemeinen und fir die einzelnen Arten von Arbeitsplatzen bzw. Aufgabenbereichen im Voraus
anzuhdren,

6. die Sicherheitsvertrauenspersonen zur Information der Arbeitgeber von betriebsfremden
Arbeitnehmern ber die in Z5 genannten Punkte sowie uUber die fir Erste Hilfe,
Brandbekampfung und Evakuierung gesetzten MalRnahmen, im Voraus anzuhéren.

(8) Werden auf Baustellen Arbeitnehmer mehrerer Arbeitgeber beschéftigt, hat bei der Anhérung
und Beteiligung der Sicherheitsvertrauenspersonen eine angemessene Abstimmung zwischen diesen
Arbeitgebern zu erfolgen, wenn dies angesichts des Ausmales des Risikos und des Umfanges der
Baustelle erforderlich erscheint.

Information

8 12. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, fur eine ausreichende Information der Arbeitnehmer (ber die
Gefahren fur Sicherheit und Gesundheit sowie Uber die Mallnahmen zur Gefahrenverhiitung zu sorgen.
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Diese Information mul} die Arbeitnehmer in die Lage versetzen, durch eine angemessene Mitwirkung zu
Uberprifen, ob die erforderlichen SchutzmaRnahmen getroffen wurden. Diese Information mufl wahrend
der Arbeitszeit erfolgen.

(2) Die Information mufl vor Aufnahme der Tatigkeit erfolgen. Sie muB regelméaRig wiederholt
werden, inshesondere wenn dies auf Grund sich andernder betrieblicher Gegebenheiten erforderlich ist,
weiters bei Anderung der maBgeblichen Arbeitnehmerschutzvorschriften und bei neuen Erkenntnissen auf
dem Gebiet der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes.

(3) Arbeitgeber sind verpflichtet, alle Arbeitnehmer, die einer unmittelbaren erheblichen Gefahr
ausgesetzt sein konnen, unverzlglich Ober diese Gefahr und die getroffenen oder zu treffenden
SchutzmalRnahmen zu informieren.

(4) Die Information muB in verstandlicher Form erfolgen. Bei Arbeitnehmern, die der deutschen
Sprache nicht ausreichend méchtig sind, hat die Information in ihrer Muttersprache oder in einer
sonstigen fiir sie verstdndlichen Sprache zu erfolgen. Arbeitgeber haben sich zu vergewissern, daf} die
Arbeitnehmer die Informationen verstanden haben.

(5) Den Arbeitnehmern sind erforderlichenfalls zur Information geeignete Unterlagen zur Verfiigung
zu stellen. Abs. 4 zweiter und dritter Satz gilt auch fiir diese Unterlagen. Bedienungsanleitungen
betreffend Arbeitsmittel sowie Beipacktexte, Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsdatenblatter
betreffend Arbeitsstoffe sind den betroffenen Arbeitnehmern jedenfalls zur Verflgung zu stellen. Diese
Unterlagen sind erforderlichenfalls am Arbeitsplatz auszuhéngen.

(6) Die Information der einzelnen Arbeitnehmer gemall Abs. 1, 2, 4 und 5 kann entfallen, wenn
Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt oder Belegschaftsorgane errichtet sind, diese entsprechend
informiert wurden und eine Information dieser Personen zur wirksamen Gefahrenverhiitung ausreicht.
Dabei sind Inhalt und Zweck der Information sowie die bestehenden Gefahren und betrieblichen
Gegebenheiten zu beriicksichtigen.

(7) Wenn weder Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt noch Belegschaftsorgane errichtet sind, sind
alle Arbeitnehmer in allen in § 11 Abs. 7 angefiihrten Angelegenheiten zu informieren und sind ihnen die
angefiihrten Unterlagen zur Verfligung zu stellen.

Anhdrung und Beteiligung

8 13. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, die Arbeitnehmer in allen Fragen betreffend die Sicherheit
und die Gesundheit am Arbeitsplatz anzuhéren.

(2) Wenn weder Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt noch Belegschaftsorgane errichtet sind, sind
alle Arbeitnehmer in allen in §11 Abs.5 und 6 angefiihrten Angelegenheiten anzuhdren und zu
beteiligen.

(3) Werden auf einer Baustelle gleichzeitig oder aufeinanderfolgend Arbeitnehmer mehrerer
Arbeitgeber beschéftigt, so hat bei der Anhorung und Beteiligung eine angemessene Abstimmung
zwischen diesen Arbeitgebern zu erfolgen, wenn dies angesichts des Ausmales des Risikos und des
Umfanges der Baustelle erforderlich erscheint.

Unterweisung

8 14. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, fir eine ausreichende Unterweisung der Arbeitnehmer (iber
Sicherheit und Gesundheitsschutz zu sorgen. Die Unterweisung mull wahrend der Arbeitszeit erfolgen.
Die Unterweisung muB3 nachweislich erfolgen. Fir die Unterweisung sind erforderlichenfalls geeignete
Fachleute heranzuziehen.

(2) Eine Unterweisung muf jedenfalls erfolgen

1. vor Aufnahme der Tétigkeit,
. bei einer Versetzung oder Veranderung des Aufgabenbereiches,
. bei Einfiihrung oder Anderung von Arbeitsmitteln,
. bei Einflihrung neuer Arbeitsstoffe,
. bei Einfiihrung oder Anderung von Arbeitsverfahren und
. nach Unféllen oder Ereignissen, die beinahe zu einem Unfall gefihrt hatten, sofern dies zur
Verhitung weiterer Unfélle natzlich erscheint.

(3) Die Unterweisung mufl auf den Arbeitsplatz und den Aufgabenbereich des Arbeitnehmers
ausgerichtet sein. Sie muR an die Entwicklung der Gefahrenmomente und an die Entstehung neuer
Gefahren angepalit sein. Die Unterweisung muR auch die bei absehbaren Betriebsstérungen zu treffenden
MaRnahmen umfassen. Die Unterweisung ist erforderlichenfalls in regelmdRigen Abstdnden zu

o Ok N
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wiederholen, jedenfalls dann, wenn dies gemal} 8 4 Abs. 3 als MalRnahme zur Gefahrenverhiitung oder in
einer Verordnung zu diesem Bundesgesetz festgelegt ist.

(4) Die Unterweisung mufl dem Erfahrungsstand der Arbeitnehmer angepalt sein und in
verstandlicher Form erfolgen. Bei Arbeitnehmern, die der deutschen Sprache nicht ausreichend mdchtig
sind, hat die Unterweisung in ihrer Muttersprache oder in einer sonstigen fir sie verstandlichen Sprache
zu erfolgen. Arbeitgeber haben sich zu vergewissern, daf’ die Arbeitnehmer die Unterweisung verstanden
haben.

(5) Die Unterweisung kann auch schriftlich erfolgen. Erforderlichenfalls sind den Arbeitnehmern
schriftliche Betriebsanweisungen und sonstige Anweisungen zur Verfligung zu stellen. Diese
Anweisungen sind erforderlichenfalls am Arbeitsplatz auszuhangen. Abs. 4 zweiter und dritter Satz gilt
auch fur schriftliche Anweisungen.

Pflichten der Arbeitnehmer

8 15. (1) Arbeitnehmer haben die zum Schutz des Lebens, der Gesundheit und der Integritat und
Wirde nach diesem Bundesgesetz, den dazu erlassenen Verordnungen sowie behordlichen
Vorschreibungen gebotenen SchutzmaBnahmen anzuwenden, und zwar gemaR ihrer Unterweisung und
den Anweisungen des Arbeitgebers. Sie haben sich so zu verhalten, dafl eine Gefdhrdung soweit als
maglich vermieden wird.

(2) Arbeitnehmer sind verpflichtet, gemaR ihrer Unterweisung und den Anweisungen des
Arbeitgebers die Arbeitsmittel ordnungsgemdl zu benutzen und die ihnen zur Verfligung gestellte,
diesem Bundesgesetz entsprechende persénliche Schutzausristung zweckentsprechend zu benutzen und
sie nach Benutzung an dem daflir vorgesehenen Platz zu lagern.

(3) Arbeitnehmer dirfen Schutzeinrichtungen nicht entfernen, auBer Betrieb setzen, willkurlich
verdndern oder umstellen, soweit dies nicht aus arbeitstechnischen Grinden, insbesondere zur
Durchfliihrung von Einstellungs-, Reparatur- oder Wartungsarbeiten, unbedingt notwendig ist. Sie sind
verpflichtet, gemal ihrer Unterweisung und den Anweisungen des Arbeitgebers die Schutzeinrichtungen
ordnungsgemal zu benutzen.

(4) Arbeitnehmer dirfen sich nicht durch Alkohol, Arzneimittel oder Suchtgift in einen Zustand
versetzen, in dem sie sich oder andere Personen gefahrden kdnnen.

(5) Arbeitnehmer haben jeden Arbeitsunfall, jedes Ereignis, das beinahe zu einem Unfall gefiihrt
hatte, und jede von ihnen festgestellte ernste und unmittelbare Gefahr fiir Sicherheit oder Gesundheit
sowie jeden an den Schutzsystemen festgestellten Defekt unverziiglich den zustdndigen Vorgesetzten
oder den sonst dafuir zustdndigen Personen zu melden.

(6) Wenn sie bei unmittelbarer erheblicher Gefahr die zustdndigen Vorgesetzten oder die sonst
zustandigen Personen nicht erreichen konnen, sind Arbeitnehmer verpflichtet, nach Mafgabe der
Festlegungen in den Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumenten, ihrer Information und
Unterweisung sowie der zur Verfligung stehenden technischen Mittel selbst die ihnen zumutbaren
unbedingt notwendigen MalRnahmen zu treffen, um die anderen Arbeitnehmer zu warnen und Nachteile
fiir Leben oder Gesundheit abzuwenden.

(7) Arbeitnehmer haben gemeinsam mit dem Arbeitgeber, den Sicherheitsvertrauenspersonen und
den Préventivdiensten darauf hinzuwirken, dafl die zum Schutz der Arbeitnehmer vorgesehenen
MaRnahmen eingehalten werden und daB die Arbeitgeber gewahrleisten, dal das Arbeitsumfeld und die
Arbeitsbedingungen sicher sind und keine Gefahren flr Sicherheit oder Gesundheit aufweisen.

(8) Die Pflichten der Arbeitnehmer in Fragen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes beriihren
nicht die Verantwortlichkeit des Arbeitgebers flr die Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvorschriften.

Aufzeichnungen und Berichte Uber Arbeitsunfélle

8 16. (1) Arbeitgeber haben Aufzeichnungen zu fithren
1. Uber alle todlichen Arbeitsunfalle,

2. Uber alle Arbeitsunfélle, die eine Verletzung eines Arbeitnehmers mit einem Arbeitsausfall von
mehr als drei Kalendertagen zur Folge haben.

(Anm.: aufgehoben durch Art. 1 Z 2, BGBI. | Nr. 126/2017)
(2) Die Aufzeichnungen geméaR Abs. 1 sind mindestens funf Jahre aufzubewahren.

(3) Arbeitgeber sind verpflichtet, auf Verlangen des Arbeitsinspektorates Berichte iber bestimmte
Arbeitsunfélle zu erstellen und dem Arbeitsinspektorat zu Gbermitteln.
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Beachte fur folgende Bestimmung
Zu Abs. 2: vgl. § 105

Instandhaltung, Reinigung, Prifung

8 17. (1) Arbeitgeber haben dafiir zu sorgen, dal die Arbeitsstatten einschlieflich der Sanitér- und
Sozialeinrichtungen, die elektrischen Anlagen, Arbeitsmittel und Gegenstdnde der personlichen
Schutzausristung sowie die Einrichtungen zur Brandmeldung oder -bekdmpfung, zur Erste-Hilfe-
Leistung und zur Rettung aus Gefahr ordnungsgemaR instand gehalten und gereinigt werden.

(2) Arbeitgeber haben unbeschadet der in den folgenden Abschnitten dieses Bundesgesetzes
vorgesehenen besonderen Prufpflichten dafiir zu sorgen, daf elektrische Anlagen, Arbeitsmittel,
Gegenstande der personlichen  Schutzausriistung sowie Einrichtungen zur Brandmeldung
oder -bekampfung und zur Rettung aus Gefahr in regelmaRigen Abstadnden auf ihren ordnungsgematen
Zustand Uberprift werden und festgestellte Mangel unverziiglich beseitigt werden.

Verordnungen
8§ 18. Der Bundesminister fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat in Durchfuhrung des 1.
Abschnittes durch Verordnung néher zu regeln:

1. die Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente, wobei die Art der Tatigkeiten und die GroRe
des Unternehmens bzw. der Arbeitsstitte, Baustelle oder auswértigen Arbeitsstelle zu
berucksichtigen sind,

2. Arbeiten, mit denen Arbeitnehmerinnen nicht oder nur unter Bedingungen oder Einschrankungen
beschaftigt werden dirfen,

3. die Mindestanzahl der Sicherheitsvertrauenspersonen.

2. Abschnitt
Arbeitsstatten und Baustellen

Anwendungsbereich

8 19. (1) Arbeitsstétten sind
1. alle Gebdude und sonstigen baulichen Anlagen sowie Teile von Geb&uden oder sonstigen
baulichen Anlagen, in denen Arbeitsplatze eingerichtet sind oder eingerichtet werden sollen oder
zu denen Arbeitnehmer im Rahmen ihrer Arbeit Zugang haben (Arbeitsstatten in Geb&uden),
sowie
2. alle Orte auf einem Betriebsgelande, zu denen
Arbeitnehmer im Rahmen ihrer Arbeit Zugang haben (Arbeitsstatten im Freien).

(2) Als Arbeitsstatten im Sinne des Abs. 1 Z 1 gelten auch Wohnwagen, Container und sonstige
ahnliche Einrichtungen, sowie Tragluftbauten, die zur Nutzung flr Arbeitsplatze vorgesehen sind.

(3) Die 88 20 bis 28 gelten nicht fr

1. Gebédude und sonstige bauliche Anlagen, die dem Gottesdienst gesetzlich anerkannter Kirchen
und Religionsgesellschaften gewidmet sind,

2. Felder, Waélder und sonstige Flachen, die zu einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb
gehoren und auBerhalb seiner verbauten Flache liegen.

Allgemeine Bestimmungen Uber Arbeitsstatten und Baustellen

8§ 20. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, Arbeitsstatten und Baustellen entsprechend den Vorschriften
dieses Bundesgesetzes sowie den dazu erlassenen Verordnungen und entsprechend den fiir sie geltenden
behdrdlichen Vorschreibungen einzurichten und zu betreiben.

(2) Befinden sich in einer Arbeitsstitte oder auf einer Baustelle Gefahrenbereiche, in denen
Absturzgefahr fur die Arbeitnehmer oder die Gefahr des Herabfallens von Gegenstdnden besteht, so
muissen diese Bereiche nach Madglichkeit mit Vorrichtungen ausgestattet sein, die unbefugte
Arbeitnehmer am Betreten dieser Bereiche hindern. Dies gilt auch fiir sonstige Bereiche, in denen
besondere Gefahren bestehen, insbesondere durch elektrische Spannung, radioaktive Stoffe, ionisierende
oder nichtionisierende Strahlung oder durch L&rm oder sonstige physikalische Einwirkungen.
Gefahrenbereiche missen gut sichtbar und dauerhaft gekennzeichnet sein.
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(3) Elektrische Anlagen missen so geplant und installiert sein, da von ihnen keine Brand- oder
Explosionsgefahr ausgeht und dal3 Arbeitnehmer bei direktem oder indirektem Kontakt angemessen vor
Unfallgefahren geschitzt sind.

(4) Der Verkehr innerhalb der Arbeitsstatten und auf den Baustellen ist so abzuwickeln, dafi3
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer nicht gefahrdet werden. Die der Verkehrssicherheit
dienenden Vorschriften der Stralenverkehrsordnung 1960, BGBI. Nr. 159, sind sinngemaR anzuwenden,
soweit nicht betriebliche Notwendigkeiten eine Abweichung erfordern. Solche Abweichungen sind in der
Avrbeitsstatte oder auf der Baustelle entsprechend bekanntzumachen.

(5) Lagerungen sind in einer Weise vorzunehmen, daR Gefahren fiir Sicherheit oder Gesundheit der
Arbeitnehmer nach Madglichkeit vermieden werden, wobei inshesondere die Beschaffenheit und die
allfallige besondere Gefahrlichkeit der gelagerten Gegenstande zu beriicksichtigen sind.

(6) Arbeitsstatten und Baustellen, infauf denen Arbeitnehmer bei Ausfall der kinstlichen
Beleuchtung in besonderem MalR Gefahren ausgesetzt sind, miissen mit einer ausreichenden
Sicherheitsbeleuchtung ausgestattet sein.

(7) Arbeitgeber/innen haben dafiir zu sorgen, dass auf Arbeitsstatten im Bergbau die erforderlichen
Kommunikations-, Warn- und Alarmsysteme vorhanden sind, damit im Bedarfsfall unverzuglich Hilfs-,
Evakuierungs- und RettungsmaBnahmen eingeleitet werden kdnnen.

Beachte flr folgende Bestimmung
Zu Abs. 5: Zum Inkrafttreten vgl. § 106 Abs. 2 dieses BG und § 48 Abs. 3, BGBI. 11 Nr. 368/1998.
Arbeitsstatten in Gebauden

8 21. (1) Arbeitsstatten in Gebduden missen eine der Nutzungsart entsprechende Konstruktion und
Festigkeit aufweisen.

(2) Arbeitsstatten in Gebduden missen mdglichst ausreichend Tageslicht erhalten und mit
Einrichtungen flr eine der Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer angemessene
klinstliche Beleuchtung ausgestattet sein.

(3) Ausgange und Verkehrswege missen so angelegt und beschaffen sein, daB sie je nach ihrem
Bestimmungszweck leicht und sicher begangen oder befahren werden kénnen. Anzahl, Anordnung,
Abmessungen und Beschaffenheit der Ausgénge, der Verkehrswege, der Tiren und der Tore missen der
Art, der Nutzung und der Lage der R&ume entsprechen. Ausgénge, Verkehrswege, Tiren und Tore
missen so angelegt sein, daf in der Néhe beschaftigte Arbeitnehmer nicht geféhrdet werden kénnen.

(4) Es muRl daftr vorgesorgt werden, daR alle Arbeitsplatze bei Gefahr von den Arbeitnehmern
schnell und sicher verlassen werden kdnnen. Anzahl, Anordnung, Abmessungen und Beschaffenheit der
Fluchtwege und der Notausgange miissen der héchstmdglichen Anzahl der darauf angewiesenen Personen
sowie der Nutzung der Einrichtung und den Abmessungen der Arbeitsstitte angemessen sein. Die
Verkehrswege zu Fluchtwegen und Notausgéngen sowie die Fluchtwege und Notausgange selbst missen
freigehalten werden, damit sie jederzeit benutzt werden kdnnen. Fluchtwege und Notausgange missen
gut sichtbar und dauerhaft gekennzeichnet sein.

(5) Arbeitsstatten in Gebauden sind gegebenenfalls behindertengerecht zu gestalten. Dies gilt
inshesondere fir Ausgange, Verkehrswege, Turen und Tore und sanitdre Vorkehrungen, die von
behinderten Arbeitnehmern benutzt werden.

(6) Wird ein Geb&ude nur zum Teil fir Arbeitsstatten genutzt, gilt Abs. 3 nur fir jene Ausgénge,
Verkehrswege, Tlren und Tore, die von den Arbeitnehmern benlitzt werden.

Arbeitsrdume
8§ 22. (1) Arbeitsrdume sind jene Raume, in denen mindestens ein standiger Arbeitsplatz eingerichtet
ist.
(2) Arbeitsrdume missen fur den Aufenthalt von Menschen geeignet sein und unter

Beruicksichtigung der Arbeitsvorgédnge und Arbeitsbedingungen den Erfordernissen des Schutzes des
Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer entsprechen.

(3) In Arbeitsraumen mufl unter Beriicksichtigung der Arbeitsvorgange und der korperlichen
Belastung der Arbeitnehmer ausreichend gesundheitlich zutrdgliche Atemluft vorhanden sein und mussen
raumklimatische Verhaltnisse herrschen, die dem menschlichen Organismus angemessen sind.
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(4) Bei der Konstruktion und Einrichtung der Arbeitsrdume ist dafir zu sorgen, dal Ldarm,
elektrostatische Aufladung, Uble Gerliche, Erschitterungen, schadliche Strahlungen, Nasse und
Feuchtigkeit nach Mdglichkeit vermieden werden.

(5) Arbeitsraume missen eine ausreichende Grundflache und Hohe sowie einen ausreichenden
Luftraum aufweisen, sodaR die Arbeitnehmer ohne Beeintrachtigung ihrer Sicherheit, ihrer Gesundheit
und ihres Wohlbefindens ihre Arbeit verrichten kénnen.

(6) Soweit die Zweckbestimmung der Raume und die Art der Arbeitsvorgénge dies zulassen, miissen
Arbeitsrdume ausreichend nattrlich belichtet sein und eine Sichtverbindung mit dem Freien aufweisen.
Bei der Anordnung der Arbeitsplétze ist auf die Lage der Belichtungsflachen und der Sichtverbindung
Bedacht zu nehmen.

(7) Arbeitsraume missen erforderlichenfalls wéhrend der Arbeitszeit unter Beriicksichtigung der
Arbeitsvorgédnge entsprechend kiinstlich beleuchtet sein.

(8) Die FuBbdden der Arbeitsrdume dirfen keine Unebenheiten, Ldcher oder geféhrlichen
Neigungen aufweisen. Sie missen befestigt, trittsicher und rutschfest sein. Sie missen im Bereich der
ortsgebundenen Arbeitsplétze eine ausreichende Wérmeisolierung aufweisen, sofern dies nicht aus
arbeitstechnischen Griinden ausgeschlossen ist.

Sonstige Betriebsraume

8 23. (1) Sonstige Betriebsraume sind jene R&ume, in denen zwar kein stdndiger Arbeitsplatz
eingerichtet ist, aber voriibergehend Arbeiten verrichtet werden.

(2) Sonstige Betriebsrdume missen fir den Aufenthalt von Menschen geeignet sein und unter
Berucksichtigung der Arbeitsvorgadnge und Arbeitsbedingungen den Erfordernissen des Schutzes des
Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer entsprechen.

(3) Soweit dies die Nutzung und die Zweckbestimmung der Rédume zulassen, muf in sonstigen
Betriebsrdumen unter Berlcksichtigung der Arbeitsvorgdnge und der korperlichen Belastung der
Arbeitnehmer ausreichend gesundheitlich  zutrdgliche Atemluft vorhanden sein und mdussen
raumklimatische Verhéltnisse herrschen, die dem menschlichen Organismus angemessen sind.

(4) Sonstige Betriebsraume missen erforderlichenfalls wahrend der Zeit, in der Arbeiten
durchgefiihrt werden, unter Beriicksichtigung der Arbeitsvorgange entsprechend kinstlich beleuchtet
sein.

(5) Die FuRbdden der sonstigen Betriebsraume dirfen keine Unebenheiten, Locher oder gefahrlichen
Neigungen aufweisen. Sie mussen fest, trittsicher und rutschfest sein.

Arbeitsstatten im Freien und Baustellen

8 24. (1) Arbeitsstatten im Freien und Baustellen missen wahrend der Arbeitszeit ausreichend
kinstlich beleuchtet werden, wenn das Tageslicht nicht ausreicht.

(2) Auf Arbeitsstatten im Freien und auf Baustellen sind geeignete Manahmen zu treffen, damit die
Arbeitnehmer bei Gefahr rasch ihren Arbeitsplatz verlassen kénnen und ihnen rasch Hilfe geleistet
werden kann.

(3) Verkehrswege und sonstige Stellen oder Einrichtungen im Freien, die von den Arbeitnehmern im
Rahmen ihrer Tétigkeit benutzt oder betreten werden miissen, sind so zu gestalten und zu erhalten, daf sie
je nach ihrem Bestimmungszweck sicher begangen oder befahren werden kénnen und dal’ in der N&he
beschéftigte Arbeitnehmer nicht gefédhrdet werden.

(4) Fur Gebaude auf Baustellen, in denen Arbeitspléatze eingerichtet sind, gilt § 21 Abs. 1 bis 5. Fir
Raume auf Baustellen, in denen standige Arbeitsplatze eingerichtet sind, wie Blros und Werkstétten, gilt
8 22 Abs. 2 bis 7 und Abs. 8 erster und zweiter Satz. Fir Rdume auf Baustellen, in denen zwar keine
stdndigen Arbeitsplatze eingerichtet sind, in denen aber voriibergehend Arbeiten verrichtet werden, gilt
§ 23 Abs. 1 bis 5.

Brandschutz und Explosionsschutz

8§ 25. (1) Arbeitgeber miissen geeignete Vorkehrungen treffen, um das Entstehen eines Brandes und
im Falle eines Brandes eine Gefahrdung des Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer zu vermeiden.

(2) Arbeitgeber missen geeignete MalRnahmen treffen, die zur Brandbekdmpfung und Evakuierung
der Arbeitnehmer erforderlich sind.

(3) Es missen ausreichende und geeignete Feuerldscheinrichtungen und erforderlichenfalls
Brandmelder und Alarmanlagen vorhanden sein. Die Feuerléscheinrichtungen missen gut sichtbar und
dauerhaft gekennzeichnet sein.
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(4) Arbeitgeber haben Personen zu bestellen, die fur die Brandbekdmpfung und Evakuierung der
Arbeitnehmer zustindig sind. Eine ausreichende Anzahl von Arbeitnehmern mufl mit der Handhabung
der Feuerldscheinrichtungen vertraut sein.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 94/2014)

(6) Arbeitgeber missen geeignete Vorkehrungen treffen, um Explosionen zu verhindern und die
Folgen einer Explosion zu begrenzen.

(7) Arbeitsstatten mussen erforderlichenfalls mit Blitzschutzanlagen versehen sein.

(8) Bei Vorkehrungen und MaBRnahmen gemaR Abs. 1 bis 7 sind die Art der Arbeitsvorgange und
Arbeitsverfahren, die Art und Menge der vorhandenen Arbeitsstoffe, die vorhandenen Einrichtungen und
Arbeitsmittel, die Lage, Abmessungen und Nutzung der Arbeitsstétte sowie die hdchstmdgliche Anzahl
der anwesenden Personen zu beriicksichtigen.

(9) Fir Baustellen gelten Abs. 1 bis 4, 6 und 8 mit der Mallgabe, dal auch die Lage und die
rédumliche Ausdehnung der Baustelle sowie allfallige Unterkiinfte und Behelfshauten besonders zu
berticksichtigen sind.

Erste Hilfe

826. (1) Arbeitgeber miissen geeignete Vorkehrungen treffen, damit Arbeithehmern bei
Verletzungen oder plétzlichen Erkrankungen Erste Hilfe geleistet werden kann.

(2) Es missen ausreichende und geeignete Mittel und Einrichtungen fur die Erste Hilfe samt
Anleitungen vorhanden sein. Die Aufbewahrungsstellen der fir die Erste Hilfe notwendigen Mittel und
Einrichtungen missen gut erreichbar sein sowie gut sichtbar und dauerhaft gekennzeichnet sein.

(3) Es sind in ausreichender Anzahl Personen zu bestellen, die fiir die Erste Hilfe zustandig sind.
Diese Personen miissen Uber eine ausreichende Aushildung fir die Erste Hilfe verfligen. Es ist dafur zu
sorgen, dafl wahrend der Betriebszeit entsprechend der Anzahl der in der Arbeitsstatte anwesenden
Arbeitnehmer fir die Erste Hilfe zustdndige Personen in ausreichender Anzahl anwesend sind.

(4) Fur die Erste Hilfe missen Sanitdtsrdume vorgesehen sein, wenn in einer Arbeitsstétte
regelmaRig mehr als 250 Arbeitnehmer beschéftigt werden oder wenn es wegen der besonderen
Verhdltnisse fur eine rasche und wirksame Erste Hilfe erforderlich ist. Sanitatsrdume missen mit den
erforderlichen Einrichtungen und Mitteln ausgestattet und leicht zugénglich sein. Sie miissen gut sichtbar
und dauerhaft gekennzeichnet sein.

(5) Bei Vorkehrungen und MaRnahmen gemaR Abs. 1 bis 4 sind die Art der Arbeitsvorgénge und
Arbeitsverfahren, die Art und Menge der vorhandenen Arbeitsstoffe, die vorhandenen Einrichtungen und
Arbeitsmittel, das Unfallrisiko, die Lage, Abmessungen und Nutzung der Arbeitsstétte sowie die Anzahl
der in der Arbeitsstatte beschéftigten Arbeitnehmer zu beriicksichtigen.

(6) Fur Baustellen gelten Abs. 1, 2 und 5 mit der MaRgabe, daR auch die Lage und die rdumliche
Ausdehnung der Baustelle besonders zu beriicksichtigen sind, sowie Abs. 3. Sanititsrdume oder
vergleichbare Einrichtungen sind vorzusehen, wenn dies auf Grund der Lage der Baustelle und der
Anzahl der auf der Baustelle beschéaftigten Arbeitnehmer notwendig ist. Fir diese Sanitatseinrichtungen
gilt Abs. 4 zweiter und dritter Satz.

Sanitare Vorkehrungen in Arbeitsstatten

8§ 27. (1) Den Arbeitnehmern sind in ausreichender Anzahl geeignete Waschgelegenheiten mit
hygienisch einwandfreiem, flieRendem und nach Mdglichkeit warmem Wasser, Reinigungsmittel sowie
geeignete Mittel zum Abtrocknen zur Verfligung zu stellen. Waschraume sind zur Verfiigung zu stellen,
wenn

1.von einem Arbeitgeber in einer Arbeitsstatte regelmaBig mehr als zwolf Arbeitnehmer
beschéaftigt werden, oder

2. die Art der Arbeitsvorgange, hygienische oder gesundheitliche Griinde dies erfordern.

(2) Sind nach Abs. 1 Waschrdume einzurichten, so hat eine Trennung nach Geschlecht zu erfolgen,
wenn jedem  Geschlecht mindestens funf Arbeitnehmer angehdren. Sind gemeinsame
Waschgelegenheiten und Waschrdume fiir Arbeithehmer und Arbeitnehmerinnen eingerichtet, ist eine
nach Geschlecht getrennte Benutzung sicherzustellen.

(3) Den Arbeitnehmern sind in der Nahe der Arbeitsplatze, der Aufenthaltsrdume, der
Umkleiderdume und der Waschgelegenheiten oder Waschrdume in ausreichender Anzahl geeignete
Toiletten zur Verfiigung zu stellen. In Vorrdumen von Toiletten mu eine Waschgelegenheit vorhanden
sein, sofern sich nicht in unmittelbarer N&he der Toiletten eine Waschgelegenheit befindet. Werden in

www.ris.bka.gv.at Seite 17 von 73



R | S Bundesrecht konsolidiert

einer Arbeitsstatte regelmaRig mindestens funf Arbeitnehmer und mindestens flinf Arbeitnehmerinnen
beschaftigt, so hat bei den Toiletten eine Trennung nach Geschlecht zu erfolgen.

(4) Jedem Arbeitnehmer ist ein versperrbarer Kleiderkasten oder eine sonstige geeignete
versperrbare Einrichtung zur Aufbewahrung der Privatkleidung und Arbeitskleidung sowie sonstiger
Gegenstande, die ublicherweise zur Arbeitsstatte mitgenommen werden, zur Verflgung zu stellen.
Erforderlichenfalls ist dafiir vorzusorgen, dal die Straenkleidung von der Arbeits- und Schutzkleidung
getrennt verwahrt werden kann. Den Arbeitnehmern sind geeignete Umkleideraume zur Verfiigung zu
stellen, wenn

1. in einer Arbeitsstatte regelmaRig mehr als zwolf Arbeitnehmer beschéaftigt werden, die bei ihrer
Tatigkeit besondere Arbeitskleidung oder Schutzkleidung tragen, oder

2. aus hygienischen, gesundheitlichen oder sittlichen Griinden gesonderte Umkleideraume
erforderlich sind.

(5) Sind nach Abs. 4 Umkleiderdume einzurichten, so hat eine Trennung nach Geschlecht zu
erfolgen, wenn jedem Geschlecht mindestens fiunf Arbeitnehmer angehéren. Sind gemeinsame
Umkleideraume fiir Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen eingerichtet, ist eine nach Geschlecht
getrennte Benutzung sicherzustellen.

(6) Waschrdume missen in der Nahe der Arbeitsplatze gelegen sein, soweit nicht gesonderte
Waschgelegenheiten in der Nahe der Arbeitsplatze zur Verfugung stehen. Waschrdume und
Umkleideraume mussen untereinander leicht erreichbar sein.

(7) Waschrédume, Toiletten und Umkleiderdume miissen entsprechend ihrer Zweckbestimmung und
der Anzahl der Arbeitnehmer bemessen und ausgestattet sein, den hygienischen Anforderungen
entsprechen, eine angemessene Raumtemperatur aufweisen sowie ausreichend be- und entliftet, belichtet
oder beleuchtet sein.

(8) Der Verpflichtung zur Einrichtung von Waschraumen, Toiletten und Umkleiderdumen kann auch
in der Weise entsprochen werden, dal mehrere Arbeitgeber gemeinsam fir ihre Arbeitnehmer
Waschrdaume, Toiletten und Umkleiderdume zur Verfugung stellen. In diesem Fall missen die
Waschraume, Toiletten und Umkleiderdume hinsichtlich ihrer Lage, ihrer Anzahl, ihrer Bemessung und
ihrer Ausstattung den Anforderungen nach Abs. 1 bis 7 unter Zugrundelegung der Gesamtzahl aller
Arbeitnehmer entsprechen.

(9) Den Arbeitnehmern ist Trinkwasser oder ein anderes gesundheitlich einwandfreies, alkoholfreies
Getrénk zur Verfligung zu stellen.

Beachte fir folgende Bestimmung
Zu Abs. 3: Zum Inkrafttreten vgl. § 108 Abs. 1 dieses BG und § 48 Abs. 3, BGBI. Il Nr. 368/1998.
Sozialeinrichtungen in Arbeitsstatten
§28. (1) Den Arbeitnehmern sind fir den Aufenthalt wahrend der Arbeitspausen geeignete
Aufenthaltsraume zur Verfligung zu stellen, wenn

1. Sicherheits- oder Gesundheitsgriinde dies erfordern, insbesondere wegen der Art der ausgelibten
Tatigkeit, der Verwendung geféhrlicher Arbeitsstoffe, der Larmeinwirkung, Erschitterungen
oder sonstigen gesundheitsgefahrdenden Einwirkungen sowie bei l&ngerdauernden Arbeiten im
Freien, oder

2. ein Arbeitgeber in einer Arbeitsstétte regelmaRig mehr als zwdlf Arbeitnehmer beschéftigt.

(2) Den Arbeitnehmern sind in den Aufenthaltsrdumen, wenn solche nicht bestehen, an sonstigen
geeigneten Platzen, Sitzgelegenheiten mit Rickenlehne und Tische in ausreichender Anzahl zur
Einnahme der Mahlzeiten sowie Einrichtungen zum Warmen und zum Kihlen von mitgebrachten Speisen
und Getranken zur Verfligung zu stellen.

(3) Fur jene Arbeitnehmer, in deren Arbeitszeit regelméRig und in erheblichem Umfang Zeiten der
Arbeitsbereitschaft fallen, sind geeignete Bereitschaftsrdume zur Verfiigung zu stellen, wenn

1. sie sich wahrend der Zeiten der Arbeitsbereitschaft nicht in Aufenthaltsraumen oder anderen
geeigneten Raumen aufhalten durfen und

2. Gesundheits- oder Sicherheitsgriinde die Einrichtung von Bereitschaftsrdumen erfordern.

(4) Aufenthaltsraume und Bereitschaftsraume missen leicht erreichbar sein.

(5) Aufenthaltsraume und Bereitschaftsradume missen entsprechend ihrer Zweckbestimmung und der
Anzahl der Arbeitnehmer bemessen und ausgestattet sein, den hygienischen Anforderungen entsprechen,
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angemessene raumklimatische Verhéltnisse aufweisen, ausreichend be- und entluftet, belichtet oder
beleuchtet und gegen Larm, Erschutterungen und sonstige gesundheitsgefahrdende Einwirkungen
geschiitzt sein.

(6) Der Verpflichtung Aufenthaltsraume zur Verfligung zu stellen, kann auch in der Weise
entsprochen werden, dall mehrere Arbeitgeber gemeinsam flr ihre Arbeitnehmer Aufenthaltsrdume zur
Verfiigung stellen. In diesem Fall miissen die Aufenthaltsrdume hinsichtlich ihrer Lage, ihrer Anzahl,
ihrer Bemessung und ihrer Ausstattung den Anforderungen nach Abs. 1, 2, 4 und 5 unter Zugrundelegung
der Gesamtzahl aller Arbeitnehmer entsprechen.

(7) Raume, die den Arbeitnehmern vom Arbeitgeber zu Wohnzwecken oder zur Nachtigung zur
Verfiigung gestellt werden, missen entsprechend ihrer Zweckbestimmung bemessen und ausgestattet
sein, den hygienischen Anforderungen entsprechen, angemessene raumklimatische Verhaltnisse
aufweisen, ausreichend be- und entluftet, belichtet und beleuchtbar sein. Den Arbeitnehmern missen
geeignete Duschen, Waschgelegenheiten und Toiletten zur Verfligung stehen.

(8) Abs. 7 gilt nicht fir Werks- und Dienstwohnungen.
Sanitare Vorkehrungen und Sozialeinrichtungen auf Baustellen

829. (1) Den Arbeitnehmern ist Trinkwasser oder ein anderes gesundheitlich einwandfreies,
alkoholfreies Getrank zur Verfugung zu stellen.

(2) Den Arbeitnehmern missen im gebotenen Umfang entsprechende Waschgelegenheiten oder
Waschrdume, Toiletten, Aufenthaltsrdume, Kleiderkadsten oder sonstige geeignete Einrichtungen,
Umkleidemdglichkeiten und Unterkinfte zur Verfligung stehen, soweit dies unter Beriicksichtigung der
Lage der Baustelle, der ortlichen Gegebenheiten, der Art und Dauer der Téatigkeiten und der Anzahl der
Arbeitnehmer erforderlich ist.

(3) Der Verpflichtung zur Einrichtung von Waschrdumen, Toiletten, Aufenthaltsrdumen und
Unterkiinften kann auch in der Weise entsprochen werden, da mehrere Arbeitgeber gemeinsam fir ihre
Arbeitnehmer solche Einrichtungen zur Verfiigung stellen. In diesem Fall mussen diese Einrichtungen
hinsichtlich ihrer Lage, ihrer Anzahl, ihrer Bemessung und ihrer Ausstattung der Gesamtzahl aller
Arbeitnehmer entsprechen.

Nichtraucher/innenschutz

8§ 30. (1) Arbeitgeber/innen haben dafiir zu sorgen, dass nicht rauchende Arbeitnehmer/innen vor den
Einwirkungen von Tabakrauch am Arbeitsplatz geschutzt sind, soweit dies nach der Art des Betriebes
maglich ist.

(2) In Arbeitsstatten in Gebduden ist das Rauchen fiir Arbeitgeber/innen und Arbeitnehmer/innen
verboten, sofern Nichtraucher/innen in der Arbeitsstétte beschaftigt werden.

(3) Ist eine ausreichende Zahl von Réumlichkeiten in der Arbeitsstatte vorhanden, kann der/die
Arbeitgeber/in abweichend von Abs. 2 einzelne Raume einrichten, in denen das Rauchen gestattet ist,
sofern es sich nicht um Arbeitsraume handelt und gewahrleistet ist, dass der Tabakrauch nicht in die mit
Rauchverbot belegten Bereiche der Arbeitsstitte dringt und das Rauchverbot dadurch nicht umgangen
wird. Aufenthalts-, Bereitschafts-, Sanitats- und Umkleiderdume dirfen nicht als Raucher/innenrdume
eingerichtet werden.

(4) Abs. 1 bis 3 gelten auch fir die Verwendung von verwandten Erzeugnissen und Wasserpfeifen
im Sinn des Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw. Nichtraucherschutzgesetzes — TNRSG, BGBI.
Nr. 431/1995.

Schwimmkadrper, schwimmende Anlagen und Geréte, Verkehrsmittel

8 31. (1) Einrichtungen auf Schwimmkdrpern, schwimmenden Anlagen und Gerdten im Sinne des
§ 2 Schifffahrtsgesetzes, BGBI. | Nr. 62/1997 die zur Nutzung fur Arbeitsplatze vorgesehen sind, und den
Avrbeitsstatten im Sinne des 819 Abs.1 vergleichbar sind, sind den 8§20 bis 24 entsprechend
einzurichten und zu betreiben, soweit dies nach der Art und Zweckbestimmung dieser Einrichtungen
moglich und zum Schutz der Arbeitnehmer erforderlich ist. In diesen Einrichtungen sind die
erforderlichen Vorkehrungen zum Brandschutz und Explosionsschutz, fur die Erste Hilfe sowie fir das
rasche und sichere Verlassen dieser Einrichtungen im Notfall zu treffen und die erforderlichen Mittel
bereitzustellen. Dabei sind die Art, Grolle und Zweckbestimmung der Einrichtung, die Ausstattung, die
Art und Menge der vorhandenen Arbeitsstoffe oder der transportierten Gter und Stoffe, die Arbeitsmittel
sowie die grofitmdgliche Anzahl der anwesenden Personen zu beriicksichtigen.

(2) Abs. 1 gilt auch fur Einrichtungen in Verkehrsmitteln zum Transport auf dem Luftweg, dem
Wasserweg, im Stralenbahn- oder Eisenbahnverkehr.

www.ris.bka.gv.at Seite 19 von 73



R | S Bundesrecht konsolidiert

(3) In Einrichtungen gemdl Abs. 1 und 2, falls dies nicht mdglich ist, in deren Néhe oder an
sonstigen geeigneten Platzen, sind den Arbeitnehmern geeignete Waschgelegenheiten oder Waschraume,
Toiletten, Kleiderkéasten und Umkleiderdume sowie fur den Aufenthalt wéahrend der Arbeitspausen, der
Bereitschaftszeiten und gegebenenfalls auch der Ruhezeiten Sozialeinrichtungen zur Verfiigung zu
stellen. Auf diese Einrichtungen sind 8§ 27 und 28 sinngemaR mit der MalRgabe anzuwenden, daf} die
Anzahl der Arbeitnehmer, die Art und Dauer der Arbeitsvorgange, die Arbeitsbedingungen sowie Art und
Zweckbestimmung der Einrichtung zu beriicksichtigen sind. Den Arbeitnehmern ist Trinkwasser oder ein
anderes gesundheitlich einwandfreies, alkoholfreies Getrank zur Verfuigung zu stellen.

(4) In Einrichtungen gemal Abs. 1 und 2 ist fir den Schutz der Nichtraucher vor den Einwirkungen
von Tabakrauch zu sorgen.

(5) Einrichtungen nach Abs. 1 und 2 sind gegebenenfalls behindertengerecht zu gestalten, soweit die
Art und Zweckbestimmung der Einrichtung dem nicht entgegenstehen.

Verordnungen tber Arbeitsstatten und Baustellen

§ 32. (1) Der Bundesminister flir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat in Durchfiihrung des
2. Abschnittes durch Verordnung ndher zu regeln:

1. die behindertengerechte Gestaltung von Arbeitsstatten in Gebauden,
2. die Bestellung von flr Brandbekdmpfung und Evakuierung zustandigen Personen und
3. die Bereitschaftsraume.

(2) Der Bundesminister fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz kann durch Verordnung néhere
Durchflhrungsbestimmungen zu 8 31 erlassen.

3. Abschnitt
Arbeitsmittel

Allgemeine Bestimmungen tber Arbeitsmittel

§ 33. (1) Die Benutzung von Arbeitsmitteln sind alle ein Arbeitsmittel betreffenden Tatigkeiten wie
In- und Auferbetriebnahme, Gebrauch, Transport, Instandsetzung, Umbau, Instandhaltung, Wartung und
Reinigung.

(2) Arbeitgeber haben dafir zu sorgen, daf Arbeitsmittel entsprechend den Bestimmungen dieses
Abschnittes und den gemaR 8§ 39 erlassenen Verordnungen beschaffen sind, aufgestellt, erhalten und
benutzt werden.

(3) Arbeitgeber diirfen nur solche Arbeitsmittel zur Verfligung stellen, die

1. fur die jeweilige Arbeit in Bezug auf Sicherheit und Gesundheitsschutz geeignet sind oder
zweckentsprechend angepaft werden und

2. hinsichtlich Konstruktion, Bau und weiterer SchutzmalRhahmen den fiir sie geltenden
Rechtsvorschriften tber Sicherheits- oder Gesundheitsanforderungen entsprechen.

(4) Werden von Arbeitgebern Arbeitsmittel erworben, die nach den fir sie geltenden
Rechtsvorschriften gekennzeichnet sind, kdnnen Arbeitgeber, die Uber keine anderen Erkenntnisse
verflgen, davon ausgehen, dal diese Arbeitsmittel hinsichtlich Konstruktion, Bau und weiterer
SchutzmalBnahmen den fiir sie im Zeitpunkt des Inverkehrbringens geltenden Rechtsvorschriften ber
Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen entsprechen.

(5) Arbeitgeber haben bei der Auswahl der einzusetzenden Arbeitsmittel die besonderen
Bedingungen und Eigenschaften der Arbeit sowie die am Arbeitsplatz bestehenden Gefahren fir die
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer und die Gefahren, die aus der Benutzung erwachsen kdnnen,
zu berlicksichtigen. Es durfen nur Arbeitsmittel eingesetzt werden, die nach dem Stand der Technik die
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer so gering als mdglich gefahrden.

(6) Sofern es nicht moglich ist, die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer bei der
Benutzung eines Arbeitsmittels in vollem Umfang zu gewahrleisten, haben Arbeitgeber geeignete
Malnahmen zu treffen, um die Gefahren weitestgehend zu verringern sowie erforderlichenfalls Not- und
RettungsmafRnahmen festzulegen. Insbesondere haben Arbeitgeber auch dafur Sorge zu tragen, daf’
Arbeitnehmer die Zeit und Mdglichkeit haben, sich den mit der In- und AuBerbetriebnahme des
Arbeitsmittels verbundenen Gefahren rasch zu entziehen.
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Aufstellung von Arbeitsmitteln

8§ 34. (1) Als ,,Aufstellung* im Sinne dieser Bestimmung gilt das Montieren, Installieren, Aufbauen
und Anordnen von Arbeitsmitteln.

(2) Arbeitgeber haben bei der Aufstellung von Arbeitsmitteln die besonderen Bedingungen und
Eigenschaften der Arbeitsmittel und der Arbeit sowie die am Arbeitsplatz bestehenden Gefahren fiir
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer und die Gefahren, die aus der Benutzung der Arbeitsmittel
erwachsen koénnen, zu bertcksichtigen. Bei der Aufstellung von Arbeitsmitteln ist insbesondere darauf zu
achten, daf3

1. ausreichend Raum zwischen ihren mobilen Bauteilen und festen oder mobilen Bauteilen in ihrer

Umgebung vorhanden ist,

2. alle verwendeten oder erzeugten Energien und Stoffe sicher zugefiihrt und entfernt werden

kénnen,

3. Arbeitnehmern ausreichend Platz fur die sichere Benutzung der Arbeitsmittel zur Verfligung

steht und

4. Arbeitsmittel nur dann aufgestellt werden, wenn die zuldssige Beanspruchung tragender Bauteile

nicht Uberschritten ist.

(3) Im Freien aufgestellte Arbeitsmittel sind erforderlichenfalls durch Vorrichtungen oder andere
entsprechende MalRnahmen gegen Blitzschlag und Witterungseinflusse zu schitzen.

(4) Werden Arbeitsmittel unter oder in der Nahe von elektrischen Freileitungen aufgestellt oder
benutzt, sind geeignete MaRnahmen zu treffen, um jegliches gefahrbringendes Anndhern der
Arbeitnehmer und der Arbeitsmittel an diese Leitungen sowie Stromschlag durch diese Leitungen zu
verhindern.

(5) Arbeitsmittel und ihre Teile missen durch Befestigung oder durch andere Malinahmen
stabilisiert werden, sofern dies fir die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer
erforderlich ist.

(6) Arbeitgeber haben geeignete MalRnahmen zu treffen, damit Kleidung oder Koérperteile der die
Arbeitsmittel benutzenden Arbeitnehmer nicht erfait werden.

(7) Die Arbeits- und Wartungsbereiche der Arbeitsmittel missen entsprechend der Benutzung
ausreichend belichtet oder beleuchtet sein.

Benutzung von Arbeitsmitteln

8 35. (1) Arbeitgeber haben dafiir zu sorgen, daR bei der Benutzung von Arbeitsmitteln folgende
Grundsatze eingehalten werden:

1. Arbeitsmittel durfen nur fir Arbeitsvorgénge und unter Bedingungen benutzt werden, flr die sie
geeignet sind und fur die sie nach den Angaben der Hersteller oder Inverkehrbringer vorgesehen
sind.

2. Bei der Benutzung von Arbeitsmitteln sind die fur sie geltenden Bedienungsanleitungen der
Hersteller oder Inverkehrbringer sowie die fir sie geltenden elektrotechnischen Vorschriften
einzuhalten.

3. Arbeitsmittel dirfen nur mit den fur die verschiedenen Verwendungszwecke vorgesehenen
Schutz- und Sicherheitseinrichtungen benutzt werden.

4. Die Schutz- und Sicherheitseinrichtungen sind bestimmungsgemal zu verwenden.

5. Arbeitsmittel dlrfen nicht benutzt werden, wenn Beschédigungen festzustellen sind, die die
Sicherheit beeintradchtigen konnen, oder die Schutz- und Sicherheitseinrichtungen nicht
funktionsfahig sind.

(2) Die Benutzung von Arbeitsmitteln, die oder deren Einsatzbedingungen in einem groReren
Umfang verdndert wurden, als dies von den Herstellern oder Inverkehrbringern vorgesehen ist, ist nur
zuldssig, wenn eine Gefahrenanalyse durchgefiihrt wurde und die erforderlichen MalRnahmen getroffen
sind.

(3) Arbeitgeber haben durch entsprechende Informationen, Anweisungen und sonstige geeignete
MaRnahmen dafiir zu sorgen, dal
1. Arbeitnehmer vor Benutzung der Arbeitsmittel priifen, ob diese offenkundige Mangel aufweisen,

2. Arbeitnehmer sich bei Inbetriebnahme der Arbeitsmittel vergewissern, dal} sie sich selbst und
andere Arbeitnehmer nicht in Gefahr bringen und
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3. Arbeitnehmer, die sich bei der Benutzung eines Arbeitsmittels abldsen, festgestellte
UnregelmaRigkeiten bei der Abldsung verstandlich bekanntgeben.

(4) Eine kombinierte Benutzung von Arbeitsmitteln, die nicht von den Herstellern oder
Inverkehrbringern vorgesehen ist, ist nur zul&ssig, wenn

1. die Vertraglichkeit der Arbeitsmittel gewahrleistet ist,
2. eine Gefahrenanalyse durchgefiihrt wurde und

3. sie auf den in der Gefahrenanalyse festgelegten Bereich beschrankt wird und erforderlichenfalls
zusatzliche Einschrankungen und MaRnahmen auf Grund der Gefahrenanalyse getroffen sind.

(5) AuBer Betrieb genommene Arbeitsmittel miissen mit den flr sie vorgesehenen Schutz- und
Sicherheitseinrichtungen versehen sein. Andernfalls sind diese Arbeitsmittel zu demontieren,
unzuganglich oder durch Abnahme und Entfernung wesentlicher Bauelemente oder durch sonstige
geeignete Malnahmen funktionsunfdhig zu machen. Erforderlichenfalls sind zuséatzliche
SchutzmalBnahmen zu treffen.

Beachte fur folgende Bestimmung
Zum Inkrafttreten vgl. § 109 Abs. 1 dieses BG und § 65 Abs. 3, BGBI. 1l Nr. 164/2000.
Gefahrliche Arbeitsmittel

836. (1) Geféhrliche Arbeitsmittel sind Arbeitsmittel, deren Benutzung mit einer mdglichen
spezifischen Gefahrdung der Arbeitnehmer verbunden ist oder deren Benutzung auf Grund ihres
Konzeptes besondere Gefahren mit sich bringt.

(2) Arbeitgeber haben geeignete MalRnahmen zu treffen, damit

1. die Benutzung geféhrlicher Arbeitsmittel nur durch eigens hiezu beauftragte Arbeitnehmer
erfolgt und

2. Instandsetzungs-, Umbau-, Instandhaltungs-, Reinigungs- und Wartungsarbeiten nur von eigens
hiezu befugten, speziell unterwiesenen Personen durchgefiihrt werden.

Prufung von Arbeitsmitteln

8 37. (1) Wenn es auf Grund der Art oder der Einsatzbedingungen fiir die Gewahrleistung der
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist, missen Arbeitsmittel vor der erstmaligen
Inbetriebnahme, nach dem Aufbau an jedem neuen Einsatzort sowie nach groReren Instandsetzungen und
wesentlichen Anderungen auf ihren ordnungsgemaRen Zustand, ihre korrekte Montage und ihre Stabilitat
Uberpruft werden (Abnahmeprifungen). Dies gilt insbesondere fiir Krane, Aufziige, Hebebiihnen sowie
bestimmte Zentrifugen und Hub- und Kipptore.

(2) Arbeitsmittel, bei denen Abnahmeprufungen durchzufiihren sind, sind darlber hinaus in
regelméaBigen Abstdnden auf ihren ordnungsgeméaBen Zustand besonders zu Uberprufen (wiederkehrende
Priifungen). Wiederkehrende Prifungen sind weiters durchzufuhren bei Arbeitsmitteln, die Belastungen
und Einwirkungen ausgesetzt sind, durch die sie derart geschadigt werden kdénnen, dafl dadurch
entstehende Mangel des Arbeitsmittels zu geféhrlichen Situationen fir die Arbeithehmer fiihren kénnen.

(3) Arbeitsmittel, bei denen wiederkehrende Priifungen durchzufiihren sind, sind aulerdem nach
auBergewohnlichen Ereignissen, die schédigende Auswirkungen auf die Sicherheit des Arbeitsmittels
haben kdnnen, auf ihren ordnungsgeméaBen Zustand zu prifen.

(4) Abnahmeprufungen, wiederkehrende Prifungen und Prifungen nach auBergewdhnlichen
Ereignissen dirfen nur durch geeignete fachkundige Personen durchgefiihrt werden.

(5) Fir Arbeitsmittel, bei denen Abnahmepriifungen oder wiederkehrende Prifungen durchzufiihren
sind, ist durch eine geeignete fachkundige Person auf der Grundlage einer Gefahrenanalyse und nach
Malgabe der vorgesehenen Einsatzbedingungen ein Plan flr die Prifung des Arbeitsmittels zu erstellen.
Der Priifplan hat zu enthalten:

1. die Art, die Methode und die Haufigkeit der Priifung,

2. Kriterien zur Bewertung der Priifung und die daraus zu ziehenden SchluRfolgerungen,

3. Ereignisse, die eine aulerordentliche Prifung erforderlich machen und

4. die Geltungsdauer des Prifplans im Zusammenhang mit den Einsatzbedingungen des
Arbeitsmittels.

(6) Die Ergebnisse der Priifung sind von der Person, die die Prifung durchgefiihrt hat, schriftlich
festzuhalten. Diese Aufzeichnungen sind von den Arbeitgebern bis zum Ausscheiden des Arbeitsmittels
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aufzubewahren. Am Einsatzort des Arbeitsmittels mussen Aufzeichnungen oder Kopien tber die letzte
Abnahmeprifung und tber die wiederkehrenden Priifungen vorhanden sein.

(7) Arbeitsmittel dirfen nur benutzt werden, wenn die fiir sie erforderlichen Abnahmepriifungen,
wiederkehrenden Prifungen und Priifungen nach auflergewdhnlichen Ereignissen durchgefiihrt wurden.
Werden bei der Prifung Méngel des Arbeitsmittels festgestellt, darf das Arbeitsmittel erst nach der
Mangelbehebung benutzt werden.

(8) Werden bei einer wiederkehrenden Priifung Mangel des Arbeitsmittels festgestellt, darf das
Arbeitsmittel abweichend von Abs. 7 auch vor Méngelbehebung wieder benutzt werden, wenn

1. die Person, die die Prifung durchgefuhrt hat, im Prufbefund schriftlich festhalt, dal das
Arbeitsmittel bereits vor Mangelbehebung wieder benutzt werden darf und

2. die betroffenen Arbeitnehmer tiber die Méangel des Arbeitsmittels informiert wurden.
Wartung von Arbeitsmitteln
8§ 38. (1) Arbeitgeber haben dafir zu sorgen, dal Arbeitsmittel wéhrend der gesamten Dauer der
Benutzung durch entsprechende Wartung in einem Zustand gehalten werden, der den fur sie geltenden

Rechtsvorschriften entspricht. Bei der Wartung sind die Anleitungen der Hersteller oder Inverkehrbringer
zu berticksichtigen.

(2) Bei Arbeitsmitteln mit Wartungsbuch sind die Eintragungen stets auf dem neuesten Stand zu
halten.

Verordnungen tber Arbeitsmittel
8§ 39. (1) Der Bundesminister fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat in Durchfiihrung des
3. Abschnittes durch Verordnung néher zu regeln:
1. Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen fir Arbeitsmittel sowie die erforderlichen
Ubergangsregelungen fiir bereits in Verwendung stehende Arbeitsmittel,
2. eine Liste der gefahrlichen Arbeitsmittel,
3. die Prifung von Arbeitsmitteln.
(2) Der Bundesminister fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz kann unter Berucksichtigung
der Gefahren fiir die Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer und unter Bedachtnahme auf

Rechtsvorschriften tber das Inverkehrbringen sowie auf internationale Ubereinkommen durch
Verordnung Arbeitsmittel bezeichnen, fiir die ein Wartungsbuch zu fuhren ist.

(3) Fiir Arbeitsmittel, auf die die Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194/1994, nicht anzuwenden ist,
kann der Bundesminister fir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz durch Verordnung die
grundlegenden Sicherheitsanforderungen hinsichtlich Konstruktion, Bau und weiterer SchutzmaRnahmen
einschlieBlich der Erstellung von Beschreibungen und Bedienungsanleitungen festlegen. In diesen
Verordnungen kénnen auch besondere Regelungen iiber die Priifung, Ubereinstimmungserklirung und
Uber eine Zulassung durch Bescheid des Bundesministers fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
getroffen werden.

4. Abschnitt
Arbeitsstoffe

Gefahrliche Arbeitsstoffe

840. (1) Geféhrliche Arbeitsstoffe sind explosionsgeféhrliche, brandgefahrliche und
gesundheitsgefahrdende Arbeitsstoffe sowie biologische Arbeitsstoffe, sofern nicht die Ermittlung und
Beurteilung gemdl § 41 ergeben hat, daf? es sich um einen biologischen Arbeitsstoff der Gruppe 1 ohne
erkennbares Gesundheitsrisiko fir die Arbeitnehmer handelt. Soweit im Folgenden Gefahrenklassen oder
-kategorien genannt sind, sind diese im Sinne der Kriterien nach Anhang | Teil 2 und 3 der Verordnung
(EG) Nr. 1272/2008 (CLP-Verordnung) zu verstehen, auch wenn der Arbeitsstoff nicht aufgrund dieser
Verordnung eingestuft ist.

(2) Explosionsgeféahrliche Arbeitsstoffe sind Arbeitsstoffe, die zugeordnet werden kénnen:

1. explosiven Stoffen/Gemischen und Erzeugnissen mit Explosivstoff (Gefahrenklasse 2.1),
2. selbstzersetzlichen Stoffen oder Gemischen (Gefahrenklasse 2.8), Typ A und B,
3. organischen Peroxiden (Gefahrenklasse 2.15), Typ A und B.
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(2a) Explosionsgefahrliche Arbeitsstoffe sind weiters Arbeitsstoffe, die explosionsgefahrliche
Eigenschaften im Sinne des § 3 des Chemikaliengesetzes 1996, BGBI. | Nr. 53/1997 in der Fassung
BGBI. | Nr. 14/2015, aufweisen.

(3) Brandgefahrliche Arbeitsstoffe sind

1. oxidierende (entziindende) Arbeitsstoffe, die zugeordnet werden kénnen;

a. oxidierenden Gasen (Gefahrenklasse 2.4),
b. oxidierenden Flussigkeiten (Gefahrenklasse 2.13),
c. oxidierenden Feststoffen (Gefahrenklasse 2.14);

2. extrem entziindbare, leicht entziindbare und entziindbare Arbeitsstoffe, die zugeordnet werden
kdénnen:

. entziindbaren Gasen (Gefahrenklasse 2.2),

. entziindbaren Aerosolen (Gefahrenklasse 2.3),

. entziindbaren Flissigkeiten (Gefahrenklasse 2.6),

. entziindbaren Feststoffen (Gefahrenklasse 2.7),

. selbstzersetzlichen Stoffen oder Gemischen (Gefahrenklasse 2.8) auBRer Typ A und B,
. pyrophoren Flussigkeiten (Gefahrenklasse 2.9),

. pyrophoren Feststoffen (Gefahrenklasse 2.10),

. selbsterhitzungsfahigen Stoffen oder Gemischen (Gefahrenklasse 2.11),

. Stoffen oder Gemischen, die in Berlhrung mit Wasser entziindbare Gase entwickeln
(Gefahrenklasse 2.12),

j. organischen Peroxiden (Gefahrenklasse 2.15) aufler Typ A und B.
(3a) Brandgefahrliche Arbeitsstoffe sind  weiters  Arbeitsstoffe, die brandférdernde,

hochentzlindliche, leicht entzlndliche oder entziindliche Eigenschaften im Sinne des 83 des
Chemikaliengesetzes 1996, BGBI. I Nr. 53/1997 in der Fassung BGBI. | Nr. 14/2015, aufweisen.

(4) Gesundheitsgefahrdende Arbeitsstoffe sind  Arbeitsstoffe, die einer der folgenden

Gefahrenklassen zugeordnet werden kdnnen:
1. Akute Toxizitat (Gefahrenklasse 3.1),

. Atz-/Reizwirkung auf die Haut (Gefahrenklasse 3.2),
. Schwere Augenschadigung/Augenreizung (Gefahrenklasse 3.3),
. Sensibilisierung der Atemwege oder der Haut (Gefahrenklasse 3.4),
. Keimzellmutagenitat (Gefahrenklasse 3.5),
. Karzinogenitéat (Gefahrenklasse 3.6),
. Reproduktionstoxizitat (Gefahrenklasse 3.7),
. Spezifische Zielorgan-Toxizitat, einmalige Exposition (Gefahrenklasse 3.8),
. Spezifische Zielorgan-Toxizitat, wiederholte Exposition (Gefahrenklasse 3.9),
. Aspirationsgefahr (Gefahrenklasse 3.10).

(4a) Gesundheitsgefahrdende Arbeitsstoffe sind weiters Arbeitsstoffe, die sehr giftige, giftige,
gesundheitsschadliche (mindergiftige), &tzende, reizende, krebserzeugende, erbgutverédndernde,

fortpflanzungsgefahrdende  oder  sensibilisierende  Eigenschaften im Sinne des 83 des
Chemikaliengesetzes 1996, BGBI. | Nr. 53/1997 in der Fassung BGBI. | Nr. 14/2015, aufweisen.

(4b) Gesundheitsgefahrdende Arbeitsstoffe sind weiters Arbeitsstoffe, die eine der folgenden
Eigenschaften aufweisen:

1., fibrogen®, wenn sie als Schwebstoffe durch Einatmen mit Bindegewebsbildung einhergehende
Erkrankungen der Lunge verursachen kénnen;

2. ,radioaktiv, wenn sie zufolge spontaner Kernprozesse ionisierende Strahlen aussenden;

3. ,,biologisch inert*, wenn sie als Stdube weder giftig noch fibrogen wirken und keine spezifischen
Krankheitserscheinungen hervorrufen, jedoch eine Beeintrdchtigung von Funktionen der
Atmungsorgane verursachen kénnen.

(5) Biologische Arbeitsstoffe sind Mikroorganismen, einschlielich genetisch verdnderter
Mikroorganismen, Zellkulturen und Humanendoparasiten, die Infektionen, Allergien oder toxische
Wirkungen hervorrufen kénnten. Entsprechend dem von ihnen ausgehenden Infektionsrisiko gilt folgende
Unterteilung in vier Risikogruppen:
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1. Biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 1 sind Stoffe, bei denen es unwahrscheinlich ist, daB sie
beim Menschen eine Krankheit verursachen.

2. Biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 2 sind Stoffe, die eine Krankheit beim Menschen
hervorrufen kénnen und eine Gefahr fur Arbeitnehmer darstellen kénnten. Eine Verbreitung des
Stoffes in der Bevélkerung ist unwahrscheinlich, eine wirksame Vorbeugung oder Behandlung
ist normalerweise moglich.

3. Biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 3 sind Stoffe, die eine schwere Krankheit beim Menschen
hervorrufen und eine ernste Gefahr fiir die Arbeitnehmer darstellen kdnnen. Die Gefahr einer
Verbreitung in der Bevolkerung kann bestehen, doch ist normalerweise eine wirksame
Vorbeugung oder Behandlung maéglich.

4. Biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 4 sind Stoffe, die eine schwere Krankheit beim Menschen
hervorrufen und eine ernste Gefahr fur Arbeitnehmer darstellen. Die Gefahr einer Verbreitung in
der Bevolkerung ist unter Umsténden groR, normalerweise ist eine wirksame Vorbeugung oder
Behandlung nicht maglich.

(Anm.: Abs. 6 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 60/2015)
(7) Als gefahrliche Arbeitsstoffe gelten weiters Arbeitsstoffe, die einer der folgenden
Gefahrenklassen zugeordnet werden kénnen:
1. Gase unter Druck (Gefahrenklasse 2.5) oder
2. auf Metalle korrosiv wirkende Stoffe oder Gemische (Gefahrenklasse 2.16).
(8) Bestimmungen Uber gefahrliche Arbeitsstoffe in Verordnungen zu diesem Bundesgesetz oder in

Rechtsvorschriften, die nach dem 9. Abschnitt dieses Bundesgesetzes weitergelten, gelten mit folgenden
MaRgaben:

1. Bestimmungen fiir Arbeitsstoffe mit brandférdernden Eigenschaften gelten auch fiir oxidierende
Avrbeitsstoffe im Sinne des Abs. 3Z 1;

2. Bestimmungen fir Arbeitsstoffe mit entzlindlichen Eigenschaften gelten auch fiir Arbeitsstoffe,
die zugeordnet werden kénnen

a. entzlindbaren Flissigkeiten (Gefahrenklasse 2.6) Kategorie 3,

b. entziindbaren Aerosolen (Gefahrenklasse 2.3) Kategorie 1, sowie — wenn sich dies auf Grund
anerkannter physikalischer Stoffdaten (z. B. Gefahrstoffdatenbanken oder —literatur)
stoffspezifisch ergibt — Kategorie 2,

c. organischen Peroxiden (Gefahrenklasse 2.15), Typ E und F;

3. Bestimmungen fir Arbeitsstoffe mit leicht entziindlichen Eigenschaften gelten auch fir
Avrbeitsstoffe, die zugeordnet werden kdnnen

a. entzlindbaren Flissigkeiten (Gefahrenklasse 2.6) Kategorie 2,

b. entzlindbaren Aerosolen (Gefahrenklasse 2.3) Kategorie 1, sowie — wenn sich dies auf Grund
anerkannter physikalischer Stoffdaten (z. B. Gefahrstoffdatenbanken oder —literatur)
stoffspezifisch ergibt — Kategorie 2,

. entziindbaren Feststoffen (Gefahrenklasse 2.7),

. selbstzersetzlichen Stoffen oder Gemischen (Gefahrenklasse 2.8) Typ C, D, E und F,
. pyrophoren Flissigkeiten und pyrophoren Feststoffen (Gefahrenklasse 2.9 und 2.10),
. selbsterhitzungsfahigen Stoffen oder Gemischen (Gefahrenklasse 2.11),

. Stoffen oder Gemischen, die in Berllhrung mit Wasser entziindbare Gase entwickeln
(Gefahrenklasse 2.12) Kategorie 2 und 3,

h. organischen Peroxiden (Gefahrenklasse 2.15) Typ C und D;

4. Bestimmungen fiir Arbeitsstoffe mit hochentziindlichen Eigenschaften gelten auch flr
Avrbeitsstoffe, die zugeordnet werden kdnnen

a. entziindbaren Gasen (Gefahrenklasse 2.2),

b. entziindbaren Aerosolen (Gefahrenklasse 2.3), Kategorie 1, sowie — wenn sich dies auf Grund
anerkannter physikalischer Stoffdaten (z. B. Gefahrstoffdatenbanken oder —literatur)
stoffspezifisch ergibt — Kategorie 2,

c. entziindbaren Flissigkeiten (Gefahrenklasse 2.6) Kategorie 1,

d. Stoffen oder Gemischen, die in Berlihrung mit Wasser entziindbare Gase entwickeln
(Gefahrenklasse 2.12) Kategorie 1;

5. Bestimmungen fur Arbeitsstoffe mit giftigen Eigenschaften gelten auch fur Arbeitsstoffe, die
einer der folgenden Gefahrenklassen zugeordnet werden kdnnen

Q — ® O O

www.ris.bka.gv.at Seite 25 von 73



R | S Bundesrecht konsolidiert

a. akute Toxizitat (Gefahrenklasse 3.1) Kategorie 1 bis 3,

b. spezifische Zielorgan-Toxizitét bei einmaliger oder wiederholter Exposition (Gefahrenklasse
3.8 oder 3.9) jeweils Kategorie 1,

c. Aspirationsgefahr (Gefahrenklasse 3.10);

6. Bestimmungen flir Arbeitsstoffe mit gesundheitsschadlichen Eigenschaften gelten auch fir
Arbeitsstoffe, die einer der folgenden Gefahrenklassen zugeordnet werden kénnen
a. akute Toxizitat (Gefahrenklasse 3.1) Kategorie 4,

b. spezifische Zielorgan-Toxizitat, einmalige Exposition (Gefahrenklasse 3.8) Kategorien 2
und 3,
c. spezifische Zielorgan-Toxizitat, wiederholte Exposition (Gefahrenklasse 3.9) Kategorie 2;

7. Bestimmungen flr Arbeitsstoffe mit atzenden Eigenschaften gelten auch fur Arbeitsstoffe, die
einer der folgenden Gefahrenklassen zugeordnet werden kénnen
a. Atz-/Reizwirkung auf die Haut (Gefahrenklasse 3.2) Kategorien 1A, 1B und 1C,

b. schwere Augenschadigung/Augenreizung (Gefahrenklasse 3.3) Kategorie 1;

8. Bestimmungen fiir Arbeitsstoffe mit reizenden Eigenschaften gelten auch fiir Arbeitsstoffe, die
einer der folgenden Gefahrenklassen zugeordnet werden kénnen
a. Atz-/Reizwirkung auf die Haut (Gefahrenklasse 3.2) Kategorie 2,

b. schwere Augenschadigung/Augenreizung (Gefahrenklasse 3.3) Kategorie 2,
c. spezifische Zielorgan-Toxizitat bei einmaliger Exposition (Gefahrenklasse 3.8) Kategorie 3;

9. Bestimmungen flir Arbeitsstoffe mit sensibilisierenden Eigenschaften gelten auch flr
Arbeitsstoffe, die der Gefahrenklasse 3.4 (Sensibilisierung der Atemwege oder der Haut)
zugeordnet werden koénnen;

10. Bestimmungen fir Arbeitsstoffe mit erbgutverdndernden Eigenschaften gelten auch fir
Arbeitsstoffe, die der Gefahrenklasse 3.5 (Keimzellmutagenitét) zugeordnet werden kdnnen;
11. Bestimmungen fir Arbeitsstoffe mit krebserzeugenden Eigenschaften gelten auch fir
Arbeitsstoffe, die der Gefahrenklasse 3.6 (Karzinogenitét) zugeordnet werden kdnnen;
12. Bestimmungen fiir Arbeitsstoffe mit fortpflanzungsgefahrdenden Eigenschaften gelten auch fir
Arbeitsstoffe, die der Gefahrenklasse 3.7 (Reproduktionstoxizitét) zugeordnet werden kdnnen.
Ermittlung und Beurteilung von Arbeitsstoffen

841. (1) Arbeitgeber missen sich im Rahmen der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren
hinsichtlich aller Arbeitsstoffe vergewissern, ob es sich um gefahrliche Arbeitsstoffe handelt.

(2) Arbeitgeber/innen missen die Eigenschaften der Arbeitsstoffe ermitteln und die Gefahren
beurteilen, die von den Arbeitsstoffen aufgrund ihrer Eigenschaften oder aufgrund der Art ihrer
Verwendung ausgehen koénnten. Sie missen dazu insbesondere die Angaben der Hersteller/innen oder
Importeure/Importeurinnen, praktische Erfahrungen, Prufergebnisse und wissenschaftliche Erkenntnisse
heranziehen. Im Zweifel missen sie Auskiinfte der Hersteller/innen oder Importeure/Importeurinnen
einholen.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 60/2015)
(4) Werden Arbeitsstoffe von Arbeitgeber/innen erworben, gilt fir die Ermittlung gemaR Abs. 2
Folgendes:

1. Sofern ein erworbener Arbeitsstoff nach
a. der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 (CLP-Verordnung),
b. dem Chemikaliengesetz 1996, BGBI. | Nr. 53/1997,
c. dem Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, BGBI. | Nr. 10/2011,
d. dem Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG 2002), BGBI. | Nr. 102/2002, oder
e. dem Biozidproduktegesetz (BiozidprodukteG), BGBI. I Nr. 105/2013,
gekennzeichnet oder deklariert ist, kdnnen Arbeitgeber/innen, die Uber keine anderen
Erkenntnisse verfiigen, davon ausgehen, dass die Angaben dieser Kennzeichnung zutreffend und
vollsténdig sind.

2. Ist ein erworbener Arbeitsstoff nicht nach Z 1 gekennzeichnet oder deklariert, kdnnen

Arbeitgeber, die Uber keine anderen Erkenntnisse verfligen, davon ausgehen, dass der
Arbeitsstoff keiner Kennzeichnungspflicht nach den in Z 1 genannten Bundesgesetzen unterliegt.

(5) Arbeitgeber missen in regelméBigen Zeitabstanden Art, Ausmall und Dauer der Einwirkung von
gesundheitsgefahrdenden Arbeitsstoffen und von biologischen Arbeitsstoffen im Sinne des § 40 Abs. 1
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auf die Arbeitnehmer ermitteln, wobei gegebenenfalls die Gesamtwirkung von mehreren gefahrlichen
Avrbeitsstoffen sowie sonstige risikoerh6hende Bedingungen am Arbeitsplatz zu berticksichtigen sind.
Diese Ermittlung ist zusatzlich auch bei Anderung der Bedingungen und bei Auftreten von
Gesundheitsbeschwerden, die arbeitsbedingt sein kdnnen, vorzunehmen.

(6) Arbeitgeber missen in regelmaRigen Zeitabstanden ermitteln, ob explosionsgeféhrliche oder
brandgeféahrliche Arbeitsstoffe in einer fur die Sicherheit der Arbeitnehmer geféhrlichen Konzentration
vorliegen, wobei gegebenenfalls die Gesamtwirkung von mehreren geféhrlichen Arbeitsstoffen sowie
sonstige risikoerhdhende Bedingungen am Arbeitsplatz zu berlicksichtigen sind. Diese Ermittlung ist
zusétzlich auch bei Anderung der Bedingungen vorzunehmen.

Ersatz und Verbot von geféhrlichen Arbeitsstoffen

842. (1) Krebserzeugende (Gefahrenklasse 3.6 — Karzinogenitdt), erbgutverdndernde
(Gefahrenklasse 3.5 — Keimzellmutagenitét), fortpflanzungsgefahrdende (Gefahrenklasse 3.7 —
Reproduktionstoxizitit) und biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 2, 3 oder 4 dirfen nicht verwendet
werden, wenn ein gleichwertiges Arbeitsergebnis erreicht werden kann

1. mit nicht gefahrlichen Arbeitsstoffen oder, sofern dies nicht mdglich ist,
2. mit Arbeitsstoffen, die weniger gefahrliche Eigenschaften aufweisen.

(2) Mit besonderen Gefahren verbundene Verfahren bei der Verwendung von in Abs. 1 genannten
Arbeitsstoffen dirfen nicht angewendet werden, wenn durch Anwendung eines anderen Verfahrens, bei
dem die von der Verwendung des Arbeitsstoffes ausgehenden Gefahren verringert werden kdnnen, ein
gleichwertiges Arbeitsergebnis erzielt werden kann.

(3) Abs. 1 und 2 gelten auch fur die in Abs. 1 und 2 nicht genannten gefahrlichen Arbeitsstoffe,
sofern der damit verbundene Aufwand vertretbar ist.

(4) Im Zweifelsfall entscheidet die zustandige Behdrde auf Antrag des Arbeitsinspektorates oder des
Arbeitgebers, ob die Verwendung eines bestimmten Arbeitsstoffes oder die Anwendung eines bestimmten
Arbeitsverfahrens nach Abs. 1 oder 2 zul&ssig ist, wobei der jeweilige Stand der Technik und die jeweils
aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse zu berlicksichtigen sind.

(5) Die Absicht, krebserzeugende (Gefahrenklasse 3.6 — Karzinogenitat), erbgutverdndernde
(Gefahrenklasse 3.5 — Keimzellmutagenitat) oder fortpflanzungsgefahrdende (Gefahrenklasse 3.7 —
Reproduktionstoxizitit) Arbeitsstoffe zu verwenden, ist dem Arbeitsinspektorat vor dem Beginn der
Verwendung schriftlich zu melden.

(6) Die erstmalige Verwendung biologischer Arbeitsstoffe der Gruppe 2, 3 oder 4 ist dem
Arbeitsinspektorat mindestens 30 Tage vor dem Beginn der Arbeiten schriftlich zu melden. Nach Ablauf
dieser Frist kdnnen Arbeitgeber davon ausgehen, daR die Verwendung zulassig ist, solange sie tber keine
anderen Erkenntnisse verfligen. Wenn an den Arbeitsprozessen oder Arbeitsverfahren wesentliche
Anderungen vorgenommen werden, die fir die Sicherheit oder Gesundheit am Arbeitsplatz von
Bedeutung sind und auf Grund deren die Meldung uberholt ist, hat eine neue Meldung zu erfolgen.

(7) Auf Verlangen des Arbeitsinspektorates haben Arbeitgeber schriftlich darzulegen, aus welchen
Grinden ein in Abs. 1 angefiihrter Arbeitsstoff verwendet wird und unter Vorlage von Unterlagen Uber
die Ergebnisse ihrer Untersuchungen zu begriinden, warum ein Ersatz im Sinne der Abs. 1 oder 2 nicht
moglich ist. Wird diese Begriindung nicht erbracht, hat die Behdrde auf Antrag des Arbeitsinspektorates
die Beschaftigung von Arbeitnehmern an Arbeitsplatzen, an denen der gefahrliche Arbeitsstoff verwendet
wird, zu untersagen.

Malnahmen zur Gefahrenverhitung

843. (1) Krebserzeugende (Gefahrenklasse 3.6 — Karzinogenitdt), erbgutverdndernde
(Gefahrenklasse 3.5 — Keimzellmutagenitat), fortpflanzungsgefdhrdende (Gefahrenklasse 3.7 -
Reproduktionstoxizitat) und biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 2, 3 oder 4 dirfen, wenn es nach der
Art der Arbeit und dem Stand der Technik mdglich ist, nur in geschlossenen Systemen verwendet werden.

(2) Stehen geféhrliche Arbeitsstoffe in Verwendung, haben Arbeitgeber MaRnahmen zur
Gefahrenverhiitung in folgender Rangordnung zu treffen:

1. Die Menge der vorhandenen gefahrlichen Arbeitsstoffe ist auf das nach der Art der Arbeit
unbedingt erforderliche AusmaR zu beschrénken.

2. Die Anzahl der Arbeitnehmer, die der Einwirkung von gefahrlichen Arbeitsstoffen ausgesetzt
sind oder ausgesetzt sein kdnnten, ist auf das unbedingt erforderliche Ausmal zu beschrénken.

3. Die Dauer und die Intensitat der mdglichen Einwirkung von geféhrlichen Arbeitsstoffen auf
Arbeitnehmer sind auf das unbedingt erforderliche Ausmal} zu beschranken.
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4. Die Arbeitsverfahren und Arbeitsvorgénge sind, soweit dies technisch mdglich ist, so zu
gestalten, dall die Arbeitnehmer nicht mit den gefahrlichen Arbeitsstoffen in Kontakt kommen
kénnen und gefahrliche Gase, Dampfe oder Schwebstoffe nicht frei werden kénnen.

5. Kann durch diese MaBBnahmen nicht verhindert werden, dal gefahrliche Gase, Ddmpfe oder
Schwebstoffe frei werden, so sind diese an ihrer Austritts- oder Entstehungsstelle vollstandig zu
erfassen und anschlieend ohne Gefahr flr die Arbeitnehmer zu beseitigen, soweit dies nach dem
Stand der Technik méglich ist.

6. Ist eine solche vollstandige Erfassung nicht méglich, sind zusétzlich zu den MalRnahmen geman
Z 5 die dem Stand der Technik entsprechenden Liftungsmalinahmen zu treffen.

7. Kann trotz Vornahme der MalBnahmen gemal Z 1 bis 6 kein ausreichender Schutz der
Arbeitnehmer erreicht werden, haben Arbeitgeber dafir zu sorgen, dal’ erforderlichenfalls
entsprechende personliche Schutzausristungen verwendet werden.

(3) Bei bestimmten Tatigkeiten wie zB Wartungs- oder Reinigungsarbeiten, bei denen die
Madglichkeit einer betrachtlichen Erhéhung der Exposition der Arbeitnehmer oder eine Uberschreitung
eines Grenzwertes im Sinne des § 45 Abs. 1 oder 2 vorherzusehen ist, miissen Arbeitgeber

1. jede Mdglichkeit weiterer technischer VVorbeugungsmalRnahmen zur Begrenzung der Exposition
ausschopfen,

2. MaRnahmen festlegen, die erforderlich sind, um die Dauer der Exposition der Arbeitnehmer auf
das unbedingt notwendige MindestmaR zu verkirzen,

3. daflr sorgen, dal die Arbeitnehmer wahrend dieser Téatigkeiten die entsprechenden personlichen
Schutzausriistungen verwenden, und

4. daftr sorgen, daB mit diesen Arbeiten nur die dafir unbedingt notwendige Anzahl von
Arbeitnehmer beschéftigt wird.

(4) Bei der Verwendung biologischer Arbeitsstoffe missen Arbeitgeber die dem jeweiligen
Gesundheitsrisiko entsprechenden Sicherheitsvorkehrungen treffen. Erforderlichenfalls sind den
Arbeitnehmern wirksame Impfstoffe zur Verfiigung zu stellen.

Kennzeichnung, Verpackung und Lagerung

844. (1) Soweit die Art des Arbeitsstoffes oder die Art des Arbeitsvorganges dem nicht
entgegenstehen, missen Arbeitgeber daflr sorgen, daf geféhrliche Arbeitsstoffe so verpackt sind, daB bei
bestimmungsgemaler oder vorhersehbarer Verwendung keine Gefahr fir Leben oder Gesundheit der
Arbeitnehmer herbeigefthrt werden kann.

(2) Arbeitgeber/innen missen daflir sorgen, dass Behalter (einschlieBlich sichtbar verlegter
Rohrleitungen), die geféhrliche Arbeitsstoffe enthalten, entsprechend den Eigenschaften dieser
Avrbeitsstoffe mit Angaben Uber die mdglichen Gefahren, die mit ihrer Einwirkung verbunden sind, sowie
Uber notwendige Sicherheitsmalnahmen gut sichtbar und dauerhaft gekennzeichnet sind, soweit die Art
des Arbeitsstoffes oder die Art des Arbeitsvorganges dem nicht entgegenstehen. In diesem Fall muss
durch andere Malnahmen fur eine ausreichende Information und Unterweisung der Arbeitnehmer/innen
Uber die Gefahren, die mit der Einwirkung verbunden sind, und Gber die notwendigen
SicherheitsmaBnahmen gesorgt werden.

(3) Bei der Lagerung von gefahrlichen Arbeitsstoffen miissen Arbeitgeber dafir sorgen, daft alle auf
Grund der jeweiligen gefahrlichen Eigenschaften dieser Stoffe gebotenen SchutzmaRnahmen getroffen
werden und vorhersehbare Gefahren fir die Arbeitnehmer vermieden werden. Raume oder Bereiche
(einschlieBlich Schrénke), die flr die Lagerung erheblicher Mengen geféhrlicher Arbeitsstoffe verwendet
werden, missen bei den Zugédngen gut sichtbar gekennzeichnet sein, sofern die einzelnen Verpackungen
oder Behalter nicht bereits mit einer ausreichenden Kennzeichnung versehen sind.

(4) Arbeitgeber missen daflr sorgen, da unbefugte Arbeitnehmer zu Bereichen, in denen
krebserzeugende (Gefahrenklasse 3.6 — Karzinogenitat), erbgutverdndernde (Gefahrenklasse 3.5 —
Keimzellmutagenitét), fortpflanzungsgefahrdende (Gefahrenklasse 3.7 — Reproduktionstoxizitit) oder
biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 2, 3 oder 4 in Verwendung stehen, keinen Zugang haben. Diese
Bereiche sind nach Mdglichkeit mit VVorrichtungen auszustatten, die unbefugte Arbeitnehmer am Betreten
dieser Bereiche hindern und mussen gut sichtbar gekennzeichnet sein.

(5) Gefahrliche Arbeitsstoffe, die nicht gem&R Abs. 2 gekennzeichnet sind, dirfen nicht verwendet
werden.

Grenzwerte

845, (1) Der MAK-Wert (Maximale Arbeitsplatz-Konzentration) ist der Mittelwert in einem
bestimmten Beurteilungszeitraum, der die hdchstzuldssige Konzentration eines Arbeitsstoffes als Gas,
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Dampf oder Schwebstoff in der Luft am Arbeitsplatz angibt, die nach dem jeweiligen Stand der
wissenschaftlichen Erkenntnisse auch bei wiederholter und langfristiger Exposition im allgemeinen die
Gesundheit von Arbeitnehmern nicht beeintrachtigt und diese nicht unangemessen beldstigt.

(2) Der TRK-Wert (Technische Richtkonzentration) ist der Mittelwert in einem bestimmten
Beurteilungszeitraum, der jene Konzentration eines gefahrlichen Arbeitsstoffes als Gas, Dampf oder
Schwebstoff in der Luft am Arbeitsplatz angibt, die nach dem Stand der Technik erreicht werden kann
und die als Anhalt fiir die zu treffenden SchutzmaBnahmen und die meBtechnische Uberwachung am
Avrbeitsplatz heranzuziehen ist. TRK-Werte sind nur fiir solche gefahrlichen Arbeitsstoffe festzusetzen,
fur die nach dem jeweiligen Stand der Wissenschaft keine toxikologisch-arbeitsmedizinisch begriindeten
MAK-Werte aufgestellt werden kénnen.

(3) Steht ein Arbeitsstoff, fir den ein MAK-Wert festgelegt ist, in Verwendung, miissen Arbeitgeber
dafurr sorgen, dafl dieser Wert nicht tberschritten wird. Arbeitgeber haben anzustreben, dal dieser Wert
stets moglichst weit unterschritten wird.

(4) Steht ein Arbeitsstoff, fir den ein TRK-Wert festgelegt ist, in Verwendung, mussen Arbeitgeber
dafirr sorgen, daB dieser Wert stets méglichst weit unterschritten wird.

(5) Stehen gesundheitsgefahrdende Arbeitsstoffe, fir die ein MAK-Wert oder TRK-Wert festgelegt
ist, in Verwendung, mussen die Arbeitgeber Malnahmen festlegen, die im Falle von
Grenzwertuberschreitungen infolge von Zwischenfallen zu treffen sind.

(6) Bei Grenzwertiiberschreitungen auf Grund von Zwischenféallen missen die Arbeitgeber weiters
dafir sorgen, dai3, solange die Grenzwertiiberschreitung nicht beseitigt ist,
1. nur die fur Reparaturen und sonstige notwendige Arbeiten bendtigten Arbeitnehmer beschaftigt
werden,
2. die Dauer der Exposition fir diese Arbeitnehmer auf das unbedingt notwendige Ausmaf
beschrénkt ist und

3. diese Arbeitnehmer wahrend ihrer Téatigkeit die entsprechenden persénlichen Schutzausriistungen
verwenden.

(7) Steht ein gesundheitsgeféhrdender Arbeitsstoff in Verwendung, fiir den kein MAK-Wert oder
TRK-Wert festgelegt ist, mussen Arbeitgeber daflr sorgen, dafl die Konzentration dieses Arbeitsstoffes
als Gas, Dampf oder Schwebstoff in der Luft am Arbeitsplatz stets so gering wie mdglich ist.

Beachte fur folgende Bestimmung

Zum Inkrafttreten vgl. § 110 Abs. 6 dieses BG, § 22 Abs. 1, BGBI. Il Nr. 309/2004 und § 34 Abs. 7,
BGBI. Il Nr. 253/2001.

Messungen

846. (1) Steht ein Arbeitsstoff, fur den ein MAK-Wert oder ein TRK-Wert festgelegt ist, in
Verwendung oder ist das Auftreten eines solchen Arbeitsstoffes nicht sicher auszuschliefen, miissen
Arbeitgeber in regelméaRigen Zeitabstdnden Messungen durchfiihren oder durchfiihren lassen.

(2) Steht ein explosionsgefahrlicher oder brandgefahrlicher Arbeitsstoff in Verwendung und kann
auf Grund der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren nicht ausgeschlossen werden, daR eine fiir die
Sicherheit der Arbeitnehmer geféhrliche Konzentration solcher Arbeitsstoffe vorliegt, sind Messungen
durchzufiihren oder durchfiihren zu lassen.

(3) Messungen dirfen nur von Personen durchgefiihrt werden, die Uber die notwendige Fachkunde
und die notwendigen Einrichtungen verfligen.

(4) Bei Messungen gemal Abs. 1 muBR das MeRverfahren dem zu messenden Arbeitsstoff, dessen
Grenzwert und der Atmosphére am Arbeitsplatz angepalit sein. Das Melverfahren mul3 zu einem fir die
Exposition der Arbeitnehmer reprasentativen MeRergebnis fiihren, das die Konzentration des zu
messenden Arbeitsstoffes eindeutig in der Einheit und der GrofRenordnung des Grenzwertes wiedergibt.

(5) Bei Messungen gemafl Abs. 2 muR das MeRverfahren dem zu messenden Arbeitsstoff, der zu
erwartenden fiir die Sicherheit der Arbeitnehmer geféhrlichen Konzentration und der Atmosphére im
Gefahrenbereich angepalit sein und zu einem fur die Konzentration représentativen MeRergebnis fuhren.

(6) Ergibt eine Messung geméaR Abs. 1, dal? der Grenzwert eines Arbeitsstoffes nicht liberschritten
wird, so ist die Messung in angemessenen Zeitabstdnden zu wiederholen. Je ndher die gemessene
Konzentration am Grenzwert liegt, umso kiirzer haben diese Zeitabstdnde zu sein. Ergeben wiederholte
Messungen die langfristige Einhaltung des Grenzwertes, konnen die Messungen in ldngeren
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Zeitabstanden vorgenommen werden, sofern keine Anderung der Arbeitshedingungen eingetreten ist, die
zu einer héheren Exposition der Arbeitnehmer fiihren kdnnte.

(7) Ergibt eine Messung gemaR Abs. 1 die Uberschreitung eines Grenzwertes, hat der Arbeitgeber
unverziglich die Ursachen festzustellen und Abhilfemainahmen zu treffen. Sodann ist eine neuerliche
Messung vorzunehmen.

(8) Ergibt eine Messung gemaR Abs. 2, dal’ eine fiir die Sicherheit der Arbeitnehmer geféahrliche
Konzentration eines explosionsgeféhrlichen oder brandgeféhrlichen Arbeitsstoffes vorliegt, hat der
Arbeitgeber unverzuglich die Ursachen festzustellen und AbhilfemalRnahmen zu treffen.

Verzeichnis der Arbeitnehmer

847. (1) Stehen krebserzeugende (Gefahrenklasse 3.6 — Karzinogenitat), erbgutveréndernde
(Gefahrenklasse 3.5 — Keimzellmutagenitét), fortpflanzungsgefahrdende (Gefahrenklasse 3.7 —
Reproduktionstoxizitat) oder biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 3 oder 4 in Verwendung, missen die
Arbeitgeber ein Verzeichnis jener Arbeitnehmer flihren, die der Einwirkung dieser Arbeitsstoffe
ausgesetzt sind.

(2) Dieses Verzeichnis muB fiir jeden betroffenen Arbeitnehmer insbesondere folgende Angaben
enthalten:

1. Name, Geburtsdatum, Geschlecht,
2. Bezeichnung der Arbeitsstoffe,
3. Art der Geféhrdung,
4. Art und Dauer der Tétigkeit,
5. Datum und Ergebnis von Messungen im Arbeitsbereich, soweit vorhanden,
6. Angaben zur Exposition, und
7. Unfélle und Zwischenfélle im Zusammenhang mit diesen Arbeitsstoffen.
(3) Die Verzeichnisse sind stets auf dem aktuellen Stand zu halten und jedenfalls bis zum Ende der

Exposition aufzubewahren. Nach Ende der Exposition sind sie dem zustdndigen Trager der
Unfallversicherung zu tGbermitteln. Dieser hat diese Verzeichnisse mindestens 40 Jahre aufzubewahren.

(4) Arbeitgeber missen unbeschadet der §8 12 und 13 jedem Arbeitnehmer zu den ihn persénlich

betreffenden Angaben des Verzeichnisses Zugang gewéhren und auf Verlangen Kopien davon
aushandigen.
Verordnungen Uber Arbeitsstoffe

8§ 48. (1) Der Bundesminister fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat in Durchfiihrung des
4. Abschnittes durch Verordnung naher zu regeln:

1. die Meldung biologischer Arbeitsstoffe,

2. die Kennzeichnung von gefahrlichen Arbeitsstoffen,

3. die Grenzwerte,

4. ndhere Bestimmungen tber

a) Anforderungen an Fachkunde und Einrichtungen jener Personen, die Messungen durchfiihren
dirfen,

b) MeRverfahren, Verfahren der Probenahme, Auswahl der MeRorte, Auswertung der Messungen
und Bewertung der Mel3ergebnisse,

c) Zeitabstédnde der Messungen.

(2) Der Bundesminister fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz kann mit Verordnung
anordnen, dal’ die Bestimmungen des § 42 Abs. 1 und 2 (Verbot von Stoffen oder Verfahren), Abs. 5
(Meldung der Verwendung an das Arbeitsinspektorat), Abs. 7 (Begriindung fur die Verwendung), § 43
Abs. 1 (Verwendung im geschlossenen System), § 44 Abs. 4 (Zugang zu Gefahrenbereichen) und § 47
(Verzeichnis der Arbeitnehmer) auch fur gesundheitsgeféhrdende Arbeitsstoffe anzuwenden sind, die
andere geféhrliche Eigenschaften als die in der jeweiligen Bestimmung genannten aufweisen, wenn dies
unter Bedachtnahme auf arbeitsmedizinische Erkenntnisse, auf den jeweiligen Stand der Technik oder auf
internationale Abkommen erforderlich ist.

Beachte fur folgende Bestimmung
vgl. § 112 Abs. 2
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5. Abschnitt
Gesundheitstiberwachung

Eignungs- und Folgeuntersuchungen

8§ 49. (1) Mit Tétigkeiten, bei denen die Gefahr einer Berufskrankheit besteht, und bei denen einer
arbeitsmedizinischen Untersuchung im Hinblick auf die spezifische mit dieser Tatigkeit verbundene
Gesundheitsgefahrdung prophylaktische Bedeutung zukommt, durfen Arbeitnehmer nur beschaftigt
werden, wenn

1.vor Aufnahme der Tatigkeit eine solche Untersuchung durchgefihrt wurde

(Eignungsuntersuchung) und

2. bei Fortdauer der Tatigkeit solche Untersuchungen in regelmdRigen Zeitabstdnden durchgefihrt

werden (Folgeuntersuchungen).

(2) Abs. 1 gilt weiters fir Tatigkeiten, bei denen haufiger und langer andauernd Atemschutzgerate
(Filter- oder Behéltergerdte) getragen werden missen, fur Tatigkeiten im Rahmen von
Gasrettungsdiensten und flir Tatigkeiten unter Einwirkung von den Organismus besonders belastender
Hitze.

(3) Das Arbeitsinspektorat hat im Einzelfall mit Bescheid fiir eine Tétigkeit, die nicht in einer
Durchfuhrungsverordnung zu Abs. 1 angefihrt ist, Eignungs- und Folgeuntersuchungen vorzuschreiben,
sofern

1. es sich um eine Tétigkeit handelt, die nach arbeitsmedizinischen Erfahrungen die Gesundheit zu

schadigen vermag, und

2. im Hinblick auf die spezifische mit dieser Tétigkeit verbundene Gesundheitsgefdhrdung einer

arbeitsmedizinischen Untersuchung prophylaktische Bedeutung zukommt.

(4) FOr Untersuchungen gemal Abs.3 gelten die Bestimmungen (ber Eignungs- und
Folgeuntersuchungen mit Ausnahme der Bestimmung, dal die Untersuchungen nach einheitlichen
Richtlinien durchzufiihren und zu beurteilen sind.

(5) In Bescheiden gemdR Abs.3 sind Art, Umfang und Zeitabstande der Untersuchungen
festzulegen. Weiters ist festzulegen, welche Voraussetzungen die Arzte fir die Untersuchungen erfiillen
mussen.

(6) Bescheide gemaR Abs. 3 sind auf Antrag des Arbeitgebers oder von amtswegen aufzuheben,
wenn die Voraussetzungen fiir die Vorschreibung nicht mehr vorliegen.

Beachte fur folgende Bestimmung
vgl. § 112 Abs. 2

Untersuchungen bei Larmeinwirkung

8 50. (1) Mit Tatigkeiten, die mit gesundheitsgefahrdender Larmeinwirkung verbunden sind, durfen
Arbeitnehmer nur beschéftigt werden, wenn vor Aufnahme der Tatigkeit eine arbeitsmedizinische
Untersuchung der Horfahigkeit durchgefiihrt wurde. Fir diese Untersuchung gelten die Bestimmungen
Uber Eignungsuntersuchungen.

(2) Arbeitgeber haben dafiir zu sorgen, dafl Arbeitnehmer, die einer gesundheitsgefahrdenden
Larmeinwirkung ausgesetzt sind, sich in regelméRigen Abstdnden einer arbeitsmedizinischen
Untersuchung der Horfahigkeit unterziehen.

Beachte fur folgende Bestimmung

Zum Inkrafttreten vgl. § 112 Abs. 1 dieses BG, weiters BGBI. 1 Nr. 127/1997 und die Erl&uterungen zu
BGBI. | Nr. 60/2015.

Sonstige besondere Untersuchungen

8§51. (1) Wenn im Hinblick auf die spezifische mit einer Tatigkeit verbundene
Gesundheitsgefdhrdung nach arbeitsmedizinischen Erkenntnissen oder nach dem jeweiligen Stand der
Technik besondere &rztliche Untersuchungen geboten erscheinen, miissen Arbeitgeber dafiir sorgen, dafi3
Arbeitnehmer, die eine solche Tétigkeit ausiiben oder ausiben sollen, sich auf eigenen Wunsch vor
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Aufnahme dieser Tatigkeit sowie bei Fortdauer der Téatigkeit in regelméRigen Zeitabstdnden einer solchen
besonderen Untersuchung unterziehen kénnen.

(2) Téatigkeiten im Sinne des Abs. 1 sind solche, bei denen Arbeitnehmer
1. besonderen physikalischen Einwirkungen ausgesetzt sind oder
2. den Einwirkungen geféhrlicher Arbeitsstoffe ausgesetzt sind oder
3. besonders belastenden Arbeitsbedingungen ausgesetzt sind oder
4. bei deren Auslbung durch gesundheitlich nicht geeignete Arbeitnehmer eine besondere Gefahr
fur diese selbst oder fiir andere Personen entstehen kann.

(3) Gelangt dem Arbeitsinspektorat zur Kenntnis, daf bei einem Arbeitnehmer eine Erkrankung
aufgetreten ist, die auf eine Tatigkeit im Sinne des Abs. 2 zuriickzufiihren sein kdnnte, so kann es die
Vornahme von besonderen Untersuchungen auch hinsichtlich anderer Arbeitnehmer empfehlen, die mit
derartigen Téatigkeiten beschaftigt werden.

Beachte fur folgende Bestimmung
vgl. § 112 Abs. 2

Durchfiihrung von Eignungs- und Folgeuntersuchungen

§ 52. Die untersuchenden Arzte haben bei Durchfiihrung von Eignungs- und Folgeuntersuchungen
nach folgenden Grundsétzen vorzugehen:

1. Die Untersuchungen sind nach einheitlichen Richtlinien durchzufiihren und zu beurteilen.

2. Die Ergebnisse der Untersuchungen sind in einem Befund festzuhalten.

3. Es hat eine Beurteilung zu erfolgen (,,geeignet*, ,,nicht geeignet®).

4. Wenn die Beurteilung auf ,,geeignet” lautet, aber eine Verkirzung des Zeitabstandes bis zur
Folgeuntersuchung geboten erscheint, ist in die Beurteilung der Zeitabstand bis zur vorzeitigen
Folgeuntersuchung aufzunehmen.

5. Der Befund samt Beurteilung ist unverziglich dem &rztlichen Dienst des zustandigen
Avrbeitsinspektorates zu Uibermitteln.

6. Der Befund ist dem Arbeitnehmer auf Verlangen zu tbermitteln und zu erlautern.

7. Wenn die Beurteilung auf ,,geeignet* lautet, ist diese Beurteilung dem Arbeitgeber sowie dem
Arbeitnehmer schriftlich mitzuteilen.

Elektronische Ubermittlung von Befund samt Beurteilung

§ 52a. Die Ubermittlung nach § 52 Z5 ASchG kann auch elektronisch erfolgen. Dies dient dem
Zweck der Erfassung und der erleichterten Priifung von Befund und Beurteilung im Sinn des § 53. Die
Vertraulichkeit der Ubermittlung von Befund und Beurteilung ist durch dem Stand der Technik
entsprechende verschliisselte Ubermittlungsverfahren zu gewdhrleisten. Die Arbeitsinspektion hat den
elektronischen Befund samt Beurteilung 10 Jahre lang ab dem Zeitpunkt der Ubermittlung
aufzubewahren und mit Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres zu léschen. In Einzelféllen kann die
Aufbewahrungsfrist auf Grund einer arbeitsmedizinischen Begriindung verlédngert werden. Der
Bundesminister fir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz ist ermdchtigt, durch Verordnung die
naheren Bestimmungen betreffend die Verfahren zur Einbringung der Daten sowie
DatensicherheitsmalRnahmen festzulegen.

Uberprufung der Beurteilung

§53. (1) Die Arzte der Arbeitsinspektion haben bei Eignungs- und Folgeuntersuchungen von
amtswegen die Ubermittelten Befunde und Beurteilungen unter Berticksichtigung der Arbeitsbedingungen
zu Uberprifen.

(2) Die Arzte der Arbeitsinspektion sind verpflichtet, dem Arbeitnehmer auf Verlangen den Befund
zu erléautern.

(3) Uber die gesundheitliche Eignung entscheidet das Arbeitsinspektorat mit Bescheid. Im Verfahren
haben der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber Parteistellung. Tatsachen, die der d&rztlichen
Verschwiegenheitspflicht unterliegen, sind vom Arbeitsinspektorat dem Arbeitgeber jedoch nur mit
Zustimmung des Arbeitnehmers zur Kenntnis zu bringen.

(4) Fiihrt die Uberpriifung durch das Arbeitsinspektorat zu einem von der Beurteilung des
untersuchenden Arztes abweichenden Ergebnis, so ist diesem Arzt eine Abschrift des Bescheides zu
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ibermitteln. Fiihrt die Uberprifung einer auf ,,nicht geeignet* lautenden arztlichen Beurteilung durch das
Avrbeitsinspektorat zu einem abweichenden Ergebnis, ist dieser Arzt auBerdem vor Bescheiderlassung
anzuhdren.

(5) Ein Bescheid Uber die gesundheitliche Eignung kann entfallen, wenn
1. die Beurteilung auf ,,geeignet* lautet,
2. die Uberpriifung ergibt, daR der Arbeitnehmer fiir die betreffende Téatigkeit geeignet ist und keine
zusétzlichen MalRnahmen zur Verminderung der Gesundheitsgefdhrdung notwendig sind, und
3. weder der Arbeitgeber noch der Arbeitnehmer einen Antrag auf Erlassung eines Bescheides
stellen.

(6) Wenn in der Beurteilung keine Verkirzung des Zeitabstandes bis zur Folgeuntersuchung
vorgesehen ist, eine Verkiirzung aber auf Grund der Uberpriifung geboten erscheint, ist von amtswegen
oder auf Antrag mit Bescheid der Zeitabstand zu verkirzen.

(7) Ist in der Beurteilung eine Verkilrzung des Zeitabstandes bis zur Folgeuntersuchung vorgesehen
und ergibt die Uberpriifung, daR eine solche Verkiirzung nicht erforderlich ist, so hat das
Avrbeitsinspektorat dies dem Arbeitgeber, dem Arbeitnehmer sowie dem Arzt, der die Untersuchung
durchgefiihrt hat, mitzuteilen.

(8) Einer Beschwerde beim Verwaltungsgericht gegen Bescheide uber die gesundheitliche Eignung
und Uber die Verklrzung des Zeitabstandes bis zur Folgeuntersuchung kommt keine aufschiebende
Wirkung zu.

(9) Das Arbeitsinspektorat hat dem zustandigen Tréger der Unfallversicherung auf Anfrage eine
Ausfertigung des Befundes samt Beurteilung zu Ubermitteln, sofern die Ubermittlung dieser
personenbezogenen Daten wesentliche Voraussetzung fir Zwecke der Forschung nach § 186 Abs. 1 Z 4
ASVG darstellt.

Bescheide Uber die gesundheitliche Eignung
854. (1) Die bescheidmaRige Feststellung der gesundheitlichen Eignung auf Grund einer
Eignungsuntersuchung oder Folgeuntersuchung kann erfolgen
1. unter Verkirzung des Zeitabstandes bis zur Folgeuntersuchung,
2. unter der Bedingung, daBR der Arbeitgeber bestimmte im Bescheid festzulegende geeignete
MaRnahmen trifft, die die Gesundheitsgefdhrdung vermindern.

(2) Bei bescheidmaliger Feststellung der gesundheitlichen Nichteignung darf der Arbeitnehmer mit
den im Bescheid angefihrten Tatigkeiten nicht mehr beschaftigt werden. Dies gilt im Fall des Abs. 4 bis
zu einer Folgeuntersuchung, sonst bis zur Aufhebung durch Bescheid des Arbeitsinspektorates gemaf
Abs. 5.

(3) Das Arbeitsinspektorat kann im Bescheid aussprechen, daf3 das Beschéftigungsverbot erst nach
Ablauf einer bestimmten Frist wirksam wird, wenn dies aus arbeitsmedizinischen Griinden unter
Berticksichtigung der Arbeitsbedingungen vertretbar ist.

(4) Ist anzunehmen, dal’ die gesundheitliche Eignung in absehbarer Zeit wieder gegeben ist, so ist im
Bescheid festzulegen, zu welchem Zeitpunkt eine neuerliche Untersuchung frihestens erfolgen soll. In
diesem Fall darf der Arbeitnehmer mit den im Bescheid angefilhrten Téatigkeiten wieder beschaftigt
werden, wenn eine Folgeuntersuchung die Beurteilung ,,geeignet ergeben hat.

(5) Die Aufhebung des Beschéftigungsverbotes hat auf Antrag des Arbeitgebers oder des
Arbeitnehmers oder von amtswegen zu erfolgen, wenn auf Grund einer Folgeuntersuchung festgestellt
wird, da? die gesundheitliche Eignung fir die betreffende Tatigkeit wieder gegeben ist.

Beachte fir folgende Bestimmung
Zum Inkrafttreten vgl. § 112 Abs. 1 dieses BG, weiters BGBI. 1 Nr. 127/1997 und die Erlauterungen zu
BGBI. | Nr. 60/2015.

Durchfiihrung von sonstigen besonderen Untersuchungen

§55. (1) Die untersuchenden Arzte haben beider Durchfiihrung von wiederkehrenden
Untersuchungen der Horfahigkeit und bei sonstigen besonderen Untersuchungen wie folgt vorzugehen:

1. Sofern fur die Durchfuhrung von solchen Untersuchungen einheitliche Richtlinien erlassen
wurden, sind die Untersuchungen nach diesen Richtlinien durchzufihren.

2. Die Ergebnisse der Untersuchungen sind in einem Befund festzuhalten.
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3. Der Befund ist dem Arbeitnehmer auf Verlangen zu Ubermitteln und zu erléautern.

(2) Die Arzte der Arbeitsinspektion sind verpflichtet, dem Arbeitnehmer auf Verlangen den Befund
zu erldutern.

Ermachtigte Arzte und Arztinnen

§56. (1) Eignungs- und Folgeuntersuchungen sind von erméchtigten Arzten und Arztinnen
durchzufiihren und zu beurteilen. Ein Arzt/Eine Arztin gilt als erméchtigt, wenn folgende
Voraussetzungen vorliegen und eine Eintragung in die Liste nach Abs. 6 erfolgt ist:

1. Berechtigung zur selbstdndigen Ausibung des érztlichen Berufes im Sinne des

Arztegesetzes 1998 — ArzteG 1998, BGBI. | Nr. 169/1998,

2. Abschluss einer von dem/der Bundesminister/in fiir Gesundheit und Frauen anerkannten
arbeitsmedizinischen Ausbildung gemaR § 38 ArzteG 1998,

3. apparative Ausstattung um die Untersuchungen durchfiihren zu kénnen, wobei zu Teilbereichen
der jeweiligen Untersuchung auch andere Arzte/Arztinnen oder geeignete Labors mit apparativer
Ausstattung flr die Durchfiihrung der Untersuchungen herangezogen werden kénnen.

(2) Der Arzt/Die Arztin hat dem Bundesminister fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu
melden:

1.vor der erstmaligen Durchfuhrung der jeweiligen Untersuchung: Genaue Angabe der
Arbeitsstoffe oder Einwirkungen, fur die die Untersuchung durchgefihrt werden soll, Name,
Anschrift, Telefonnummer, E-Mail-Adresse samt schriftlicher Nachweise Uber das Vorliegen der
Voraussetzungen nach Abs. 1,

2. allfallige Anderungen der Angaben nach Z 1 sowie Voraussetzungen nach Abs. 1,
3. die Einstellung der jeweiligen Untersuchung oder der Tétigkeit.

(3) Der Bundesminister fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat auf Grund der Meldung
nach Abs.2 Z1 zu (berprifen, ob die Voraussetzungen nach Abs. 1 vorliegen. Der Allgemeinen
Unfallversicherungsanstalt ist Gelegenheit zu geben, im Rahmen der Uberpriifung Stellung zu nehmen,
wenn es sich um Untersuchungen handelt, die zur Feststellung der gesundheitlichen Eignung fir die
Ausibung von Tatigkeiten dienen, die eine Berufskrankheit verursachen kénnen.

(4) Erméachtigte Arzte/Arztinnen miissen die Untersuchungen einer regelméRigen Qualitatssicherung,
die den neuesten Erkenntnissen auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin entspricht, unterziehen. Sie missen
den Arzten und Arztinnen der Arbeitsinspektion auf Verlangen Einsicht in die Unterlagen zur
Qualititssicherung und zur fiir die Untersuchungen einschlagigen Fortbildung nach § 49 ArzteG 1998
gewéhren oder Kopien dieser Unterlagen tbermitteln sowie Auskinfte dazu erteilen.

(5) Abs. 4 gilt auch fiir andere Arzte/Arztinnen und Labors nach Abs. 1 Z 3.

(6) Der Bundesminister flir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat eine Liste der ermachtigten
Arzte und Arztinnen zu erstellen und regelmaRig zu aktualisieren sowie im Internet zu verdffentlichen.
Diese Liste hat zu enthalten: Namen, Anschrift, Telefonnummer, E-Mail-Adresse der Arzte/Arztinnen
sowie die Art der Untersuchung, auf die sich die Eintragung in die Liste bezieht. In diese Liste sind alle
Arzte und Arztinnen aufzunehmen, bei denen die Uberpriifung gemaR Abs. 3 ergeben hat, dass sie die
Voraussetzungen nach Abs. 1 erfiillen. Ergibt die Uberpriifung, dass die Voraussetzungen nach Abs. 1
nicht erfiillt sind, ist der Arzt/die Arztin zur Behebung der Méngel schriftlich aufzufordern. Werden die
Voraussetzungen nach Abs. 1 weiterhin nicht erfillt, hat keine Aufnahme in die Liste zu erfolgen. Auf
Antrag des Arztes/der Arztin ist dies mit Bescheid festzustellen.

(7) Ein Arzt/Eine Arztin ist von der Liste nach Abs. 6 zu streichen, wenn
1. die Voraussetzungen nach Abs. 1 nicht mehr vorliegen oder

2. gegen die fiir erméchtigte Arzte/Arztinnen geltenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder
der Verordnung uber die Gesundheitsiberwachung verstoRen wurde oder

3. innerhalb der letzten funf Jahre keine entsprechende Untersuchung vorgenommen wurde.

Vor der Streichung ist dem Arzt/der Arztin Gelegenheit zu geben, Stellung zu nehmen. Auf Antrag des
Arztes/der Arztin ist mit Bescheid festzustellen, dass die VVoraussetzungen fir eine Streichung vorliegen.

Kosten der Untersuchungen
8 57. (1) Die Kosten von Eignungs- und Folgeuntersuchungen sind vom Arbeitgeber zu tragen.

(2) Die Kosten von sonstigen besonderen Untersuchungen hat der Arbeitgeber zu tragen, soweit sie
nicht auf Kosten eines Versicherungstragers erfolgen.
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(3) Wenn Eignungs- und Folgeuntersuchungen oder sonstige besondere Untersuchungen im
Zusammenhang mit Téatigkeiten, die eine Berufskrankheit verursachen kénnen, durchgefiihrt werden, hat
der Arbeitgeber gegeniiber dem zustdndigen Trager der Unfallversicherung Anspruch auf Ersatz der
Kosten. Dies gilt auch fiir Eignungsuntersuchungen, die unmittelbar vor Aufnahme einer Tatigkeit
durchgeflhrt werden, die die Unfallversicherungspflicht auslost.

(4) Die Hohe des Kostenersatzes wird durch einen privatrechtlichen Vertrag geregelt, welcher fir die
Trager der Unfallversicherung mit deren Zustimmung durch den Hauptverband der 6Osterreichischen
Sozialversicherungstrager mit der Osterreichischen Arztekammer abzuschlieRen ist. Der Vertrag bedarf
zu seiner Rechtsgiiltigkeit der schriftlichen Form. Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des Sechsten
Teils des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBI. Nr. 189/1955, sinngemaf3.

(5) Der zustandige Tréager der Unfallversicherung ist berechtigt, mit erméchtigten Arzten die direkte
Verrechnung der Kosten von Untersuchungen nach Abs. 3 zu vereinbaren.

(6) Die zustandigen Trager der Unfallversicherung sind berechtigt, die sachliche und rechnerische
Richtigkeit der Kosten von Untersuchungen nach Abs. 3 stichprobenartig bei den Arzten zu Uberpriifen.
Die Arzte haben in diesem Zusammenhang Auskiinfte im erforderlichen Umfang nach MaRgabe des
Abs. 7 zu erteilen. Das Vorliegen der Voraussetzungen fir eine Auskunftserteilung ist dem betreffenden
Arzt gegeniiber glaubhaft zu machen.

(7) Auskiinfte im Sinne des Abs. 6 dirfen nur insoweit in personenbezogener Form erteilt werden,
als dies der Zweck der im Einzelfall vorgenommenen Uberpriifung unbedingt erfordert. Medizinische
Daten, insbesondere die Diagnose, dirfen nur einem ordnungsgemal ausgewiesenen bevollmachtigten
Arzt des zustandigen Trégers der Unfallversicherung bekannt gegeben werden. Der erste Satz ist auch
anzuwenden auf jede weitere Ubermittlung innerhalb der Organisation des zustindigen Tragers der
Unfallversicherung hinsichtlich der Daten, die in einer Auskunft im Sinne des Abs. 6 enthalten sind.

(8) Abs. 1 und Abs. 3 bis 7 gelten auch fir wiederkehrende Untersuchungen der Horfahigkeit.
Pflichten der Arbeitgeber

§58. (1) Arbeitgeber missen den untersuchenden Arzten Zugang zu den Arbeitsplatzen der zu
untersuchenden Arbeitnehmer sowie zu allen fur die Durchfuhrung oder Beurteilung notwendigen
Informationen, wie zum Beispiel zu MeRergebnissen, gewéhren.

(2) Werden Eignungs- und Folgeuntersuchungen, wiederkehrende Untersuchungen der Horféhigkeit
sowie sonstige besondere Untersuchungen wéhrend der betrieblichen Arbeitszeit durchgefiihrt, missen
Arbeitgeber den Arbeitnehmern die erforderliche Freizeit unter Fortzahlung des Entgelts gewéhren.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 159/2001)
(4) Arbeitgeber mussen Uber jeden Arbeitnehmer, fir den Eignungs- oder Folgeuntersuchungen
erforderlich sind, Aufzeichnungen flhren, die folgendes zu enthalten haben:
1. Vor- und Zuname, Geburtsdatum und Anschrift,
2. Art der Tatigkeit, die die Untersuchungspflicht begriindet,
3. Datum der Aufnahme dieser Tatigkeit,
4. Datum der Beendigung dieser Tatigkeit,
5. Name und Anschrift des untersuchenden Arztes,
6. Datum jeder Untersuchung.
(5) Den Aufzeichnungen sind alle Beurteilungen der untersuchenden Arzte (iber die gesundheitliche

Eignung sowie allfallige Bescheide des Arbeitsinspektorates und allfallige Erkenntnisse des
Verwaltungsgerichts anzuschlief3en.

(6) Die Unterlagen geméR Abs. 4 und 5 sind aufzubewahren, bis der Arbeitnehmer aus dem Betrieb
ausscheidet. Sodann sind sie dem zustéandigen Trager der Unfallversicherung zu tbermitteln. Dieser hat
die Unterlagen mindestens 40 Jahre aufzubewahren.

(7) Arbeitgeber miissen unbeschadet der §8 12 und 13 jedem Arbeitnehmer zu den ihn persénlich
betreffenden Aufzeichnungen und Unterlagen Zugang gewéhren und auf Verlangen Kopien davon
aushandigen.

Verordnungen tber die Gesundheitsiiberwachung

8§ 59. Der Bundesminister fir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat in Durchfiihrung des 5.
Abschnittes durch Verordnung néher zu regeln:

1. die Tétigkeiten, die Eignungs- und Folgeuntersuchungen erforderlich machen, sowie die
Tatigkeiten, bei denen sonstige besondere Untersuchungen geboten sind,
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2. die Zeitabstdnde, in denen Folgeuntersuchungen, wiederkehrende Untersuchungen der
Horfahigkeit sowie sonstige besondere Untersuchungen durchzufiihren sind,

3. Richtlinien (ber die Durchfiihrung von Untersuchungen, wobei insbesondere festzulegen ist,
welche speziellen Untersuchungen und Untersuchungsverfahren nach dem jeweiligen Stand der
Arbeitsmedizin zur Feststellung der gesundheitlichen Eignung von Arbeitnehmern fir bestimmte
Tatigkeiten in Betracht kommen, nach welchen arbeitsmedizinischen Kriterien die
Untersuchungsergebnisse zu beurteilen sowie welche biologischen Grenzwerte gegebenenfalls zu
beachten sind.

6. Abschnitt
Arbeitsvorgange und Arbeitsplatze

Allgemeine Bestimmungen tber Arbeitsvorgange

8 60. (1) Arbeitgeber haben daflr zu sorgen, dafl Arbeitsvorgdnge so vorbereitet, gestaltet und
durchgefiihrt werden, daB ein wirksamer Schutz des Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer
erreicht wird.

(2) Arbeitsvorgange sind so zu gestalten, dass Zwangshaltung mdglichst vermieden wird und
Belastungen durch monotone Arbeitsablaufe, einseitige Belastung, Belastungen durch taktgebundene
Arbeiten und Zeitdruck sowie sonstige psychische Belastungen moglichst gering gehalten und ihre
gesundheitsschadigenden Auswirkungen abgeschwacht werden.

(3) Arbeitsvorgange sind so zu gestalten, daR die Arbeit nach Mdglichkeit ganz oder teilweise im
Sitzen verrichtet werden kann.

(4) Arbeitgeber/innen haben im Rahmen der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren im Bergbau
fur gefahrliche Arbeiten oder normalerweise gefahrlose Arbeiten, die sich mit anderen Arbeitsvorgdngen
Uberschneiden und daher eine ernste Gefahrdung bewirken kénnen, ein Arbeitsfreigabesystem samt den
notwendigen Schutz- und RettungsmalRnahmen festzulegen und eine geeignete fachkundige Person zu
benennen, die die erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Berufserfahrungen besitzt und mit den
maoglichen Gefahren und den erforderlichen Schutz- und Rettungsmalinahmen vertraut ist. Es ist dafir zu
sorgen, dass die festgelegten Arbeiten erst durchgefiihrt werden, nachdem die benannte Person sich davon
Uberzeugt hat, dass die laut Arbeitsfreigabesystem festgelegten Schutz- und RettungsmalRnahmen
durchgeflhrt sind, und die Arbeitsfreigabe erteilt hat.

(5) Arbeitgeber/innen haben im Bergbau jedem/jeder untertidgig beschaftigten Arbeitnehmer/in
jeweils einen umgebungsluftunabhéngigen Selbstretter (Sauerstoffselbstretter) zur Verfiigung zu stellen.

Arbeitsplatze

8 61. (1) Arbeitsplatze miissen so eingerichtet und beschaffen sein und so. erhalten werden, dal? die
Arbeitnehmer mdglichst ohne Gefahr fur ihre Sicherheit und Gesundheit ihre Arbeit verrichten kénnen.

(2) Arbeitsplatze missen so beschaffen sein, dal sie nicht einstiirzen, umkippen, einsinken,
abrutschen oder ihre Lage auf andere Weise ungewollt verandern.

(3) Arbeitsplatze und Zugéange zu den Arbeitsplatzen missen erforderlichenfalls mit Einrichtungen
zum Schutz gegen Absturz oder herabfallende Gegenstande versehen sein.

(4) Die freie unverstellte FI&che am Arbeitsplatz mull so bemessen sein, dal3 sich die Arbeitnehmer
bei ihrer Tétigkeit ungehindert bewegen konnen. Ist dies aus arbeitsplatztechnischen Griinden nicht
moglich, so muB den Arbeitnehmern erforderlichenfalls in der N&he des Arbeitsplatzes eine andere
ausreichend groRe Bewegungsflache zur Verfligung stehen.

(5) Kann die Arbeit ganz oder teilweise im Sitzen verrichtet werden, sind den Arbeitnehmern
geeignete Sitzgelegenheiten zur Verfligung zu stellen. Den Arbeitnehmern sind geeignete Arbeitstische,
Werkbénke oder sonstige Einrichtungen zur Verfiigung zu stellen, soweit deren Verwendung nach der Art
der Tatigkeit moglich ist.

(6) An Arbeitsplatzen mit erhéhter Unfallgefahr sowie an abgelegenen Arbeitsplatzen darf ein
Arbeitnehmer nur allein beschéaftigt werden, wenn eine wirksame Uberwachung sichergestellt ist.

(7) Im Freien und in nicht allseits umschlossenen R&umen dirfen stdndige Arbeitsplatze nur
eingerichtet werden, wenn dies wegen der Art der Tétigkeiten oder aus sonstigen wichtigen betrieblichen
Grinden erforderlich ist. Bei Arbeitsplatzen in nicht allseits umschlossenen R&umen sowie bei
ortsgebundenen Arbeitsplatzen im Freien ist dafiir zu sorgen, dal die Arbeitnehmer durch geeignete
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Einrichtungen gegen Witterungseinfliisse soweit als mdglich geschiitzt sind. Bei Arbeitsplatzen im Freien
ist dafiir zu sorgen, daR die Arbeitnehmer nicht ausgleiten oder abstiirzen kénnen.

(8) Fur Verkaufsstande im Freien gilt abweichend von Abs. 7 folgendes:

1. An Verkaufsstdanden im Freien durfen Arbeitnehmer nur beschéftigt werden, wenn sie gegen
Witterungseinflisse, schédliche Zugluft, Einwirkungen durch L&rm, Erschitterungen und
Abgase von Kraftfahrzeugen ausreichend geschiitzt sind.

2. An Verkaufsstanden im Freien, die organisatorisch und rdumlich im Zusammenhang mit
Verkaufsldden oder sonstigen Betriebsgebduden stehen, dirfen Arbeitnehmer auflerdem nur
beschéaftigt werden, wenn die AuBentemperatur am Verkaufsstand mehr als + 16 °C betrégt.

Fachkenntnisse und besondere Aufsicht

8 62. (1) Zu Arbeiten, die mit einer besonderen Gefahr fiir die damit beschaftigten oder fur andere
Arbeitnehmer verbunden sind, dirfen nur Arbeitnehmer herangezogen werden, die
1. hiefur geistig und korperlich geeignet sind,
2. Uber einen Nachweis der erforderlichen Fachkenntnisse verfiigen und
3. Uiber die erforderliche Berufserfahrung verfiigen.

(2) Abs. 1 gilt fur die Durchfuhrung von Taucherarbeiten, das Fuhren von bestimmten Kranen und
Staplern, die Beschaftigung im Rahmen eines Gasrettungsdienstes, die Durchfiihrung von Sprengarbeiten
sowie sonstige Arbeiten mit vergleichbarem Risiko.

(3) Mit der Durchfiihrung von Sprengarbeiten diirfen darliber hinaus nur Arbeitnehmer beschéftigt
werden, die verlaBlich sind.

(4) Wenn es fur eine sichere Durchfiihrung der Arbeiten erforderlich ist, hat die Organisation und
Vorbereitung durch Personen zu erfolgen, die hiefiir geeignet sind und die erforderlichen Fachkenntnisse
nachweisen. Dies gilt fur Vorbereitungs- und Organisationsarbeiten betreffend besonders gefahrliche
Arbeiten unter Spannung, buhnentechnische und beleuchtungstechnische Arbeiten sowie sonstige
Arbeiten, fur die hinsichtlich der Vorbereitung und Organisation vergleichbare Anforderungen bestehen.

(5) Wenn es mit Ricksicht auf die mit der Arbeit verbundenen Gefahren oder die spezifischen
Arbeitsbedingungen erforderlich ist, durfen Arbeiten nur unter Aufsicht einer geeigneten Person
durchgefiihrt werden. Taucherarbeiten, bestimmte Bauarbeiten sowie sonstige Arbeiten, die hinsichtlich
der Gefahren oder der Arbeitsbedingungen vergleichbar sind, dirfen nur unter Aufsicht von Personen
durchgefiihrt werden, die hieflir geeignet sind und Uber fachliche Kenntnisse verfuigen.

(6) Abs. 2 bis 5 gelten auch flir den Arbeitgeber soweit dies zur Vermeidung einer Gefahr fir die,
Sicherheit oder die Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist.

(Anm.: Abs 7 aufgehoben durch Art. 1 Z 6, BGBI. | Nr. 126/2017)
Nachweis der Fachkenntnisse

8 63. (1) Der Nachweis der Fachkenntnisse gemdl? § 62 ist durch ein Zeugnis einer hiefir in Betracht
kommenden Unterrichtsanstalt oder durch ein Zeugnis einer anderen Einrichtung zu erbringen, die hiezu
vom Bundesminister fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz erméchtigt wurde.

(2) Die Erméchtigung ist zu erteilen, wenn die Gewahr daflir gegeben ist, da die notwendigen
Fachkenntnisse in entsprechender Weise vermittelt werden. Die Erméchtigung ist unter Auflagen zu
erteilen, wenn dies zur Gewabhrleistung einer ordnungsgemaRen Vermittlung der Fachkenntnisse
erforderlich ist. Die Ermachtigung ist zu widerrufen, wenn gegen die Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes oder der dazu erlassenen Verordnungen Uber die Vermittlung der Fachkenntnisse
verstoBen wurde, die Auflagen nicht eingehalten werden, oder wenn die Voraussetzungen flr die
Erméchtigung nicht mehr vorliegen.

(3) Zur Vermittlung der Fachkenntnisse zur Durchfuhrung von Sprengarbeiten sind von der
Unterrichtsanstalt oder erméchtigten Einrichtung nur Auszubildende zuzulassen, die eine Bescheinigung
der Landespolizeidirektion, insoweit diese fiir das Gebiet einer Gemeinde zugleich Sicherheitsbehdrde
erster Instanz ist, oder, auBerhalb dieses ortlichen Wirkungsbereiches, der Bezirksverwaltungsbehdrde
Uber ihre VerlaRlichkeit beibringen. Zur Beurteilung der VerlaBlichkeit nach diesem Bundesgesetz ist
sinngeméanl § 8 des Waffengesetzes 1996, BGBI. | Nr. 12/1997, heranzuziehen, wobei auch entsprechend
schwerwiegende Verwaltungsiibertretungen zu beriicksichtigen sind.

(4) Der Nachweis der Fachkenntnisse ist von der zustdndigen Behdrde zu entziehen, wenn die
betreffende Person zur Durchfiihrung der betreffenden Arbeiten geistig oder korperlich nicht mehr
geeignet ist. Gleiches gilt, wenn auf Grund besonderer VVorkommnisse, zB eines Fehlverhaltens, das zu
einem Unfall geflihrt hat, eine sichere Durchfliihrung der Arbeiten durch die betreffende Person nicht
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mehr gewéhrleistet ist. Der Entzug des Nachweises ist dem Arbeitgeber, dem zusténdigen
Avrbeitsinspektorat sowie jener Unterrichtsanstalt oder Einrichtung, die den Nachweis ausgestellt hat,
bekanntzugeben.

(5) Die Arbeitsinspektorate haben Umsténde, die zur Entziehung des Nachweises der Fachkenntnisse
fuhren konnten, der zustdndigen Behorde zur Kenntnis zu bringen. Werden dem Arbeitgeber Umsténde
bekannt, die zum Entzug des Nachweises der Fachkenntnisse fiihren kdnnten, hat er dies dem zustandigen
Avrbeitsinspektorat zu melden.

(6) Die Sicherheitsbehérden haben Umstdnde, die zur Entziehung des Nachweises der
Fachkenntnisse betreffend die Durchfihrung von Sprengarbeiten fihren kdnnten, der zustdndigen
Behdérde zur Kenntnis zu bringen.

Handhabung von Lasten

8 64. (1) Als manuelle Handhabung im Sinne dieser Bestimmung gilt jede Beférderung oder das
Abstiitzen einer Last durch Arbeitnehmer, insbesondere das Heben, Absetzen, Schieben, Ziehen, Tragen
und Bewegen einer Last, wenn dies auf Grund der Merkmale der Last oder unginstiger ergonomischer
Bedingungen fir die Arbeitnehmer eine Geféahrdung, insbesondere des Bewegungs- und Stiitzapparates,
mit sich bringt.

(2) Arbeitgeber haben geeignete organisatorische MalRnahmen zu treffen oder geeignete Mittel
einzusetzen, um zu vermeiden, dal? Arbeitnehmer Lasten manuell handhaben miissen.

(3) L&Rt es sich nicht vermeiden, da Arbeitnehmer Lasten manuell handhaben miissen, so haben die
Arbeitgeber im Rahmen der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren insbesondere die Merkmale der
Last, den erforderlichen korperlichen Kraftaufwand, die Merkmale der Arbeitsumgebung und die
Erfordernisse der Aufgabe zu berlicksichtigen. Die Arbeitgeber haben daflr zu sorgen, daR es bei den
Arbeitnehmern nicht zu einer Gefahrdung des Bewegungs- und Stiitzapparates kommt oder daf solche
Geféhrdungen gering gehalten werden, indem sie unter Berucksichtigung der Merkmale der
Arbeitsumgebung und der Erfordernisse der Aufgabe geeignete MaRnahmen treffen.

(4) Arbeitnehmer durfen mit der manuellen Handhabung von Lasten nur beschéftigt werden, wenn
sie dafur korperlich geeignet sind und tiber ausreichende Kenntnisse und eine ausreichende Unterweisung
verfligen.

(5) Arbeitnehmer, die mit der manuellen Handhabung von Lasten beschéftigt werden, missen
Angaben (ber die damit verbundene Gefahrdung des Bewegungs- und Stlitzapparates sowie nach
Madglichkeit auch genaue Angaben Uber das Gewicht und die sonstigen Merkmale der Lasten erhalten.
Die Arbeitnehmer missen genaue Anweisungen Uber die sachgemafRe Handhabung von Lasten und
Angaben (ber die bestehenden Gefahren bei unsachgeméBer Handhabung erhalten.

Beachte fir folgende Bestimmung

Zu Abs. 2 bis 4: Zum Inkrafttreten vgl. § 114 Abs. 1 und 2 dieses BG und § 17 Abs. 1, BGBI. Il Nr.
22/2006.

Larm

8 65. (1) Arbeitgeber haben unter Berticksichtigung des Standes der Technik die Arbeitsvorgange
und die Arbeitsplatze entsprechend zu gestalten und alle geeigneten MaBnahmen zu treffen, damit die
Larmeinwirkung auf das niedrigste in der Praxis vertretbare Niveau gesenkt wird. Unter Beriicksichtigung
des technischen Fortschrittes und der verfugbaren MaBnahmen ist auf eine Verringerung des L&rms,
maoglichst direkt an der Entstehungsquelle, hinzuwirken.

(2) Im Rahmen der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren ist auch zu ermitteln, ob die
Arbeitnehmer einer L&rmgefahrdung ausgesetzt sein konnten. Wenn eine solche Gefahrdung nicht
ausgeschlossen werden kann, ist der Larm zu messen. Bei der Messung ist gegebenenfalls auch
Impulslarm zu beriicksichtigen. Diese Ermittlung und Messung ist in regelméRigen Zeitabstanden sowie
bei Anderung der Arbeitsbedingungen zu wiederholen.

(3) Die Ermittlung und Messung ist unter der Verantwortung der Arbeitgeber fachkundig zu planen
und durchzufiihren. Das MefRverfahren mufl zu einem fir die Exposition der Arbeitnehmer
représentativen Ergebnis fihren.

(4) Je nach Ausmall der Larmeinwirkung sind die erforderlichen MaRnahmen zur Verringerung und
Beseitigung der Gefahren zu treffen.

Zu diesen MaBnahmen zéhlen insbesondere:
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1. Die Arbeitnehmer sind Uber die moglichen Gefahren der L&rmeinwirkung und die zur
Verringerung dieser Gefahren getroffenen MalRnahmen zu informieren und zu unterweisen.

2. Den Arbeitnehmern sind geeignete Gehdrschutzmittel zur Verfligung zu stellen.
3. Die Arbeitnehmer haben die Gehdrschutzmittel zu benutzen.

4. Die Larmbereiche sind zu kennzeichnen und abzugrenzen. Der Zugang zu diesen Bereichen ist
zu beschrénken.

5. Die Griinde fur die Larmeinwirkung sind zu ermitteln. Es ist ein Programm technischer
Mallnahmen und MafRnahmen der Arbeitsgestaltung zur Herabsetzung der Larmeinwirkung
festzulegen und durchzufihren.

6. Es ist ein Verzeichnis jener Arbeitnehmer zu fihren, die der Larmeinwirkung ausgesetzt sind.
Dieses Verzeichnis ist stets auf dem aktuellen Stand zu halten und jedenfalls bis zum Ende der
Exposition aufzubewahren. Nach Ende der Exposition ist es dem zustdndigen Trager der
Unfallversicherung zu 0bermitteln. Arbeitgeber missen jedem Arbeitnehmer zu den ihn
persdnlich betreffenden Angaben des Verzeichnisses Zugang gewéhren.

Sonstige Einwirkungen und Belastungen

8 66. (1) Arbeitgeber haben unter Beriicksichtigung des Standes der Technik die Arbeitsvorgange
und Arbeitsplatze so zu gestalten und alle geeigneten MalRnahmen zu treffen, daB das Ausmaf} von
Erschiitterungen, die auf den menschlichen Korper Ubertragen werden, mdglichst gering gehalten wird.
Gleiches gilt auch flr andere physikalische Einwirkungen.

(2) Arbeitgeber haben die Arbeitsvorgange und Arbeitsplatze entsprechend zu gestalten und alle
geeigneten MaRnahmen zu treffen, damit die Arbeitnehmer keinen erheblichen Beeintréchtigungen durch
blendendes Licht, Wé&rmestrahlung, Zugluft, Ublen Geruch, Hitze, Kélte, Né&sse, Feuchtigkeit oder
vergleichbare Einwirkungen ausgesetzt sind oder diese Einwirkungen mdglichst gering gehalten werden.

(3) Lassen sich gesundheitsgefahrdende Erschiitterungen oder sonstige besondere Belastungen nicht
durch andere MaRnahmen vermeiden oder auf ein vertretbares Ausmal verringern, so sind zur
Verringerung der Belastungen oder zum Ausgleich geeignete organisatorische MaRBnahmen zu treffen,
wie eine Beschrdnkung der Beschaftigungsdauer, Arbeitsunterbrechungen oder die Einhaltung von
Erholzeiten. Dies gilt fur Druckluft- und Taucherarbeiten, fur Arbeiten, die mit besonderen physischen
Belastungen verbunden sind sowie fur Arbeiten unter vergleichbaren Belastungen, wie besonders
belastenden klimatischen Bedingungen, zB Arbeiten in Kiihlrdumen.

Bildschirmarbeitsplatze

8 67. (1) Bildschirmgerat im Sinne dieser Bestimmung ist eine Baueinheit mit einem Bildschirm zur
Darstellung  alphanumerischer ~ Zeichen  oder  zur  Grafikdarstellung,  ungeachtet  des
Darstellungsverfahrens. Bildschirmarbeitspldtze im Sinne dieser Bestimmung sind Arbeitsplétze, bei
denen das Bildschirmgerat und die Dateneingabetastatur oder sonstige Steuerungseinheit sowie
gegebenenfalls ein Informationstrager eine funktionale Einheit bilden.

(2) Arbeitgeber sind verpflichtet, Bildschirmarbeitsplatze ergonomisch zu gestalten. Es dlrfen nur
Bildschirmgeréte, Eingabe- oder Datenerfassungsvorrichtungen sowie Zusatzgerdte verwendet werden,
die dem Stand der Technik und den ergonomischen Anforderungen entsprechen. Es sind geeignete
Arbeitstische bzw. Arbeitsflachen und Sitzgelegenheiten zur Verfligung zu stellen.

(3) Bildschirmarbeitsplétze sind so zu bemessen und einzurichten, dal? ausreichend Platz vorhanden
ist, um wechselnde Arbeitshaltungen und -bewegungen zu ermdglichen. Es ist fir eine geeignete
Beleuchtung und dafiir zu sorgen, daR eine Reflexion und eine Blendung vermieden werden.

(4) Auf tragbare Datenverarbeitungsgerate ist Abs. 2 und 3 anzuwenden, wenn sie regelmélig am
Avrbeitsplatz eingesetzt werden.

(5) Bei den nachstehend angefiihrten Einrichtungen bzw. Gerédten sind die nach der Art oder
Zweckbestimmung der Einrichtung oder der Art der Arbeitsvorgange erforderlichen Abweichungen von
Abs. 2 und 3 zul&ssig:

1. Fahrer- und Bedienungsstédnde von Fahrzeugen und Maschinen,

2. Datenverarbeitungsanlagen an Bord eines Verkehrsmittels,

3. Datenverarbeitungsanlagen, die hauptsachlich zur Benutzung durch die Offentlichkeit bestimmt
sind,

4. Rechenmaschinen, Registrierkassen und Gerdte mit einer Kkleinen Daten- oder
MeRwertanzeigevorrichtung, die zur direkten Benutzung des Gerates erforderlich ist, und

5. Display-Schreibmaschinen.
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(6) Abs. 1, 2 mit Ausnahme des letzten Satzes und 4 gelten auch fur die vom Arbeitgeber den
Arbeitnehmern zur Erbringung von Arbeitsleistungen auferhalb der Arbeitsstatte zur Verfiigung
gestellten Bildschirmgerate, Eingabe- oder Datenerfassungsvorrichtungen sowie Zusatzgeréte,
Avrbeitstische bzw. Arbeitsflachen und Sitzgelegenheiten.

Besondere MafRnahmen bei Bildschirmarbeit

§68. (1) Im Rahmen der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren ist auch auf die mdgliche
Beeintrachtigung des Sehvermdgens sowie auf physische und psychische Belastungen besonders Bedacht
zu nehmen. Auf Grundlage dieser Ermittlung und Beurteilung sind zweckdienliche MalRnahmen zur
Ausschaltung der festgestellten Gefahren zu treffen, wobei das allfallige Zusammenwirken der
festgestellten Gefahren zu berticksichtigen ist.

(2) Bei der Konzipierung, Auswahl, Einfihrung und Anderung der Software sowie bei der
Gestaltung von Tétigkeiten, bei denen Bildschirmgerdte zum Einsatz kommen, haben die Arbeitgeber
folgende Faktoren zu beruicksichtigen:

1. Die Software muf der auszufiihrenden Tatigkeit angepalit sein.

2. Die Software mufl benutzerfreundlich sein und gegebenenfalls dem Kenntnis- und
Erfahrungsstand der Benutzer angepaf3t werden kénnen.

3. Die Systeme mussen den Arbeitnehmern Angaben (ber die jeweiligen Ablaufe bieten.

4. Die Systeme missen die Information in einem Format und in einem Tempo anzeigen, das den
Benutzern angepaldt ist.

5. Die Grundsatze der Ergonomie sind insbesondere auf die Verarbeitung von Informationen durch
den Menschen anzuwenden.

(3) Bei Beschaftigung von Arbeitnehmern, die bei einem nicht unwesentlichen Teil ihrer normalen
Arbeit ein Bildschirmgerat benutzen, gilt folgendes:
1. Die Arbeitgeber haben die Tatigkeit so zu organisieren, dal die tagliche Arbeit an
Bildschirmgeraten regelméflig durch Pausen oder durch andere Tatigkeiten unterbrochen wird,
die die Belastung durch Bildschirmarbeit verringern.

2. Die Arbeitnehmer haben das Recht auf eine Untersuchung der Augen und des Sehvermdgens,
und zwar vor Aufnahme der Tétigkeit, sowie anschlieBend in regelméRigen Abstdnden und
weiters bei Auftreten von Sehbeschwerden, die auf die Bildschirmarbeit zurlickgefiihrt werden
kdénnen.

3. Die Arbeitnehmer haben das Recht auf eine augenérztliche Untersuchung, wenn sich dies auf
Grund der Ergebnisse der Untersuchung nach Z 2 als erforderlich erweist.

4. Den Arbeitnehmern sind spezielle Sehhilfen zur Verfligung zu stellen, wenn die Ergebnisse der
Untersuchungen nach Z 2 und 3 ergeben, daB diese notwendig sind.

(4) Manahmen nach Abs. 3 Z 2 bis 4 diirfen in keinem Fall zu einer finanziellen Mehrbelastung der
Arbeitnehmer fihren.

(5) Auf tragbare Datenverarbeitungsgerate, die nicht regelmaRig am Arbeitsplatz eingesetzt werden,
ist Abs. 2 nicht anzuwenden.

(6) Auf die in 8 67 Abs. 5 angefiihrten Einrichtungen bzw. Gerdte ist Abs. 2 nur anzuwenden, soweit
die Art oder Zweckbestimmung der Einrichtung oder die Art der Arbeitsvorgdnge dem nicht
entgegenstehen. Auf die in §67 Abs.5 Z1 und 2 angefiihrten Fahrer- und Bedienungsstande von
Fahrzeugen und Datenverarbeitungsanlagen an Bord eines Verkehrsmittels ist Abs.3 Z1 nur
anzuwenden, soweit die Art oder Zweckbestimmung der Einrichtung oder die Art der Arbeitsvorgénge
dem nicht entgegenstehen.

(7) Abs. 2 gilt auch fur Bildschirmarbeit auBerhalb der Arbeitsstéatte.
Personliche Schutzausristung

8 69. (1) Als personliche Schutzausriistung gilt jede Ausriistung, die dazu bestimmt ist, von den
Arbeitnehmern benutzt oder getragen zu werden, um sich gegen eine Gefahr fur ihre Sicherheit oder
Gesundheit bei der Arbeit zu schiitzen, sowie jede mit demselben Ziel verwendete Zusatzausristung.

(2) Personliche Schutzausriistungen sind von den Arbeitgebern auf ihre Kosten zur Verfugung zu
stellen, wenn Gefahren nicht durch Kkollektive technische Schutzmalnahmen oder durch
arbeitsorganisatorische MaRnahmen vermieden oder ausreichend begrenzt werden kénnen.

(3) Arbeitnehmer sind verpflichtet, die persdnlichen Schutzausriistungen zu benutzen. Arbeitgeber
durfen ein dem widersprechendes Verhalten der Arbeitnehmer nicht dulden.
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(4) Personliche Schutzausrustungen dirfen, auRer in besonderen Ausnahmeféllen, nur fiir jene
Zwecke und unter jenen Bedingungen eingesetzt werden, fiir die sie nach den Angaben des Herstellers
oder des Inverkehrbringers bestimmt sind.

(5) Personliche Schutzausristungen missen fir den personlichen Gebrauch durch einen
Arbeitnehmer bestimmt sein. Erfordern die Umstande eine Benutzung durch verschiedene Personen, so
sind entsprechende MalRnahmen zu treffen, damit sich dadurch fir die verschiedenen Benutzer keine
Gesundheits- und Hygieneprobleme ergeben.

(6) Arbeitgeber haben durch geeignete Lagerung und ausreichende Reinigungs-, Wartungs-,
Reparatur- und ErsatzmalBnahmen ein gutes Funktionieren der personlichen Schutzausriistung und
einwandfreie  hygienische Bedingungen zu gewahrleisten. Dabei sind insbesondere die
Verwenderinformationen der Hersteller und Inverkehrbringer zu beriicksichtigen.

(Anm.: Abs. 7 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 60/2015)
Auswahl der personlichen Schutzausrustung

8§ 70. (1) Arbeitgeber dirfen nur solche persénliche Schutzausriistungen zur Verfugung stellen, die
1. hinsichtlich ihrer Konzeption und Konstruktion den fiir das Inverkehrbringen geltenden
Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen entsprechen,
2. Schutz gegentiber den zu verhitenden Gefahren bieten, ohne selbst eine gréRere Gefahr mit sich
zu bringen,
3. fiir die am Arbeitsplatz gegebenen Bedingungen geeignet sind,
4. den ergonomischen Anforderungen und den gesundheitlichen Erfordernissen des Arbeitnehmers
Rechnung tragen sowie
5. dem Trager, allenfalls nach erforderlicher Anpassung, passen.

(2) Zu den Bedingungen im Sinne des Abs. 1 Z 3 z&hlen die Dauer ihres Einsatzes, das Risiko, die
Haufigkeit der Exposition gegeniber diesem Risiko, die spezifischen Merkmale des Arbeitsplatzes der
einzelnen Arbeitnehmer und die Leistungswerte der personlichen Schutzausriistung.

(3) Werden von Arbeitgebern personliche Schutzausriistungen erworben, die nach den fiir sie
geltenden Rechtsvorschriften gekennzeichnet sind, kdénnen Arbeitgeber, die Uber keine anderen
Erkenntnisse verfligen, davon ausgehen, dal3 diese personlichen Schutzausristungen hinsichtlich
Konstruktion, Bau und weiterer SchutzmalRnahmen den fur sie im Zeitpunkt des Inverkehrbringens
geltenden Rechtsvorschriften tber Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen entsprechen.

(4) Machen verschiedene Gefahren den gleichzeitigen Einsatz mehrerer persénlicher
Schutzausriistungen notwendig, so missen diese Ausriistungen aufeinander abgestimmt und muB ihre
Schutzwirkung gegeniber den betreffenden Gefahren gewahrleistet sein.

(5) Vor der Auswahl der personlichen Schutzausriistung missen die Arbeitgeber eine Bewertung der
von ihnen vorgesehenen persdnlichen Schutzausriistung vornehmen, um festzustellen, ob sie den in
Abs. 1, 2 und 4 genannten Anforderungen entspricht. Die Bewertung hat zu umfassen:

1. die Untersuchung und Abwégung derjenigen Gefahren, die anderweitig nicht vermieden oder
ausreichend begrenzt werden kdnnen,

2. die Definition der Eigenschaften, die personliche Schutzausriistungen aufweisen missen, damit
sie einen Schutz gegentber diesen Gefahren bieten, wobei eventuelle Gefahrenquellen, die die
personliche Schutzausriistung selbst darstellen oder bewirken kann, zu berlicksichtigen sind, und

3.die Bewertung der Eigenschaften der entsprechenden verfugbaren personlichen
Schutzausrustungen im Vergleich mit den unter Z 2 genannten Eigenschaften.

(6) Die Bewertung ist bei Anderung der fiir die Bewertung maBgeblichen Kriterien zu wiederholen.
Arbeitgeber sind verpflichtet, diese Bewertung sowie die Grundlagen fir die Bewertung dem
Arbeitsinspektorat auf Verlangen zur Verfligung zu stellen.

Beachte fur folgende Bestimmung

Zu Abs. 2: Zum In-Kraft-Treten vgl. § 114 Abs. 3, BGBI. Il Nr. 253/2001 (§ 21 Abs. 2), BGBI. Il Nr.
309/2004 (§ 22 Abs. 1) und BGBI. Il Nr. 221/2010 (§ 13 Abs. 2).

Arbeitskleidung

8 71. (1) Die Arbeitskleidung muR den Erfordernissen der Tatigkeit entsprechen und so beschaffen
sein, daf durch die Kleidung keine Gefahrdung der Sicherheit und Gesundheit bewirkt wird.
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(2) Wenn die Art der Tatigkeit zum Schutz der Arbeitnehmer eine bestimmte Arbeitskleidung
erfordert oder wenn die Arbeitskleidung durch gesundheitsgefahrdende oder ekelerregende Arbeitsstoffe
verunreinigt wird, sind die Arbeitgeber verpflichtet, auf ihre Kosten den Arbeitnehmern geeignete
Avrbeitskleidung zur Verfiigung zu stellen und fiir eine ausreichende Reinigung dieser Arbeitskleidung zu
sorgen.

Verordnungen Uber Arbeitsvorgédnge und Arbeitsplatze

8§ 72. (1) Der Bundesminister flir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat in Durchfiihrung des
6. Abschnittes durch Verordnung ndher zu regeln:

1. jene Tatigkeiten, fur die ein Nachweis der Fachkenntnisse erforderlich ist, die Erméachtigung
nach §63 einschliellich der Grundziige der Aushildung zur Vermittlung der notwendigen
Fachkenntnisse sowie die Anerkennung ausléndischer Zeugnisse (ber den Nachweis der
Fachkenntnisse,

2. Grenzwerte fir die Handhabung von Lasten, sobald gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse
oder Normen fir die Festlegung solcher Grenzwerte vorliegen,

3. die Ermittlungen und Messungen betreffend L&rm sowie die Grenzwerte (Ausldseschwellen) fiir
die SchutzmaBnahmen nach & 65 Abs. 4,

4. fur sonstige physikalische Einwirkungen Grenzwerte (Ausldseschwellen), sobald gesicherte
wissenschaftliche Erkenntnisse oder Normen flr die Festlegung solcher Werte vorliegen, auf das
Ausmald dieser Einwirkungen abgestimmte geeignete MalRnahmen zur Verringerung oder
Beseitigung der Gefahren sowie die Ermittlungen und Messungen betreffend diese
physikalischen Einwirkungen

5. die Tatigkeiten und Bedingungen, bei denen bestimmte personliche Schutzausriistungen zur
Verfugung zu stellen sind, sowie die Benutzung von persénlichen Schutzausriistungen,

6. die Tatigkeiten und Bedingungen, bei denen Arbeitskleidung zur Verfligung gestellt werden
mufi.

(2) Fur personliche Schutzausristungen, auf die die Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194/1994,
nicht anzuwenden ist, kann der Bundesminister fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz durch
Verordnung die grundlegenden Sicherheitsanforderungen hinsichtlich Konstruktion, Bau und weiterer
SchutzmaBBnahmen einschlieBlich der Erstellung von Beschreibungen und Bedienungsanleitungen
festlegen. In diesen Verordnungen konnen auch besondere Regelungen (ber die Priifung,
Ubereinstimmungserklarung und iiber eine Zulassung durch Bescheid des Bundesministers fiir Arbeit,
Soziales und Konsumentenschutz getroffen werden.

7. Abschnitt
Praventivdienste

Bestellung von Sicherheitsfachkréften
8 73. (1) Arbeitgeber haben Sicherheitsfachkrafte (Fachkrafte fiir Arbeitssicherheit) zu bestellen.
Diese Verpflichtung ist gemaR folgender Z 1 oder, wenn ein Arbeitgeber nicht (ber entsprechend
fachkundiges Personal verfligt, geméaR folgender Z 2 oder 3 zu erfillen:
1. durch Beschéftigung von Sicherheitsfachkraften im Rahmen eines Arbeitsverhéltnisses
(betriebseigene Sicherheitsfachkréfte),
2. durch Inanspruchnahme externer Sicherheitsfachkrafte oder
3. durch Inanspruchnahme eines sicherheitstechnischen Zentrums.

(2) Als Sicherheitsfachkrafte dirfen nur Personen bestellt werden, die die erforderlichen
Fachkenntnisse geméaR 8§ 74 nachweisen.

(3) Sicherheitsfachkréafte sind bei Anwendung ihrer Fachkunde weisungsfrei.

(4) Arbeitgeber sind verpflichtet, den Sicherheitsfachkraften das fur die Durchfiihrung ihrer
Aufgaben notwendige Hilfspersonal sowie die erforderlichen Raume, Ausstattung und Mittel zur
Verfiigung zu stellen.

(5) Bei Inanspruchnahme eines sicherheitstechnischen Zentrums entfallt die Verpflichtung der
Arbeitgeber zur Beistellung des Hilfspersonals, der Ausstattung und der Mittel. Bei Inanspruchnahme
externer Sicherheitsfachkréfte entfallt diese Verpflichtung der Arbeitgeber insoweit, als die externen
Sicherheitsfachkréfte nachweislich das erforderliche Hilfspersonal, die erforderliche Ausstattung und die
erforderlichen Mittel beistellen.
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Fachkenntnisse der Sicherheitsfachkrafte

8§ 74. (1) Die erforderlichen Fachkenntnisse sind durch ein Zeugnis (ber den erfolgreichen Abschluf}
einer vom Bundesminister fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz anerkannten Fachausbildung
nachzuweisen.

(2) Eine Fachausbildung ist auf Antrag anzuerkennen, wenn

1. nach dem vorgelegten Ausbildungsplan davon auszugehen ist, daB sie die Auszubildenden in die
Lage versetzt, die Aufgaben einer Sicherheitsfachkraft zu erfillen und das dafiir notwendige
Wissen auf dem Gebiet der Arbeitssicherheit und Kenntnisse (ber die maRgeblichen
Arbeitnehmerschutzvorschriften vermittelt und

2. die Ausbildungseinrichtung ber die zur Erreichung des Ausbildungszieles erforderliche
Ausstattung, Lehrmittel und Lehrkréfte verfligt.

(3) Die Anerkennung ist unter Vorschreibung von Auflagen zu erteilen, wenn dies zur
Gewabhrleistung einer ordnungsgemafen Ausbildung im Hinblick auf Abs. 2 Z 2 und Abs. 4 erforderlich
ist. Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn die ordnungsgemalie Ausbildung nicht mehr gewahrleistet
ist.

(4) Zur Fachausbildung sind nur Personen zuzulassen, die tber ausreichende Grundkenntnisse auf
technischem Gebiet und ausreichende betriebliche Erfahrungen verfigen. Personen, die diese
Grundkenntnisse nicht durch den erfolgreichen Abschlul einer geeigneten Ausbildung nachweisen,
dirfen erst nach erfolgreicher Ablegung einer Aufnahmeprifung zur Fachausbildung zugelassen werden.

Sicherheitstechnische Zentren

8 75. (1) Fur den Betrieb eines sicherheitstechnischen Zentrums im Sinne dieses Bundesgesetzes
mussen folgende Voraussetzungen erfillt sein:

1. Die sicherheitstechnische Leitung des Zentrums muf einer Sicherheitsfachkraft ibertragen sein,
die die erforderlichen Fachkenntnisse nachweist und die sicherheitstechnische Betreuung
hauptberuflich ausbt.

2. Im Zentrum missen weitere Sicherheitsfachkrafte beschéftigt werden, die die erforderlichen
Fachkenntnisse nachweisen, soda gewéhrleistet ist, daf das Zentrum regelmdfig eine
sicherheitstechnische Betreuung im Ausmall von mindestens 70 Stunden wdchentlich ausiiben
kann, wobei auf dieses Ausmal} nur die Einsatzzeit von Sicherheitsfachkréaften anzurechnen ist,
die regelmaRig mindestens acht Stunden wdchentlich beschaftigt werden.

3. Im Zentrum muB das erforderliche Fach- und Hilfspersonal beschaftigt werden.

4. Im Zentrum mussen die fur eine ordnungsgemale sicherheitstechnische Betreuung erforderlichen
Einrichtungen, Gerate und Mittel vorhanden sein.

(2) Der Betreiber eines sicherheitstechnischen Zentrums hat dem Bundesminister fiir Arbeit,
Soziales und Konsumentenschutz zu melden:
1. spéatestens vier Wochen vor Aufnahme des Betriebes eines Zentrums: Zeitpunkt der
beabsichtigten Inbetriebnahme, Bezeichnung des Zentrums, Name des Leiters, Anschrift und
Telefonnummer des Zentrums,

2. nach Aufnahme des Betriebes: allfillige Anderungen der Angaben nach Z 1,
3. die allfallige Beendigung der Tatigkeit des Zentrums.

(3) Das zustandige Arbeitsinspektorat hat auf Grund der Meldung nach Abs. 2 Z 1 unverziiglich zu
uberpriifen, ob die Voraussetzungen nach Abs.1 vorliegen. Ergibt die Uberprifung, daB die
Voraussetzungen nach Abs. 1 nicht erfillt sind, hat das Arbeitsinspektorat den Betreiber schriftlich zur
Behebung der Maéngel vor Aufnahme des Betriebes des Zentrums aufzufordern. Wird ein
sicherheitstechnisches Zentrum betrieben, ohne die Voraussetzungen nach Abs. 1 zu erflllen, hat das
Arbeitsinspektorat Strafanzeige an die zustdndige Verwaltungsstrafbehdrde zu erstatten. § 9 Abs. 4 und 5
sowie 8§11 und 13 des Arbeitsinspektionsgesetzes 1993, BGBI. Nr. 27, gelten sinngemdaR. Das
Avrbeitsinspektorat hat den zustdndigen gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer

1. Gelegenheit zu geben, an der Uberpriifung teilzunehmen,

2. gegebenenfalls eine Kopie der Aufforderung zur Behebung der Méngel zu tbermitteln und

3. mitzuteilen, ob die Voraussetzungen nach Abs. 1 vorliegen oder ob Strafanzeige erstattet wurde.
(4) Der Bundesminister fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat jahrlich eine Liste der

sicherheitstechnischen Zentren zu erstellen und sie im Internet zu veréffentlichen. Diese Liste hat zu
enthalten: Namen der Betreiber, Namen der Leiter, Anschriften, Telefonnummern und Bezeichnung der
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Zentren. In diese Liste sind alle sicherheitstechnischen Zentren aufzunehmen, bei denen die Priifung
gemal Abs. 3 ergeben hat, daB sie die Voraussetzungen nach Abs. 1 erfiillen. Erfolgt eine rechtskraftige
Bestrafung im Sinne des § 130 Abs. 6 Z 1, so ist das betreffende Zentrum aus der Liste zu streichen.

Aufgaben, Information und Beiziehung der Sicherheitsfachkrafte

8 76. (1) Sicherheitsfachkrafte haben die Aufgabe, die Arbeitgeber, die Arbeitnehmer, die
Sicherheitsvertrauenspersonen und die Belegschaftsorgane auf dem Gebiet der Arbeitssicherheit und der
menschengerechten Arbeitsgestaltung zu beraten und die Arbeitgeber bei der Erfullung ihrer Pflichten auf
diesen Gebieten zu unterstutzen.

(2) Arbeitgeber haben den Sicherheitsfachkraften alle zur Erfillung ihrer Aufgaben erforderlichen
Informationen und Unterlagen zur Verfugung zu stellen, inshesondere betreffend die Sicherheitsund
Gesundheitsschutzdokumente, Aufzeichnungen und Berichte (ber Arbeitsunfélle, die Ergebnisse von
Messungen betreffend gefahrliche Arbeitsstoffe und Larm sowie von sonstigen fiir die Sicherheit und den
Gesundheitsschutz maBgeblichen Messungen und Untersuchungen. Die Sicherheitsfachkrafte sind
gesondert zu informieren, wenn Arbeitnehmer aufgenommen werden oder wenn Arbeitnehmer auf Grund
einer Uberlassung gemaR § 9 beschaftigt werden, soweit dies zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlich
ist.

(3) Arbeitgeber haben die Sicherheitsfachkréfte und erforderlichenfalls weitere geeignete Fachleute
hinzuzuziehen:

1. in allen Fragen der Arbeitssicherheit einschlieBlich der Unfallverhitung,
2. bei der Planung von Arbeitsstétten,

3. bei der Beschaffung oder Anderung von Arbeitsmitteln,

4

.bei der Einfiilhrung oder Anderung von Arbeitsverfahren und bei der Einfilhrung von
Avrbeitsstoffen,

. bei der Erprobung und Auswahl von persénlichen Schutzausriistungen,

. in arbeitsphysiologischen, arbeitspsychologischen und sonstigen ergonomischen sowie
arbeitshygienischen Fragen, insbesondere der Gestaltung der Arbeitsplatze und des
Avrbeitsablaufes,

7. bei der Organisation des Brandschutzes und von MalRhahmen zur Evakuierung,

8. bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren,

9. bei der Festlegung von MaRnahmen zur Gefahrenverhiitung,
10. bei der Organisation der Unterweisung und bei der Erstellung von Betriebsanweisungen und
11. bei Verwaltungsverfahren im Sinne des 8. Abschnittes.

(4) Arbeitgeber haben dafir zu sorgen, daB die Sicherheitsfachkrafte

1. den Arbeitnehmern, den Sicherheitsvertrauenspersonen und den Belegschaftsorganen auf
Verlangen die erforderlichen Auskiinfte erteilen,

2. die Arbeitnehmer und die Sicherheitsvertrauenspersonen beraten, und
3. die Belegschaftsorgane auf Verlangen beraten.

Tatigkeiten der Sicherheitsfachkrafte

8 77. In die Préaventionszeit der Sicherheitsfachkréfte darf nur die fur folgende Tatigkeiten
aufgewendete Zeit eingerechnet werden:

1. die Beratung und Unterstiitzung des Arbeitgebers in Angelegenheiten gemal § 76 Abs. 3,

2. die Beratung der Arbeitnehmer, der Sicherheitsvertrauenspersonen und der Belegschaftsorgane in
Angelegenheiten der Arbeitssicherheit und der menschengerechten Arbeitsgestaltung,

3. die Besichtigung der Arbeitsstatten, Baustellen und auswartigen Arbeitsstellen sowie die
Teilnahme an Besichtigungen durch das Arbeitsinspektorat,

4. die Ermittlung und Untersuchung der Ursachen von Arbeitsunfallen und arbeitsbedingten
Erkrankungen sowie die Auswertung dieser Ermittlungen und Untersuchungen,

4a. die nach den Arbeitnehmerschutzvorschriften erforderliche Ermittlung und Beurteilung der
Gefahren und Festlegung von Malnahmen samt Dokumentation im Sicherheits- und
Gesundheitsschutzdokument sowie deren Uberpriifung und Anpassung, 5. die
Weiterbildung bis zum HéchstausmaR von 15% der fir sie festgelegten jahrlichen
Préventionszeit,

6. die  Téatigkeit im Rahmen des Arbeitsschutzausschusses und des zentralen
Arbeitsschutzausschusses,

o O1
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7. die Dokumentation der Tatigkeit und der Ergebnisse von Untersuchungen sowie die Erstellung
von Berichten und Programmen auf dem Gebiet der Arbeitssicherheit und der Arbeitsgestaltung
und

8. die Koordination der Tatigkeit mehrerer Sicherheitsfachkréfte.
Begehungen in Arbeitsstatten mit bis zu 50 Arbeitnehmern

8 77a. (1) In Arbeitsstatten mit bis zu 50 Arbeitnehmern hat die sicherheitstechnische und
arbeitsmedizinische Betreuung in Form von Begehungen durch eine Sicherheitsfachkraft und durch einen
Arbeitsmediziner zu erfolgen.

(2) Regelmé&Rige Begehungen haben mindestens in den in Z 1, 1a und 2 genannten Zeitabstanden
sowohl durch eine Sicherheitsfachkraft als auch durch einen Arbeitsmediziner, nach Madglichkeit
gemeinsam, zu erfolgen. Diese Begehungen haben sich auf die Aufgaben der Praventivfachkrafte geman
§76 Abs.1 und 3 und §81 Abs.1 und 3 in der Arbeitsstatte, einschlieRlich aller dazugehorigen
Baustellen und auswartigen Arbeitsstellen, zu beziehen:

1. in Arbeitsstatten mit 1 bis 10 Arbeitnehmern: mindestens einmal in zwei Kalenderjahren,

la. in Arbeitsstatten mit 1 bis 10 Arbeitnehmern, in denen nur Blroarbeitsplatze sowie Arbeitsplatze
mit Buroarbeitsplatzen vergleichbaren Gefahrdungen und Belastungen eingerichtet sind:
mindestens einmal in drei Kalenderjahren,

2. in Arbeitsstatten mit 11 bis 50 Arbeitnehmern: mindestens einmal im Kalenderjahr.

(3) Dartiiber hinaus sind weitere Begehungen je nach Erfordernis zu veranlassen. Bezieht sich eine
aus Anlalk der in 8§ 76 Abs. 3 und 81 Abs. 3 genannten Félle veranlalite Begehung auf alle Aspekte von
Sicherheit und Gesundheitsschutz, gilt diese als Begehung nach Abs. 2.

(4) Arbeitgeber haben bei Begehungen nach Abs. 2 und 3 dafir zu sorgen, dal? nach Méglichkeit alle
Arbeitnehmer anwesend sind, soweit sie nicht durch Urlaub, Krankenstand oder sonstige wichtige
personliche Griinde oder zwingende betriebliche Griinde verhindert sind.

(5) Fir die Ermittlung der Arbeitnehmerzahl ist ma3geblich, wie viele Arbeitnehmer regelméRig in
der Arbeitsstatte beschaftigt werden. Fir Arbeitsstatten mit wechselnder Arbeitnehmerzahl gelten die
Bestimmungen fir Arbeitsstatten mit bis zu 50 Arbeithehmern auch dann, wenn die vorhersehbare
durchschnittliche Arbeitnehmerzahl pro Jahr nicht mehr als 50 Arbeitnehmer betrégt und an nicht mehr
als 30 Tagen im Jahr mehr als 75 Arbeitnehmer in der Arbeitsstitte beschaftigt werden. Die
Bestimmungen fur Arbeitsstatten mit bis zu 50 Arbeitnehmern gelten auch dann, wenn in einer
Arbeitsstatte bis zu 53 Arbeitnehmer beschaftigt werden, sofern die Zahlengrenze von 50 Arbeitnehmern
nur deshalb Uberschritten wird, weil in dieser Arbeitsstitte Lehrlinge oder beginstigte Behinderte im
Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBI. Nr. 22/1970, beschaftigt werden.

(6) Arbeitnehmer, die auf Baustellen oder auswartigen Arbeitsstellen beschaftigt werden, sind bei
der Ermittlung der Arbeitnehmerzahl jener Arbeitsstétte zuzurechnen, der sie organisatorisch zugehdren,
im Zweifel dem Unternehmenssitz. Dies gilt nicht fur Arbeitnehmer auf Baustellen, fur die eine
gesonderte sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung nach den 88 77 und 82 eingerichtet
ist.

(7) Abs. 5 letzter Satz gilt nicht flir Arbeitsstatten, die vorwiegend der Ausbildung Jugendlicher oder
der Beschéftigung Behinderter dienen, wie Lehrwerkstétten oder integrative Betriebe.

(8) Im Fall des Abs.5 letzter Satz sind Begehungen im Sinne des Abs. 3 zusétzlich aus dem
Erfordernis der spezifischen Aspekte von Sicherheit und Gesundheitsschutz der Lehrlinge oder der
beglinstigten Behinderten zu veranlassen.

Sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung in Arbeitsstatten mit bis zu 50
Arbeitnehmern

8 78. (1) Die sicherheitstechnische Betreuung in Arbeitsstatten mit bis zu 50 Arbeitnehmern kann
erfolgen:
1. durch Bestellung von Sicherheitsfachkraften gemaR § 73,

2. durch  Inanspruchnahme eines Préventionszentrums des zustdndigen Trégers der
Unfallversicherung gem&R § 78a, sofern der Arbeitgeber insgesamt nicht mehr als 250
Arbeitnehmer beschaftigt und nicht iber entsprechend fachkundiges Personal zur Beschaftigung
betriebseigener Sicherheitsfachkréfte (§ 73 Abs. 1 Z 1) verfligt, oder

3. durch den Arbeitgeber selbst nach MalRgabe des § 78b (Unternehmermodell).

(2) Die arbeitsmedizinische Betreuung in Arbeitsstatten mit bis zu 50 Arbeitnehmern kann erfolgen:
1. durch Bestellung von Arbeitsmedizinern geméaR § 79 oder
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2. durch  Inanspruchnahme eines Préventionszentrums des zustdndigen Tragers der
Unfallversicherung gemé&R § 78a, sofern der Arbeitgeber insgesamt nicht mehr als 250
Arbeitnehmer beschaftigt und nicht (iber entsprechend fachkundiges Personal zur Beschaftigung
betriebseigener Arbeitsmediziner (§ 79 Abs. 1 Z 1) verfligt.

(3) Abs. 1 Z 2 und Abs. 2 Z 2 gelten nicht, wenn ein Praventionszentrum die Betreuung geméR 8§ 78a
Abs. 2 letzter Satz ablehnt. Abs. 1 Z 3 gilt nicht, wenn der Arbeitgeber zweimal rechtskraftig geman
§ 130 Abs. 1 Z 27b bestraft wurde.

(4) Die Arbeitgeber haben die Sicherheitsvertrauenspersonen und die Belegschaftsorgane, sind
weder Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt noch Belegschaftsorgane errichtet, alle Arbeitnehmer, von
ihrer Absicht, fir eine Arbeitsstatte ein Praventionszentrum in Anspruch zu nehmen oder die
sicherheitstechnische Betreuung selbst durchzufiihren, zu informieren und mit ihnen dariiber zu beraten.

Praventionszentren der Unfallversicherungstrager

§ 78a. (1) Fur die sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung der Arbeitnehmer in
Avrbeitsstatten mit bis zu 50 Arbeitnehmern hat der zustdndige Trager der Unfallversicherung
Préventionszentren einzurichten. Diesen Praventionszentren missen Sicherheitsfachkréfte mit den
Fachkenntnissen nach § 74 und Arbeitsmediziner mit der Ausbildung nach § 79 Abs. 2, das erforderliche
Fach- und Hilfspersonal und die zur arbeitsmedizinischen und sicherheitstechnischen Betreuung
erforderlichen Einrichtungen, Gerdte und Mittel zur Verfligung stehen. Der zustadndige Trager der
Unfallversicherung kann sich dabei externer Préaventivfachkrafte und sicherheitstechnischer und
arbeitsmedizinischer Zentren bedienen, die die Betreuungsleistungen in seinem Auftrag zu erbringen
haben.

(2) Die Praventionszentren haben Verlangen der Arbeitgeber auf Begehung und Betreuung unter
Bertcksichtigung der Dringlichkeit so bald als mdglich, bei Gefahr im Verzug unverziglich,
nachzukommen und dariiber hinaus nach pflichtgemaem Ermessen den Arbeitgebern von sich aus die
sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung fur Arbeitsstatten mit bis zu 50 Arbeitnehmern
anzubieten. Die Préventionszentren koénnen die Betreuung ablehnen, wenn ihnen der Arbeitgeber die
erforderlichen Informationen und Unterlagen gemafR § 76 Abs. 2 oder § 81 Abs. 2 nicht zur Verfiilgung
stellt. Das Praventionszentrum hat das zustandige Arbeitsinspektorat spatestens binnen zwei Wochen von
jeder erfolgten Ablehnung der Betreuung einer Arbeitsstatte unter Bekanntgabe von Namen oder
sonstiger Bezeichnung des Arbeitgebers sowie Anschrift der Arbeitsstétte zu verstandigen.

(3) Nimmt der Arbeitgeber ein  Prdventionszentrum in  Anspruch, sind die
Sicherheitsvertrauenspersonen und die Belegschaftsorgane, sind weder Sicherheitsvertrauenspersonen
bestellt noch Belegschaftsorgane errichtet, alle Arbeitnehmer, berechtigt, direkt beim zustandigen
Unfallversicherungstrdger Auskunftserteilung, Beratung und Zusammenarbeit und erforderlichenfalls
Begehungen durch ein Préventionszentrum zu verlangen. Die Préventionszentren haben die Quelle
solcher Verlangen als vertraulich zu behandeln. Abs. 2 erster Halbsatz gilt sinngemaR.

(4) Die 88§ 76 Abs. 1 bis 3, 81 Abs. 1 bis 3, 84 Abs. 1 und 4, 85 Abs. 1 und § 86 gelten sinngemaR.
Weiters gilt 8 85 Abs. 3 sinngemdl mit der Malgabe, daR die Sicherheitsvertrauenspersonen und
Belegschaftsorgane auch beizuziehen sind, wenn die Begehungen nicht gemeinsam erfolgen.

(5) Das Praventionszentrum hat nach jeder Begehung dem Arbeitgeber die Begehungsergebnisse und
allfallige Vorschlage zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in bezug auf Sicherheit und
Gesundheitsschutz, allenfalls unter Bekanntgabe einer Dringlichkeitsreihung, schriftlich bekanntzugeben.
Der Arbeitgeber hat diese Verbesserungsvorschlage sowie sonstige vom Praventionszentrum Ubermittelte
Informationen und Unterlagen den Belegschaftsorganen und den Sicherheitsvertrauenspersonen zu
Ubermitteln. Wenn keine Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt sind, sind die Verbesserungsvorschlage
des Praventionszentrums sowie allféllige sonstige Informationen und Unterlagen an geeigneter Stelle zur
Einsichtnahme durch die Arbeitnehmer aufzulegen. Der Arbeitgeber hat die Verbesserungsvorschlage bei
der Festlegung von Maltnahmen nach § 4 Abs. 3 und Abs. 4 zu beriicksichtigen.

(6) Die zustdndigen Arbeitsinspektorate sind verpflichtet, dem zustdndigen Tréger der
Unfallversicherung fiir die Erfullung der durch dieses Bundesgesetz (ibertragenen Aufgaben mindestens
einmal pro Kalenderjahr folgende Daten der von ihnen im jeweiligen Zustandigkeitsbereich erfallten
Avrbeitsstatten mit bis zu 50 Arbeitnehmern zu tbermitteln:

1. Namen oder sonstige Bezeichnung der Arbeitgeber,
2. Wirtschaftszweigklassifikationen gema’ ONACE,
3. Anschriften der Arbeitsstétten.
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(7) Der zustandige Trager der Unfallversicherung ist verpflichtet, dem Bundesministerium fir
Avrbeit, Soziales und Konsumentenschutz mindestens einmal jahrlich oder auf Verlangen folgende Daten
der von ihm erfassten Arbeitsstatten mit bis zu 50 Arbeithehmern, fir die ein Préventionszentrum in
Anspruch genommen wird, zu Ubermitteln, soweit diese Arbeitsstatten in deren jeweiligen
Zustandigkeitsbereich fallen:

1. Namen oder sonstige Bezeichnung der Arbeitgeber,

2. Wirtschaftszweigklassifikationen gemal ONACE,

3. Anschriften der Arbeitsstatten und

4. Angabe des Datums von Besichtigungen der Arbeitsstétten.

(8) Des Weiteren hat der zustandige Trager der Unfallversicherung dem Bundesministerium fir
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz einmal jéhrlich oder auf Verlangen Namen und Anschriften
jener externen Praventivfachkréfte und sicherheitstechnischen und arbeitsmedizinischen Zentren, die mit
der Durchfiihrung von Betreuungsleistungen gemald Abs. 1 beauftragt wurden, zu Ubermitteln.

Unternehmermaodell
8 78b. (1) Arbeitgeber kénnen selbst die Aufgaben der Sicherheitsfachkréfte geméR 8 76 Abs. 1,
§84 Abs. 1und 3, 8 85 Abs. 1 und 2 und § 86 Abs. 1 und 2 wahrnehmen, wenn sie
1. insgesamt nicht mehr als 50 Arbeitnehmer beschéftigen und die erforderlichen Fachkenntnisse
geméR 8§ 74 nachweisen oder
2. insgesamt nicht mehr als 25 Arbeitnehmer beschéftigen und ausreichende Kenntnisse auf dem
Gebiet der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes flr die jeweilige Arbeitsstatte nachweisen.
(2) Die Kenntnisse im Sinne des Abs. 1 Z 2 missen
1. inshesondere die Grundsétze auf den Gebieten der Organisation und Methoden des betrieblichen
Arbeitnehmerschutzes, der Ergonomie, der Sicherheit von Arbeitssystemen, der gefahrlichen
Arbeitsstoffe sowie der Ermittlung und Beurteilung von Gefahren umfassen und
2. durch eine Ausbildungseinrichtung, die eine gemal § 74 Abs. 2 anerkannte Fachausbildung
durchflhrt, bescheinigt sein.
(3) Voraussetzung fiir die Bescheinigung nach Abs. 2 Z 2 ist der erfolgreiche Abschlu
1. einer mindestens 72 Unterrichtseinheiten zu je 50 Minuten umfassenden Ausbildung auf den in
Abs. 2 genannten Gebieten und
2. von jeweils mindestens 14 Unterrichtseinheiten zu je 50 Minuten umfassenden Weiterbildungen
in Abstanden von langstens drei Jahren.

(4) Soweit ein Arbeitgeber ber sonstige Ausbildungsnachweise auf den in Abs. 2 Z 1 angefuhrten
Gebieten verfiigt, kann der zustandige Trager der Unfallversicherung diese Ausbildungsnachweise als
ganzlichen oder teilweisen Ersatz fiir die Ausbildung nach Abs. 3 anerkennen. In diesem Fall sind die
Kenntnisse nach Abs. 2 Z 1 durch eine den Richtlinien des zustandigen Tragers der Unfallversicherung
entsprechende Prifung durch eine Ausbildungseinrichtung nach Abs. 2 Z 2 zu bescheinigen.

Bestellung von Arbeitsmedizinern

8 79. (1) Arbeitgeber haben Arbeitsmediziner zu bestellen. Diese Verpflichtung ist gemaR folgender
Z 1 oder, wenn ein Arbeitgeber nicht Gber entsprechend fachkundiges Personal verfugt, gemaR folgender
Z 2 oder 3 zu erfillen:

1. durch Beschaftigung von geeigneten Arzten im Rahmen eines Arbeitsverhéltnisses
(betriebseigene Arbeitsmediziner),

2. durch Inanspruchnahme externer Arbeitsmediziner oder

3. durch Inanspruchnahme eines arbeitsmedizinischen Zentrums.

(2) Als Arbeitsmediziner dirfen nur Personen bestellt werden, die zur selbstdndigen Ausubung des
arztlichen Berufes im Sinne des Arztegesetzes 1998, BGBI. | Nr. 169/1998, berechtigt sind und eine vom
Bundesminister fiir Gesundheit anerkannte arbeitsmedizinische Ausbildung gem&R §38 des
Arztegesetzes 1998 absolviert haben.

(3) Die Bestimmungen des Arztegesetzes 1998 bleiben unberiihrt.

(4) Arbeitgeber sind verpflichtet, das fiir die arbeitsmedizinische Betreuung notwendige Fach- und
Hilfspersonal zu beschéftigen.

(5) Arbeitgeber sind verpflichtet, fir die notwendige Fortbildung des von ihnen beschéaftigten
Fachpersonals wéahrend der Arbeitszeit zu sorgen.
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(6) Arbeitgeber sind verpflichtet, die fur die arbeitsmedizinische Betreuung notwendigen Raume,
Ausstattung und Mittel zur Verfiigung zu stellen.

(7) Bei Inanspruchnahme eines arbeitsmedizinischen Zentrums entfallt die Verpflichtung der
Arbeitgeber zur Beschaftigung von Fach- und Hilfspersonal und zur Bereitstellung der notwendigen
Ausstattung und Mittel. Bei Inanspruchnahme externer Arbeitsmediziner entfallt diese Verpflichtung der
Arbeitgeber insoweit, als diese Arbeitsmediziner nachweislich das notwendige Fach- und Hilfspersonal
und die notwendige Ausstattung und die notwendigen Mittel beistellen.

Arbeitsmedizinische Zentren

§80. (1) Fur den Betrieb eines arbeitsmedizinischen Zentrums im Sinne dieses Bundesgesetzes
missen folgende Voraussetzungen erfiillt sein:
1. Die arztliche Leitung des Zentrums muf3 einem Arzt (ibertragen sein, der tber die erforderliche
Ausbildung verfugt und die arbeitsmedizinische Betreuung hauptberuflich austbt.

2. Im Zentrum missen weitere Arzte beschaftigt werden, die uber die erforderliche Ausbildung
verfuigen, sodall gewahrleistet ist, daB das Zentrum regelmaBig eine arbeitsmedizinische
Betreuung im AusmaR von mindestens 70 Stunden wdchentlich ausuben kann, wobei auf dieses
AusmaR nur die Einsatzzeit von Arzten anzurechnen ist, die regelmaRig mindestens acht Stunden
wdchentlich beschéftigt werden.

3. Im Zentrum muR das erforderliche Fach- und Hilfspersonal beschéftigt werden.

4. Im Zentrum mssen die fur eine ordnungsgemalie arbeitsmedizinische Betreuung erforderlichen
Einrichtungen, Gerate und Mittel vorhanden sein.

(2) Der Betreiber eines arbeitsmedizinischen Zentrums hat dem Bundesminister fur Arbeit, Soziales
und Konsumentenschutz zu melden:

1. spatestens vier Wochen vor Aufnahme des Betriebes eines Zentrums: Zeitpunkt der
beabsichtigten Inbetriebnahme, Bezeichnung des Zentrums, Name des Leiters, Anschrift und
Telefonnummer des Zentrums,

2. nach Aufnahme des Betriebes: allfillige Anderungen der Angaben nach Z 1,
3. die allfallige Beendigung der Tétigkeit des Zentrums.

(3) Das zustandige Arbeitsinspektorat hat auf Grund der Meldung nach Abs. 2 Z 1 unverziglich zu
uberpriifen, ob die Voraussetzungen nach Abs.1 vorliegen. Ergibt die Uberprifung, daB die
Voraussetzungen nach Abs. 1 nicht erfullt sind, hat das Arbeitsinspektorat den Betreiber schriftlich zur
Behebung der Maéngel vor Aufnahme des Betriebes des Zentrums aufzufordern. Wird ein
arbeitsmedizinisches Zentrum betrieben, ohne die Voraussetzungen nach Abs. 1 zu erfullen, hat das
Avrbeitsinspektorat Strafanzeige wegen Ubertretung im Sinne des § 130 Abs. 6 Z 2 an die zustandige
Verwaltungsstrafoehdrde  zu  erstatten. 89 Abs.4 und 5 sowie 8§§11 wund 13 des
Avrbeitsinspektionsgesetzes 1993, BGBI. Nr. 27/1993, gelten sinngemaR. Das Arbeitsinspektorat hat den
zustandigen gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sowie der
Osterreichischen Arztekammer

1. Gelegenheit zu geben, an der Uberpriifung teilzunehmen,
2. gegebenenfalls eine Kopie der Aufforderung zur Behebung der Méngel zu ubermitteln und
3. mitzuteilen, ob die Voraussetzungen vorliegen oder ob Strafanzeige erstattet wurde.

(4) Der Bundesminister fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat jahrlich eine Liste der
arbeitsmedizinischen Zentren zu erstellen und sie im Internet zu vertffentlichen. Diese Liste hat zu
enthalten: Namen der Betreiber, Namen der Leiter, Anschriften, Telefonnummern und Bezeichnung der
Zentren. In diese Liste sind alle arbeitsmedizinischen Zentren aufzunehmen, die eine Meldung nach
Abs. 2 Z1 erstattet haben und bei denen die Priufung gemal Abs. 3 ergeben hat, daB sie die
Voraussetzungen nach Abs. 1 erfiillen. Erfolgt eine rechtskréftige Bestrafung im Sinne des § 130 Abs. 6
Z 2, so ist das betreffende Zentrum aus der Liste zu streichen.

Aufgaben, Information und Beiziehung der Arbeitsmediziner

881. (1) Arbeitsmediziner haben die Aufgabe, die Arbeitgeber, die Arbeitnehmer, die
Sicherheitsvertrauenspersonen und die Belegschaftsorgane auf dem Gebiet des Gesundheitsschutzes, der
auf die Arbeitsbedingungen bezogenen Gesundheitsforderung und der menschengerechten
Arbeitsgestaltung zu beraten und die Arbeitgeber bei der Erfullung ihrer Pflichten auf diesen Gebieten zu
unterstutzen.

(2) Arbeitgeber haben den Arbeitsmedizinern alle zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlichen
Informationen und Unterlagen zur Verfugung zu stellen, insbesondere betreffend die Sicherheits- und
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Gesundheitsschutzdokumente, Aufzeichnungen und Berichte (ber Arbeitsunfélle, die Ergebnisse von
Messungen betreffend gefahrliche Arbeitsstoffe und Larm sowie von sonstigen fiir die Sicherheit und den
Gesundheitsschutz mafligeblichen Messungen und Untersuchungen. Arbeitsmediziner sind gesondert zu
informieren, wenn Arbeitnehmer aufgenommen werden, oder wenn Arbeitnehmer auf Grund einer
Uberlassung gemaR § 9 beschaftigt werden, soweit dies zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

(3) Arbeitgeber haben die Arbeitsmediziner und erforderlichenfalls weitere geeignete Fachleute
hinzuzuziehen:

1.in allen Fragen der Erhaltung und Forderung der Gesundheit am Arbeitsplatz und der
Verhinderung arbeitsbedingter Erkrankungen,

. bei der Planung von Arbeitsstatten,

. bei der Beschaffung oder Anderung von Arbeitsmitteln,

. bei der Einfuihrung oder Anderung von Arbeitsverfahren und der Einfihrung von Arbeitsstoffen,
. bei der Erprobung und Auswahl von persénlichen Schutzausriistungen,

. in arbeitsphysiologischen, arbeitspsychologischen und sonstigen ergonomischen sowie
arbeitshygienischen Fragen, inshesondere des Arbeitsrhythmus, der Arbeitszeit- und
Pausenregelung, der Gestaltung der Arbeitsplétze und des Arbeitsablaufes,

. bei der Organisation der Ersten Hilfe,

8.in Fragen des Arbeitsplatzwechsels sowie der Eingliederung und Wiedereingliederung
Behinderter in den Arbeitsprozel,

9. bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren,
10. bei der Festlegung von MaRRhahmen zur Gefahrenverhiitung,
11. bei der Organisation der Unterweisung und bei der Erstellung von Betriebsanweisungen und
12. bei Verwaltungsverfahren im Sinne des 8. Abschnittes.

(4) Arbeitgeber haben dafiir zu sorgen, dal die Arbeitsmediziner
1. den Arbeitnehmern, den Sicherheitsvertrauenspersonen und den Belegschaftsorganen auf
Verlangen die erforderlichen Auskiinfte erteilen, soweit dem nicht die &rztliche
Verschwiegenheitspflicht entgegensteht,
2. die Arbeitnehmer und die Sicherheitsvertrauenspersonen beraten, und
3. die Belegschaftsorgane auf Verlangen beraten.

(5) Arbeitgeber haben dafiir zu sorgen, daf? alle Arbeitnehmer sich auf Wunsch einer regelméaRigen
geeigneten Uberwachung der Gesundheit je nach den Gefahren fiir ihre Sicherheit und Gesundheit am
Arbeitsplatz durch die Arbeitsmediziner unterziehen kénnen. Die Regelungen (ber besondere Eignungs-
und Folgeuntersuchungen bleiben unberthrt.

Tatigkeiten der Arbeitsmediziner
8§ 82. In die Praventionszeit der Arbeitsmediziner darf nur die fir folgende Téatigkeiten aufgewendete
Zeit eingerechnet werden:
1. die Beratung und Unterstiitzung des Arbeitgebers in den Angelegenheiten geméal § 81 Abs. 3,

2. die Beratung der Arbeitnehmer, der Sicherheitsvertrauenspersonen und der Belegschaftsorgane in
Angelegenheiten des Gesundheitsschutzes, der auf die Arbeitsbedingungen bezogenen
Gesundheitsférderung und der menschengerechten Arbeitsgestaltung,

3. die Besichtigung der Arbeitsstatten, Baustellen und auswartigen Arbeitsstellen sowie die
Teilnahme an Besichtigungen durch das Arbeitsinspektorat,

4. die Ermittlung und Untersuchung der Ursachen von arbeitsbedingten Erkrankungen und
Gesundheitsgefahren sowie die Auswertung dieser Ermittlungen und Untersuchungen,

4a. die nach den Arbeitnehmerschutzvorschriften erforderliche Ermittlung und Beurteilung der
Gefahren und Festlegung von Malnahmen samt Dokumentation im Sicherheits- und
Gesundheitsschutzdokument sowie deren Uberpriifung und Anpassung,

5. die arbeitsmedizinische Untersuchung von Arbeitnehmern bis zum Héchstausmall von 20% der
fur sie festgelegten jahrlichen Praventionszeit,

6. die Durchfuhrung von Schutzimpfungen, die mit der Tétigkeit der Arbeitnehmer im
Zusammenhang stehen,

7. die Weiterbildung bis zum HdchstausmaR von 15% der fir sie festgelegten jahrlichen
Préaventionszeit,
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8.die  Tétigkeit im Rahmen des  Arbeitsschutzausschusses und des  zentralen
Arbeitsschutzausschusses,

9. die Dokumentation der Tatigkeit und der Ergebnisse von Untersuchungen sowie die Erstellung
von Berichten und Programmen auf dem Gebiet des Gesundheitsschutzes und der
Gesundheitsforderung und

10. die Koordination der Téatigkeit mehrerer Arbeitsmediziner.
Préaventionszeit

§ 82a. (1) Sofern § 77a nicht anderes bestimmt, sind Sicherheitsfachkréfte und Arbeitsmediziner
mindestens im Ausmal der im Folgenden fir sie festgelegten Praventionszeit zu beschéaftigen.

(2) Die Préaventionszeit pro Kalenderjahr betragt

1. fir Arbeitnehmer an Biroarbeitsplatzen sowie an Arbeitsplatzen mit Biroarbeitsplatzen
vergleichbaren Gefahrdungen und Belastungen (geringe kdrperliche Belastung): 1,2 Stunden pro
Arbeitnehmer,

2. fur Arbeitnehmer an sonstigen Arbeitsplatzen: 1,5 Stunden pro Arbeitnehmer.

Bei der Berechnung der jahrlichen Praventionszeit fiir die jeweilige Arbeitsstatte sind Teile von Stunden
unterhalb von 0,5 auf ganze Stunden abzurunden und ab 0,5 auf ganze Stunden aufzurunden. Eine
Neuberechnung der jahrlichen Préventionszeit im laufenden Kalenderjahr hat erst bei Anderungen der der
Berechnung zugrunde gelegten Arbeitnehmerzahl um mehr als 5 vH zu erfolgen.

(3) Fur jeden Arbeitnehmer, der mindestens 50-mal im Kalenderjahr Nachtarbeit im Sinne des
Art. VII Abs. 1 des Nachtschwerarbeitsgesetzes, BGBI. | Nr. 354/1981, leistet, erhoht sich die jahrliche
Préventionszeit um je 0,5 Stunden pro Kalenderjahr.

(4) Das Ausmall der Praventionszeit pro Kalenderjahr richtet sich nach der Anzahl der
Arbeitnehmer, die in einer Arbeitsstatte von einem Arbeitgeber beschéftigt werden. Die auf Baustellen
und auswartigen Arbeitsstellen beschéftigten Arbeitnehmer sind einzurechnen. Dies gilt nicht fir
Arbeitnehmer auf Baustellen, fiir die eine gesonderte, diesem Bundesgesetz entsprechende
Praventivdienstbetreuung eingerichtet ist. Teilzeitbeschaftigte Arbeitnehmer sind entsprechend dem
Umfang ihrer Beschaftigung anteilsméRig einzurechnen. In Arbeitsstatten mit saisonal bedingt
wechselnder Arbeitnehmerzahl richtet sich die jahrliche Préventionszeit nach der vorhersehbaren
durchschnittlichen Arbeitnehmerzahl pro Jahr.

(5) Der Arbeitgeber hat pro Kalenderjahr die Sicherheitsfachkrafte im Ausmal} von mindestens
40 vH und die Arbeitsmediziner im Ausmal} von mindestens 35 vH der gemaR Abs. 2 und 3 ermittelten
Praventionszeit zu beschéftigen. Zumindest im Ausmall der restlichen 25vH der jahrlichen
Préventionszeit hat der Arbeitgeber je nach der in der Arbeitsstitte gegebenen Geféhrdungs- und
Belastungssituation gemal § 76 Abs. 3 bzw. § 81 Abs. 3 beizuziehende sonstige geeignete Fachleute, wie
Chemiker, Toxikologen, Ergonomen, inshesondere jedoch Arbeitspsychologen, oder die
Sicherheitsfachkrafte und/oder die Arbeitsmediziner zu beschéftigen.

(6) Die Praventionszeit der Sicherheitsfachkréfte sowie die Préventionszeit der Arbeitsmediziner ist
unter Berucksichtigung der betrieblichen Verhaltnisse auf das Kalenderjahr aufzuteilen. Jeder Teil muss
jeweils mindestens zwei Stunden betragen.

(7) Die Praventionszeit der Sicherheitsfachkréafte kann auf mehrere Sicherheitsfachkrafte, die
Préventionszeit der Arbeitsmediziner kann auf mehrere Arbeitsmediziner aufgeteilt werden, wenn dies
aus organisatorischen oder fachlichen Grinden zweckmagig ist.

Sonstige Fachleute

8§ 82b. (1) Der Arbeitgeber hat den in der Préventionszeit beschéftigten sonstigen Fachleuten alle zur
Erflillung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen und Unterlagen zur Verfiigung zu stellen. Die
sonstigen Fachleute sind bei Anwendung ihrer Fachkunde weisungsfrei.

(2) Die Préaventivfachkrafte, Belegschaftsorgane und sonstige Fachleute haben zusammenzuarbeiten.

(3) 8§84 Abs.1 gilt. Die sonstigen Fachleute haben, sofern ihre Beschéftigung innerhalb der
Préventionszeit ein Kalenderjahr nicht tberschreitet, nach Beendigung ihrer Té&tigkeit, ansonsten jahrlich,
dem Arbeitgeber einen zusammenfassenden Bericht Uber ihre Tétigkeit samt Vorschlagen zur
Verbesserung der Arbeitsbedingungen vorzulegen, der auch eine systematische Darstellung der
Auswirkungen ihrer Tatigkeit zu enthalten hat. § 84 Abs. 3 zweiter bis vierter Satz gilt.

(4) Besteht in der Arbeitsstatte ein Arbeitsschutzausschuss (8 88) und findet eine Sitzung des
Ausschusses wéhrend der Beschaftigung sonstiger Fachleute innerhalb der Préventionszeit statt, sind sie
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der Sitzung beizuziehen und hat die Tagesordnung dieser Sitzung die Behandlung ihrer Berichte
vorzusehen. § 84 Abs. 2 zweiter Satz gilt.

Gemeinsame Bestimmungen

8 83. (1) Die nachstehenden Bestimmungen gelten flr Sicherheitsfachkréfte und Arbeitsmediziner
gleichermalien. Sicherheitsfachkrafte und Arbeitsmediziner werden im folgenden als Praventivfachkréafte
bezeichnet.

(2) Wenn ein Arbeitsschutzausschu8 besteht, ist er vor der Bestellung von Praventivfachkraften
anzuhdren.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 159/2001)

(4) Die Bestellung von Préaventivfachkréften hat jeweils fur eine Arbeitsstitte samt allen
dazugehorigen Baustellen und auswaértigen Arbeitsstellen zu erfolgen.

(5) Abweichend von Abs. 4 darf eine gesonderte Bestellung von Praventivfachkraften fiir Baustellen
erfolgen, wenn dies aus organisatorischen oder fachlichen Griinden zweckmaRig ist.

(6) Abs. 4 und 5 gilt auch bei Inanspruchnahme eines Zentrums. Werden mehrere betriebseigene
Sicherheitsfachkrafte bestellt, ist einer von ihnen die Leitung zu tbertragen. Gleiches gilt bei Bestellung
mehrerer betriebseigener Arbeitsmediziner. Bei Bestellung mehrerer Praventivfachkréafte und bei
Inanspruchnahme eines Zentrums neben betriebseigenen oder externen Praventivfachkréaften ist fir deren
Zusammenarbeit und Koordination zu sorgen.

(7) Betriebseigene Praventivfachkréfte bzw. deren Leitung sind unmittelbar dem Arbeitgeber oder
der fur die Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvorschriften sonst verwaltungsstrafrechtlich
verantwortlichen Person zu unterstellen.

(8) Arbeitgeber haben den betriebseigenen Préventivfachkraften Gelegenheit zu geben, die fir ihre
Tatigkeit erforderlichen Fachkenntnisse zu erweitern.

(9) Weder die Bestellung von Préventivfachkraften noch die Inanspruchnahme eines
Praventionszentrums noch die Anwendung des Unternehmermodells gemadl § 78b enthebt die
Arbeitgeber von ihrer Verantwortlichkeit fur die Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvorschriften. Den
Préventivfachkraften kann die Verantwortlichkeit fiir die Einhaltung von Arbeitnehmerschutzvorschriften
nicht rechtswirksam Ubertragen werden. 88 15 und 130 Abs.4 gelten auch fir betriebseigene
Préventivfachkréfte.

Aufzeichnungen und Berichte

8 84. (1) Préaventivfachkréafte haben Aufzeichnungen Uber die geleistete Einsatzzeit und die nach
diesem Bundesgesetz durchgefiihrten Tétigkeiten zu fihren, insbesondere auch Uber die von ihnen
durchgefiihrten Besichtigungen und Untersuchungen sowie deren Ergebnisse. Die Préaventivfachkréfte
haben den Organen der Arbeitsinspektion auf deren Verlangen Einsicht in diese Unterlagen zu gewahren
oder Kopien dieser Unterlagen zu Ubermitteln. Nach Beendigung ihrer Tétigkeit haben
Préventivfachkrafte diese Unterlagen sowie Berichte gemaR Abs. 2 und 3 an ihre Nachfolger im Betrieb
zu Ubergeben.

(2) Besteht ein Arbeitsschutzausschu3, so haben die Praventivfachkréfte an den Sitzungen des
Arbeitsschutzausschusses teilzunehmen, sofern der Teilnahme nicht wichtige Hinderungsgriinde
entgegenstehen. Sind sie an der Teilnahme verhindert, so haben sie dem Arbeitsschutzausschuss einen
schriftlichen Bericht Uber ihre Tétigkeit samt Vorschldgen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen zu
Ubermitteln, der auch eine systematische Darstellung der Auswirkungen ihrer Tatigkeit zu enthalten hat.

(3) Préaventivfachkrafte haben dem Arbeitgeber jéhrlich einen zusammenfassenden Bericht tber ihre
Tatigkeit samt Vorschldgen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen vorzulegen, der auch eine
systematische Darstellung der Auswirkungen ihrer Tatigkeit zu enthalten hat. Der Arbeitgeber hat diesen
Bericht den Sicherheitsvertrauenspersonen zu Ubermitteln. Wenn keine Sicherheitsvertrauenspersonen
bestellt sind, ist dieser Bericht an geeigneter Stelle zur Einsichthahme durch die Arbeitnehmer
aufzulegen. Dem zustdndigen Arbeitsinspektorat hat der Arbeitgeber auf Verlangen eine Ausfertigung
dieses Berichtes zu Ubermitteln.

(4) Sicherheitstechnische Zentren und arbeitsmedizinische Zentren sind verpflichtet, dem
Avrbeitsinspektorat auf Verlangen Auskunft dariiber zu erteilen
1. wer als Sicherheitsfachkraft bzw. als Arbeitsmediziner vom Zentrum beschaftigt wird,

2. welche Arbeitsstatten, Baustellen und auswartige Arbeitsstellen vom Zentrum betreut werden,
und
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3. welche Praventionszeit in diesen Arbeitsstatten, Baustellen und auswadrtigen Arbeitsstellen
geleistet wird.

Zusammenarbeit

885. (1)  Sicherheitsfachkréfte,  Arbeitsmediziner ~und  Belegschaftsorgane  haben
zusammenzuarbeiten.

(2) Die Praventivfachkréafte haben gemeinsame Besichtigungen der Arbeitsstatten, der Baustellen
und der auswértigen Arbeitsstellen durchzufiihren.

(3) Die Praventivfachkréafte haben gemeinsamen Besichtigungen gemafR Abs. 2 die zustdndigen
Sicherheitsvertrauenspersonen und die Belegschaftsorgane beizuziehen.

Meldung von Méangeln

8§ 86. (1) Praventivfachkrafte haben die bei Erfullung ihrer Aufgaben festgestellten Méngel auf dem
Gebiet der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes dem Arbeitgeber oder der sonst fiir die Einhaltung der
Arbeitnehmerschutzvorschriften verantwortlichen Person sowie den Belegschaftsorganen mitzuteilen.

(2) Stellen Praventivfachkréfte bei Erfullung ihrer Aufgaben eine ernste und unmittelbare Gefahr fir
Sicherheit oder Gesundheit der Arbeitnehmer fest, so haben sie unverzuglich die betroffenen
Arbeitnehmer und den Arbeitgeber oder die fiir die Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvorschriften sonst
verantwortlichen Personen sowie die Belegschaftsorgane zu informieren und MaRnahmen zur
Beseitigung der Gefahr vorzuschlagen.

(3) Wenn kein Arbeitsschutzausschu® besteht, haben Praventivfachkréafte das Recht, sich an das
Avrbeitsinspektorat zu wenden, wenn sie der Auffassung sind, dafl die vom Arbeitgeber getroffenen
Malnahmen und bereitgestellten Mittel nicht ausreichen, um die Sicherheit und den Gesundheitsschutz
am Arbeitsplatz sicherzustellen, nachdem sie erfolglos vom Arbeitgeber eine Beseitigung dieser Méangel
verlangt haben.

Abberufung

8 87. (1) Wenn ein Arbeitsschutzausschul? besteht, darf der Arbeitgeber eine Préaventivfachkraft nur
nach vorheriger Befassung des Arbeitsschutzausschusses abberufen.

(2) Wenn nach Auffassung des Arbeitsinspektorates eine Praventivfachkraft die ihr nach diesem
Bundesgesetz Ubertragenen Aufgaben nicht ordnungsgemal erfillt, hat das Arbeitsinspektorat vor
Erstattung einer Strafanzeige wegen Ubertretungen gemaR § 130 diese Beanstandungen dem Arbeitgeber
schriftlich mitzuteilen.

(3) Wenn ein Arbeitsschutzausschul besteht, ist der Arbeitgeber im Falle einer Mitteilung gemafr
Abs. 2 verpflichtet, unverziiglich den Arbeitsschutzausschu® einzuberufen. Im Arbeitsschutzausschufl
sind unter Beteiligung des Arbeitsinspektorates die geltend gemachten Mangel bei der Aufgabenerfiillung
zu behandeln.

(4) Wenn kein ArbeitsschutzausschuB besteht, hat der Arbeitgeber im Falle einer Mitteilung nach
Abs. 2 gegenliber dem Arbeitsinspektorat binnen vier Wochen zu den Beanstandungen schriftlich
Stellung zu nehmen.

Arbeitsschutzausschuss

8§ 88. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, fir Arbeitsstétten, in denen sie regelmaRig mindestens 100
Arbeitnehmer beschéftigen, einen Arbeitsschutzausschuss einzurichten. Diese Verpflichtung gilt fir
Arbeitsstatten, in denen mindestens drei Viertel der Arbeitsplatze Buroarbeitsplatze oder Arbeitsplétze
mit Blroarbeitsplatzen vergleichbaren Gefahrdungen und Belastungen sind, erst ab der regelméRigen
Beschaftigung von mindestens 250 Arbeitnehmern. Die auf Baustellen oder auswértigen Arbeitsstellen
beschaftigten Arbeitnehmer sind einzurechnen.

(2) Der Arbeitsschutzausschuss hat die Aufgabe, die gegenseitige Information, den
Erfahrungsaustausch und die Koordination der betrieblichen Arbeitsschutzeinrichtungen zu gewahrleisten
und auf eine Verbesserung der Sicherheit, des Gesundheitsschutzes und der Arbeitsbedingungen
hinzuwirken.  Der  Arbeitsschutzausschuss hat samtliche Anliegen der  Sicherheit, des
Gesundheitsschutzes, der auf die Arbeitsbedingungen bezogenen Gesundheitsférderung und der
menschengerechten Arbeitsgestaltung zu beraten. Im Arbeitsschutzausschuss sind insbesondere die
Berichte und Vorschldge der Sicherheitsvertrauenspersonen, der Sicherheitsfachkrafte und der
Arbeitsmediziner zu erortern. Der Arbeitsschutzausschuss hat die innerbetriebliche Zusammenarbeit in
allen Fragen von Sicherheit und Gesundheitsschutz zu férdern und Grundsétze fur die innerbetriebliche
Weiterentwicklung des Arbeitnehmerlinnenschutzes zu erarbeiten.
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(3) Dem Ausschuss gehdren als Mitglieder an:

1. Der Arbeitgeber oder die von ihm mit seiner Vertretung beauftragte Person;

2. die fur die Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvorschriften in der Arbeitsstatte bestellten
verantwortlichen Beauftragten;

3. die Sicherheitsfachkraft oder, wenn mehrere Sicherheitsfachkrafte fiir die Arbeitsstétte bestellt
sind, deren Leiter oder sein Vertreter;

4. der Arbeitsmediziner oder, wenn mehrere Arbeitsmediziner fir die Arbeitsstétte bestellt sind,
deren Leiter oder sein Vertreter;

5. die Sicherheitsvertrauenspersonen;
6. je ein Vertreter der zustandigen Belegschaftsorgane.

(4) Den Vorsitz im Arbeitsschutzausschuss fiihrt der Arbeitgeber oder eine von ihm beauftragte
Person.

(5) Der Arbeitgeber oder die von ihm beauftragte Person hat den Arbeitsschutzausschuss nach
Erfordernis, mindestens aber einmal pro Kalenderjahr, einzuberufen. Eine Einberufung hat jedenfalls zu
erfolgen, wenn es die besonderen Verhéltnisse auf dem Gebiet des Arbeitnehmerschutzes im Betrieb
erfordern oder wenn ein Drittel der Mitglieder des Arbeitsschutzausschusses eine Einberufung verlangt.
Die Einladung zu den Sitzungen des Arbeitsschutzausschusses ist mindestens drei Wochen vor dem
Sitzungstermin abzusenden und hat zu enthalten:

1. Ort und Zeit der Sitzung;

2. die Tagesordnung, die jedenfalls Berichte der Sicherheitsvertrauenspersonen und der

Préventivfachkréfte vorzusehen hat;
3. die Unterlagen zu den Beratungsgegenstanden.

(6) Der Vorsitzende kann den Sitzungen des Arbeitsschutzausschusses von sich aus oder auf
Empfehlung von Mitgliedern des Ausschusses Sachversténdige, sonstige Personen mit Aufgaben auf dem
Gebiet des Arbeitnehmer- oder Umweltschutzes sowie das zustédndige Arbeitsinspektorat beiziehen.

(7) Uber jede Sitzung des Arbeitsschutzausschusses ist ein Ergebnisprotokoll anzufertigen. Das
Ergebnisprotokoll hat zu enthalten:

1. Ort, Datum und Dauer der Sitzung;
2. die Beratungsgegensténde;
3. die Namen der Anwesenden;

4. eine Zusammenfassung der von einzelnen Teilnehmern zu den Beratungsgegenstanden
vertretenen Standpunkte und Vorschldge, die auch allenfalls abweichende Standpunkte und
Vorschldge zu enthalten hat.

(8) Das Ergebnisprotokoll ist vom Vorsitzenden zu unterschreiben. Waren die Praventivfachkrafte
oder die vom Arbeitgeber gema 8§ 82b Abs. 4 der Sitzung beizuziehenden sonstigen Fachleute
verhindert, an der Sitzung des Ausschusses teilzunehmen, sind dem Protokoll deren schriftliche Berichte
anzuschlieBen. Eine Ausfertigung des Ergebnisprotokolls ist an alle Mitglieder des
Arbeitsschutzausschusses zu versenden. Das Ergebnisprotokoll ist dem zustdndigen Arbeitsinspektorat
auf Verlangen vorzulegen.

Zentraler Arbeitsschutzausschuss

8 88a. (1) Betreibt ein Arbeitgeber mehrere Arbeitsstatten, in denen ein Arbeitsschutzausschuss
einzurichten ist, ist er verpflichtet, am Unternehmenssitz einen zentralen Arbeitsschutzausschuss
einzurichten. 8 88 Abs. 2 gilt. Darliber hinaus hat der zentrale Arbeitsschutzausschuss auch Fragen der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes in Bezug auf jene Arbeitsstatten des Arbeitgebers zu beraten, fiir
die kein eigener Arbeitsschutzausschuss einzurichten ist.

(2) Dem zentralen Arbeitsschutzausschuss gehéren als Mitglieder an:

1. Der Arbeitgeber oder die von ihm beauftragte Person sowie hdchstens zwei weitere Vertreter des
Arbeitgebers;

2. drei Vertreter der auf der Ebene des zentralen Arbeitsschutzausschusses zustadndigen
Belegschaftsorgane;

3.je drei von jedem lokalen Arbeitsschutzausschuss entsandte Mitglieder, und zwar je eine
Sicherheitsvertrauensperson, eine Sicherheitsfachkraft und ein Arbeitsmediziner.

(3) Ergibt die nach Abs. 2 ermittelte Zahl der Mitglieder des zentralen Arbeitsschutzausschusses eine
héhere Zahl als zwanzig, so gehdren dem zentralen Arbeitsschutzausschuss als Mitglieder an:
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1. Der Arbeitgeber oder die von ihm beauftragte Person sowie ein weiterer Vertreter des
Arbeitgebers;

2.drei Vertreter der auf der Ebene des zentralen Arbeitschutzausschusses zustandigen
Belegschaftsorgane;

3. insgesamt 15 von den lokalen Arbeitsschutzausschissen entsandte Mitglieder, und zwar je flinf
Mitglieder aus dem Kreis der Sicherheitsvertrauenspersonen, der Sicherheitsfachkrafte und der
Arbeitsmediziner.

(4) Wenn es der Beratungsgegenstand erfordert, kénnen den Sitzungen vom Vorsitzenden auch
Personen aus jenen Arbeitsstatten, fur die kein eigener Arbeitsschutzausschuss einzurichten ist,
beigezogen werden.

(5) Die Sitzungen des zentralen Arbeitsschutzausschusses sind vom Arbeitgeber oder einer von ihm
beauftragten Person nach Erfordernis, mindestens jedoch einmal jéhrlich einzuberufen. § 88 Abs. 5
zweiter Satz ist anzuwenden.

(6) Die Einladung zu den Sitzungen ist mindestens vier Wochen vor dem Sitzungstermin abzusenden
und hat zu enthalten:
1. Ort und Zeit der Sitzung;

2. die Tagesordnung, die jedenfalls Berichte der Vertreter der lokalen Arbeitsschutzausschiisse
vorzusehen hat;

3. die Unterlagen zu den Beratungsgegenstanden.
(7) 8 88 Abs. 6 und Abs. 7 sowie Abs. 8 erster, dritter und vierter Satz sind anzuwenden.
Zentren der Unfallversicherungstréger

8 89. (1) Der Bundesminister fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz kann durch Verordnung
die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt oder die Versicherungsanstalt fur Eisenbahnen und Bergbau
fur deren Zustandigkeitsbereich beauftragen, sicherheitstechnische Zentren und arbeitsmedizinische
Zentren einzurichten und zu betreiben, wenn dies fur eine ausreichende sicherheitstechnische und
arbeitsmedizinische Betreuung geboten ist.

(2) Fur sicherheitstechnische Zentren gemdaR Abs. 1 gilt 8 75 Abs. 1. Arbeitsmedizinische Zentren
gemaR Abs. 1 missen die Anforderungen des § 80 Abs. 1 erfiillen.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 35/2012)
Verordnungen Uber Praventivdienste
§ 90. Der Bundesminister flr Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat in Durchfuihrung des 7.
Abschnittes durch Verordnung néher zu regeln:

1. die Voraussetzungen fur die Anerkennung einer Fachausbildung fiir Sicherheitsfachkréfte, die
Durchfiihrung der Fachausbildung und die Voraussetzungen fir die Zulassung zur
Fachausbildung, wobei in der Verordnung Ubergangsregelungen fiir die bei Inkrafttreten der
Verordnung bereits tatigen Sicherheitsfachkréfte vorzusehen sind;

2. die Voraussetzungen flr sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Zentren.

8. Abschnitt
Behorden und Verfahren

Arbeitnehmerschutzbeirat

891. (1) Zur Beratung des Bundesministers flir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz in
grundsatzlichen Fragen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit und zu seiner
Information uber Organisation und Tétigkeit der Préventionszentren der Tréger der Unfallversicherung ist
ein Arbeitnehmerschutzbeirat einzurichten.

(2) Dem Arbeitnehmerschutzbeirat gehdren neben dem Zentral-Arbeitsinspektor bzw. bei
Verhinderung dessen Vertretung an:

(Anm.: Z 1 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 35/2012),

2. zwei Vertreter der Bundesarbeitskammer,

3. zwei Vertreter der Bundeswirtschaftskammer,

4. zwei Vertreter des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes,

5. zwei Vertreter der Vereinigung Osterreichischer Industrieller,
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6. zwei Vertreter der Bundesingenieurkammer,
7. zwei Vertreter der osterreichischen Arztekammer und
8. zwei Vertreter der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt.

(3) Dem Arbeitnehmerschutzbeirat gehéren weiters je ein Vertreter der Versicherungsanstalt fir
Eisenbahnen und Bergbau und der Versicherungsanstalt 6ffentlich Bediensteter an, wenn der gesetzliche
Aufgabenbereich dieser Institutionen durch den Beratungsgegenstand beriihrt wird.

Dem Arbeitnehmerschutzbeirat gehért weiters ein Vertreter von Osterreichs Energie an, wenn nach dem
Beratungsgegenstand die Interessen der Elektrizitatswirtschaft beriihrt werden.

(4) Zu den Sitzungen des Arbeitnehmerschutzbeirates sind weiters die Verbindungsstelle der
Bundeslander beim Amt der Niederosterreichischen Landesregierung sowie gegebenenfalls die nach dem
Beratungsgegenstand in Betracht kommenden Bundesministerien einzuladen.

(5) Die Tatigkeit im Arbeitnehmerschutzbeirat ist ehrenamtlich.
(6) Zur Vorberatung kénnen Fachausschiisse eingesetzt werden.

(7) Die Sitzungen des Arbeitnehmerschutzbeirates und der Fachausschiisse sind nicht 6ffentlich. Die
in Abs. 2 und 3 genannten Personen und Institutionen sind berechtigt, Sachverstandige beizuziehen.

(8) Die Einberufung und die Geschéftsfiihrung obliegen dem Zentral-Arbeitsinspektorat.
Arbeitsstattenbewilligung

892. (1) Arbeitsstatten, die infolge der Art der Betriebseinrichtungen, der Arbeitsmittel, der
verwendeten Arbeitsstoffe oder Arbeitsverfahren in besonderem MaRe eine Gefahrdung der Sicherheit
und Gesundheit der Arbeitnehmer bewirken koénnen, dirfen nur auf Grund einer Bewilligung der
zusténdigen Behdorde errichtet und betrieben werden (Arbeitsstattenbewilligung).

(2) Die Arbeitsstéattenbewilligung ist auf Antrag des Arbeitgebers zu erteilen, wenn die Arbeitsstétte
den Arbeitnehmerschutzvorschriften entspricht und zu erwarten ist, dafl berhaupt oder bei Einhaltung
der erforderlichenfalls vorzuschreibenden Bedingungen und Auflagen die nach den Umstdnden des
Einzelfalles voraussehbaren Gefahren fir die Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer vermieden
werden. Solche Auflagen sind vorzuschreiben, wenn

1. nach den konkreten Verhdltnissen des Einzelfalls zur Gewahrleistung der Sicherheit und

Gesundheit der Arbeitnehmer MaRnahmen erforderlich sind, die uber die in diesem Bundesgesetz
oder den dazu erlassenen Verordnungen enthaltenen Anforderungen hinausgehen, oder

2. die Vorschreibung von Auflagen zur Konkretisierung oder Anpassung der in diesem

Bundesgesetz oder den dazu erlassenen Verordnungen vorgesehenen Anforderungen an die
konkreten Verhaltnisse des Einzelfalls erforderlich ist.

(3) Dem Antrag auf Arbeitsstattenbewilligung sind eine Beschreibung der Arbeitsstatte
einschlieBlich eines Verzeichnisses der Arbeitsmittel und die erforderlichen Plane und Skizzen sowie die
sonst fir die Beurteilung des Projektes erforderlichen Unterlagen in dreifacher Ausfertigung
anzuschlieBen. Weiters sind Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente in dreifacher Ausfertigung
vorzulegen, soweit die Erstellung dieser Dokumente im Zeitpunkt der Antragstellung bereits moglich ist.

(4) Eine Arbeitsstattenbewilligung erlischt, wenn der Betrieb der Arbeitsstétte nicht binnen funf
Jahren nach erteilter Bewilligung aufgenommen wird oder wenn der Betrieb durch mehr als funf Jahre
unterbrochen wird. Die Behorde kann diese Frist auf Antrag des Arbeitgebers auf sieben Jahre
verlangern, wenn es Art und Umfang des Vorhabens erfordern oder die Fertigstellung des Vorhabens
unvorhergesehenen Schwierigkeiten begegnet.

(5) Die Anderung einer bewilligten Arbeitsstatte bedarf einer Bewilligung, wenn dies zur
Gewdhrleistung des Schutzes der Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist,
insbesondere wenn durch die Anderung das Ausmaf der Gefahrdung vergroRert wird oder die Anderung
mit einer Gefahrdung anderer Art verbunden ist. Diese Bewilligung hat auch die bereits bewilligte
Arbeitsstatte so weit zu umfassen, als es wegen der Anderung zur Gewdhrleistung des Schutzes der
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist.

(6) Bestehen Zweifel, ob die Errichtung oder die Anderung einer Arbeitsstitte einer Bewilligung
bedarf, so hat die zustdndige Behdrde auf Antrag des Arbeitgebers oder des Arbeitsinspektorates zu
prifen und festzustellen, ob die VVoraussetzungen nach Abs. 1 oder 5 vorliegen.

(7) Die Wirksamkeit einer Bewilligung nach Abs. 1 und 5 wird durch einen Wechsel in der Person
des Arbeitgebers nicht beriihrt. Auflagen geméR Abs. 2 sind von der zustdndigen Behdrde auf Antrag des
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Arbeitgebers aufzuheben oder abzudndern, wenn die Voraussetzungen fiir die VVorschreibung nicht mehr
vorliegen.

Berucksichtigung des Arbeitnehmer/innenschutzes in Genehmigungsverfahren
8 93. (1) In folgenden Genehmigungsverfahren sind die Belange des Arbeitnehmer/innenschutzes zu
berticksichtigen:
1. Genehmigung von Betriebsanlagen nach der Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194/1994,

2. Genehmigung von Gewinnungshetriebsplanen und von Bergbauanlagen, soweit es sich um
Arbeitsstatten handelt, nach dem Mineralrohstoffgesetz, BGBI. | Nr. 38/1999,

3. Genehmigung von Apotheken nach dem Apothekengesetz, RGBI. Nr. 5/1907,

. Genehmigung von Eisenbahnanlagen nach dem Eisenbahngesetz 1957, BGBI. Nr. 60/1957,

5. Bewilligung von Schifffahrtsanlagen im Sinne des 8 47 und von sonstigen Anlagen im Sinne des
8 66 des Schifffahrtsgesetzes, BGBI. | Nr. 62/1997,

6. Bewilligung von Badern nach dem Baderhygienegesetz, BGBI. Nr. 254/1976,

7. Genehmigung wvon Abfall- und Altélbehandlungsanlagen nach 8837 bhis 65 des
Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 (AWG 2002), BGBI. | Nr. 102/2002,

8. Bewilligung von Anlagen und Zivilflugplatzen im Sinne des Luftfahrtgesetzes 1957, BGBI.
Nr. 253/1957,

9. Bewilligung von Lagern nach § 35 des Sprengmittelgesetzes 2010 — SprG, BGBI. | Nr. 121/2009,

10. Genehmigung von Seilbahnanlagen nach dem Seilbahngesetz 2003 — SeilbG 2003, BGBI. |
Nr. 103/2003.

(2) In diesen Verfahren sind dem jeweiligen Genehmigungsantrag die in § 92 Abs. 3 genannten
Unterlagen anzuschlieBen. Die genannten Anlagen dirfen nur genehmigt werden, wenn sie den
Arbeitnehmerschutzvorschriften entsprechen und zu erwarten ist, dal Uberhaupt oder bei Einhaltung der
erforderlichenfalls vorzuschreibenden geeigneten Bedingungen und Auflagen die nach den Umstanden
des Einzelfalles voraussehbaren Gefahrdungen fiir die Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer
vermieden werden. Fir die Vorschreibung von Auflagen ist § 92 Abs. 2 letzter Satz anzuwenden.

(3) Abs. 2 gilt auch fiir die Genehmigung einer Anderung oder einer Sanierung von in Abs. 1
angefihrten Anlagen. Anderungen, die nach den in Abs. 1 angefiihrten Rechtsvorschriften keiner
Genehmigung bedurfen, der Behorde nach diesen Vorschriften jedoch anzuzeigen sind, durfen von der
Behorde nur dann mit Bescheid zur Kenntnis genommen werden, wenn zu erwarten ist, dass sich die
Anderung auch nicht nachteilig auf Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer auswirkt.

(4) Die gemaR Abs. 2 und 3 vorgeschriebenen Bedingungen und Auflagen sind von der zustandigen
Behorde auf Antrag des Arbeitgebers abzuéndern oder aufzuheben, wenn die Voraussetzungen fur die
Vorschreibung nicht mehr vorliegen.

(5) Abs. 2 bis 4 gilt auch fir Verfahren, in denen nach den in Abs. 1 genannten Bundesgesetzen ein
Feststellungsbescheid als Genehmigungsbescheid flr die Anlage gilt.

(6) Die in Abs. 1 genannten Arbeitsstatten bedurfen keiner Arbeitsstattenbewilligung nach § 92.
Sonstige Genehmigungen und Vorschreibungen
8 94. (1) In folgenden Verfahren sind die mit dem Genehmigungsgegenstand zusammenhéangenden
Belange des Arbeitnehmerschutzes zu berticksichtigen:

1. Genehmigung einer Robhrleitungsanlage gemaB § 17 des Rohrleitungsgesetzes, BGBI.
Nr. 411/1975,

2. Genehmigung von Anlagen nach dem Starkstromwegegesetz, BGBI. Nr. 70/1968,

3. Genehmigung von Dampfkesselanlagen gemal § 4 des Luftreinhaltegesetzes fir Kesselanlagen,
BGBI. Nr. 380/1988,

4. Bewilligung von Einrichtungen, Arbeitsmitteln usw. nach dem Eisenbahngesetz 1957, BGBI.
Nr. 60, dem Luftfahrtgesetz 1957, BGBI. Nr. 253, dem Schifffahrtsgesetz, und dem
Seeschiffahrtsgesetz, BGBI. Nr. 174/1981, soweit nicht § 93 anzuwenden ist,

5. Genehmigung von Anlagen und Einrichtungen nach dem Strahlenschutzgesetz, BGBI.
Nr. 227/1969,

6. Genehmigung von Anlagen nach 88 31a, 31c, 32, 40 und 41 des Wasserrechtsgesetzes 1959,
BGBI. Nr. 215,

7. Genehmigungen und Bewilligungen nach dem Mineralrohstoffgesetz,

I
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8. Genehmigung von R&umen von Fahrschulen nach dem Kraftfahrgesetz 1967, BGBI.
Nr. 267/1967,

9. Genehmigung von Gasleitungsanlagen nach dem Gaswirtschaftsgesetz 2011 — GWG 2011,
BGBI. I Nr. 107/2011,
10. Verfahren zur Bewilligung von Einrichtungen und Arbeitsmitteln nach dem Seilbahngesetz 2003
— SeilbG 2003, BGBI. | Nr. 103/2003,

11. Verfahren zur Genehmigung von mobilen Behandlungsanlagen gemédR 852 des
Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 — AWG 2002, BGBI. | Nr. 102/2002.

(2) Die genannten Anlagen dirfen nur genehmigt werden, wenn Arbeitnehmerschutzvorschriften der
Genehmigung nicht entgegenstehen und zu erwarten ist, daB Uberhaupt oder bei Einhaltung der
erforderlichenfalls vorzuschreibenden geeigneten Bedingungen und Auflagen die nach den Umstanden
des Einzelfalles voraussehbaren Gefahrdungen fiir die Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer
vermieden werden. Dies gilt auch fiir die Genehmigung einer Anderung derartiger Anlagen.

(3) Zeigt sich in einer Arbeitsstatte nach rechtskraftig erteilter Arbeitsstattenbewilligung oder nach
einer rechtskréftigen Genehmigung nach § 93 Abs. 1, dal’ der Schutz der Sicherheit und Gesundheit der
Arbeitnehmer unter den vorgeschriebenen Bedingungen und Auflagen nicht ausreichend gewéhrleistet
wird, so hat die zustandige Behtrde zum Schutz der Arbeitnehmer andere oder zusétzliche Bedingungen
und Auflagen vorzuschreiben.

(4) Fur Arbeitsstatten, die keiner Arbeitsstattenbewilligung bedirfen und fir die auch keine
Genehmigung nach § 93 Abs. 1 vorliegt, hat die zustandige Behdrde die zum Schutz der Sicherheit und
Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlichen MalRnahmen vorzuschreiben. Dies gilt auch fir
Avrbeitsstétten, fiir die eine Genehmigung im Sinne des § 93 Abs. 1 vorliegt, wenn bei der Genehmigung
das Arbeitnehmerschutzgesetz und dieses Bundesgesetz keine Anwendung gefunden haben.

(5) Fur Baustellen und auswértige Arbeitsstellen gilt Abs. 4 mit folgender MaRgabe: Fir eine
bestimmte Baustelle oder auswartige Arbeitsstelle hat die fir diese Baustelle/Arbeitsstelle zustédndige
Behorde die zum Schutz der Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlichen MalRnahmen
vorzuschreiben. Sind fir mehrere kiinftige Baustellen oder auswartige Arbeitsstellen eines Arbeitgebers
solche Vorschreibungen erforderlich so hat die Vorschreibung durch jene Behdrde zu erfolgen, die fur die
Arbeitsstatte zustandig ist, der diese Baustellen oder Arbeitsstellen organisatorisch zuzurechnen sind, im
Zweifel durch die fur den Unternehmenssitz zustdndige Behorde.

(5a) Sind fir mehrere identische Arbeitsstatten eines Arbeitgebers/einer Arbeitgeberin oder fiir
mehrere identische Arbeitsmittel, die in verschiedenen Arbeitsstatten eines Arbeitgebers/einer
Arbeitgeberin verwendet werden sollen, und fiir die vollkommen identische VVoraussetzungen vorliegen,
solche Vorschreibungen erforderlich, so ist fir das Verfahren die fir den Unternehmenssitz zustandige
Behorde zustandig.

(5b) Sofern dies im Sinne der Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis zweckmaRig ist, kbnnen
die zum Schutz der Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer/innen erforderlichen Mafinahmen auch
einer von dem/der Arbeitgeber/in verschiedenen Person vorgeschrieben werden, wie insbesondere
dem/der Genehmigungswerber/in in Verfahren nach § 93 Abs. 1 und 3 und 8 94 Abs. 1 oder dem/der
Inhaber/in oder dem/der Betreiber/in einer mehrere Arbeitsstatten umfassenden Gesamtanlage.

(6) Fur Auflagen und MaBnahmen nach Abs. 1 bis 5b ist § 92 Abs. 2 letzter Satz anzuwenden.

(7) Die Wirksamkeit von Vorschreibungen gemaR Abs. 1 bis 5 wird durch einen Wechsel in der
Person des Arbeitgebers nicht beriihrt. Solche Vorschreibungen sind von der zustdndigen Behdrde auf
Antrag des Arbeitgebers aufzuheben oder abzuéndern, wenn die Voraussetzungen fiir die Vorschreibung
nicht mehr vorliegen.

Ausnahmen

895. (1) Soweit die Anwendung einzelner Bestimmungen der in Durchfiihrung dieses
Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen unabhéngig von den Umstdnden des Einzelfalls zur
Gewabhrleistung der Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist, ist in den Verordnungen
festzulegen, daB die zustdndige Behorde von diesen Bestimmungen der Verordnung keine Ausnahme
zulassen darf.

(2) In den in Durchfiihrung dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen kénnen Abweichungen
von den im 1. bis 6. Abschnitt sowie in §§ 97 und 98 festgelegten Anforderungen geregelt werden, wenn
diese Abweichungen aus wichtigen Griinden erforderlich sind und Sicherheit und Gesundheit der
Arbeitnehmer gewahrleistet sind.

www.ris.bka.gv.at Seite 57 von 73



R | S Bundesrecht konsolidiert

(3) Dartber hinaus kann die zustdndige Behorde im Einzelfall auf begriindeten Antrag des
Arbeitgebers Ausnahmen von den Bestimmungen der in Durchfiihrung des § 6 Abs. 4 sowie des 2. bis 4.
und 6. Abschnittes erlassenen Verordnungen zulassen, wenn

(Anm.: Z 1 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 159/2001)

2.nach den Umstadnden des Einzelfalls zu erwarten ist, dafl Sicherheit und Gesundheit der
Arbeitnehmer auch bei Genehmigung der Ausnahme gewahrleistet sind oder dafl durch eine
andere vom Arbeitgeber vorgesehene MalRnahme zumindest der gleiche Schutz erreicht wird wie
bei Einhaltung der betreffenden Bestimmungen der Verordnung, und

3. die Genehmigung dieser Ausnahme nicht gemaR Abs. 1 ausgeschlossen ist.

(4) Ausnahmen nach Abs. 3 konnen befristet oder unter Vorschreibung bestimmter geeigneter
Auflagen erteilt werden, wenn dies zur Erreichung der in Abs. 3 Z 2 genannten Zielsetzungen erforderlich
ist. Ausnahmen nach Abs. 3 sind von der zustandigen Behdrde aufzuheben, wenn solche Auflagen nicht
eingehalten werden oder wenn die Voraussetzungen fir die Erteilung der Ausnahme nicht mehr
vorliegen.

(5) Die Wirksamkeit von Ausnahmen nach Abs. 3 wird durch einen Wechsel in der Person des
Arbeitgebers nicht berthrt, wenn sich der fir die Ausnahme mal3gebliche Sachverhalt nicht gedndert hat.

(6) Sofern dies im Sinne der Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis zweckméRig ist, kdnnen
Ausnahmen nach Abs. 3 auch auf Antrag einer vom Arbeitgeber verschiedenen Person zugelassen
werden, wie insbesondere des Genehmigungswerbers in Verfahren nach § 93 Abs. 1 und 3 und § 94
Abs. 1 oder des Inhabers oder Betreibers einer mehrere Arbeitsstatten umfassenden Gesamtanlage.

(7) Wird eine Ausnahmegenehmigung fiir mehrere kunftige Baustellen oder auswartige
Arbeitsstellen eines Arbeitgebers beantragt, so ist fir das Verfahren jene Behorde zustdndig, die fur die
Arbeitsstatte zustdndig ist, der diese Baustellen oder auswértigen Arbeitsstellen organisatorisch
zuzurechnen sind, im Zweifel die fir den Unternehmenssitz zustdndige Behérde. Wird eine
Ausnahmegenehmigung in Bezug auf mehrere identische Arbeitsstatten eines Arbeitgebers oder fir
mehrere identische Arbeitsmittel, die in verschiedenen Arbeitsstatten eines Arbeitgebers verwendet
werden sollen, beantragt, fur deren Erteilung vollkommen identische Voraussetzungen vorliegen, so ist
fur das Verfahren die fiir den Unternehmenssitz des Arbeitgebers zustdndige Behdrde zusténdig.

Zwangs- und Sicherungsmalinahmen

8 96. (1) Die zustandige Behodrde hat durch Bescheid die Beschaftigung von Arbeitnehmern zu
untersagen oder sonstige geeignete Sicherungsmafnahmen anzuordnen, wie die génzliche oder teilweise
SchlieBung einer Arbeitsstétte oder die Stillegung von Arbeitsmitteln, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr
fiir Leben oder Gesundheit von Arbeitnehmern erforderlich ist.

(2) Liegen die Voraussetzungen flr die Erlassung eines Bescheides gemaR Abs. 1 nicht mehr vor, so
hat die zustdndige Behorde auf Antrag des Arbeitgebers die nach Abs. 1 getroffenen MalRhahmen
aufzuheben.

(3) Beschwerden beim Verwaltungsgericht gegen Bescheide nach Abs.1 kommt keine
aufschiebende Wirkung zu.

(4) Bescheide nach Abs. 1 treten mit Ablauf eines Jahres, vom Tag ihrer Erlassung an gerechnet,

auller Wirksamkeit, wenn sie nicht kirzer befristet sind. Dies gilt auch fur Erkenntnisse des
Verwaltungsgerichts, die aufgrund von Beschwerden gegen Bescheide nach Abs. 1 ergangen sind.

(5) Den gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer ist eine Ablichtung
von Bescheiden gemafR Abs. 1 und 2 zu Ubermitteln.

(6) Abs.1 und 2 ist auf Arbeitsstatten, fir die auf Grund gesetzlicher Vorschriften eine
Betriebspflicht besteht, nicht anzuwenden.

(Anm.: Abs. 7 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 38/1999)
Sonderbestimmungen fur die Zustellung

8 96a. (1) Schifffahrtsunternehmen mit Sitz im Ausland, deren Fahrzeuge auf dsterreichischen
WasserstraRen verkehren, kann im Wege des Schiffflihrers eines Fahrzeuges des Unternehmens wirksam
zugestellt werden.

(2) Eisenbahnunternehmen mit Sitz im Ausland, deren Fahrzeuge auf dem &sterreichischen
Schienennetz verkehren, kann im Wege des Triebfahrzeugfihrers oder des Personals eines Fahrzeuges
des Unternehmens wirksam zugestellt werden.
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Meldung von Bauarbeiten

897. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, dem zustadndigen Arbeitsinspektorat Bauarbeiten, die
voraussichtlich l&nger als fiinf Arbeitstage dauern, nachweislich zu melden. Zum Zweck der Kontrolle
von Baustellen ist die Meldung auch an die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse (8§ 14 des
Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes — BUAG, BGBI. Nr. 414/1972) zu tibermitteln.

(2) Die Meldung muR spéatestens eine Woche vor Arbeitsbeginn erfolgen. Die Arbeiten diirfen erst
nach erfolgter Meldung begonnen werden. In Katastrophenfallen, bei unaufschiebbaren Arbeiten und bei
kurzfristig zu erledigenden Auftrégen ist die Meldung spétestens am Tag des Arbeitsbeginns zu erstatten.

(3) Die Meldung muR alle zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes erforderlichen Angaben
enthalten.

(4) Erfolgt vor Beginn der Bauarbeiten eine Meldung an das Arbeitsinspektorat durch den
Auftraggeber oder eine von ihm beauftragte Person, und enthélt diese Meldung alle fiir die Wahrnehmung
des Arbeitnehmerschutzes erforderlichen Angaben, so entfallt die Meldepflicht der Arbeitgeber.

(5) Werden auf einer Baustelle Bauarbeiten wvon mehreren Arbeitgebern unmittelbar
aufeinanderfolgend ausgefihrt, obliegt die Meldepflicht jenem Arbeitgeber, der zuerst mit den Arbeiten
auf der Baustelle beginnt.

(6) Mit besonderen Gefahren verbundene Bauarbeiten sind abweichend von Abs. 4 und 5 jedenfalls
gesondert durch die betreffenden Arbeitgeber zu melden.

(7) Bauarbeiten, bei denen die Arbeitnehmer Einwirkungen von schwachgebundenen
Asbestprodukten ausgesetzt sein kénnen, sind abweichend von Abs. 1 und 4 bis 6 unabhédngig von ihrer
Dauer zu melden. Die Meldung hat auch Angaben iber die Arbeitsweise und die zum Schutz der
Arbeitnehmer vorgesehenen Malnahmen zu enthalten. Die Meldung mufB abweichend von Abs. 2
jedenfalls vor Beginn der Arbeiten erfolgen.

(8) Erfolgt die Meldung nach Abs. 1, 6 oder 7 elektronisch mittels Webanwendung an die
Baustellendatenbank (8 31a des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes — BUAG, BGBI.
Nr. 414/1972, in der geltenden Fassung), gilt sie als Meldung an das zustandige Arbeitsinspektorat. Ab
1. Janner 2019 mussen Meldungen nach Abs. 1, 6 und 7 elektronisch mittels Webanwendung an die
Baustellendatenbank erfolgen.

Sonstige Meldepflichten

8 98. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, dem Arbeitsinspektorat tédliche und schwere Arbeitsunfélle
unverziglich zu melden, sofern nicht eine Meldung an die Sicherheitsbehorden erfolgt.

(2) Arbeitgeber sind verpflichtet, gefahrliche Ereignisse gemal § 97 des Mineralrohstoffgesetzes, die
sich in Bergbaubetrieben (§ 108 MinroG) ereignen, unverziiglich dem Arbeitsinspektorat zu melden.

(3) Arbeitgeber sind verpflichtet, dem zustandigen Arbeitsinspektorat Arbeiten, die mit einer
besonderen Gefahr fur die damit beschaftigten Arbeitnehmer verbunden sind, zu melden, sofern dies in
einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz festgelegt ist.

Behordenzustandigkeit

§ 99. Soweit in diesem Bundesgesetz auf die ,,zustdndige Behorde* verwiesen wird, ist darunter zu

verstehen:

1. bei nach der Gewerbeordnung 1994 genehmigungspflichtigen Betriebsanlagen die nach der
Gewerbeordnung 1994 in erster Instanz zustdndige Genehmigungsbehdrde, bei sonstigen der
Gewerbeordnung 1994 unterliegenden Téatigkeiten die Bezirksverwaltungsbehdorde,

2.bei den in 8§93 Abs.1 Z2 bis10 angefilhrten Arbeitsstatten die nach den angefiihrten
Bestimmungen in erster Instanz zustandige Genehmigungsbehdrde,

3. bei Krankenanstalten, deren Errichtung und Betrieb nach den in Ausfiihrung des Bundesgesetzes
Uber Krankenanstalten und Kuranstalten (KAKuG), BGBI. Nr.1/1957, ergangenen
landesgesetzlichen Bestimmungen einer Genehmigung durch die Landesregierung bedarf, der
Landeshauptmann,

(Anm.: Z 3a aufgehoben durch BGBI. | Nr. 118/2012)

4. bei Theater- oder Kinobetrieben sowie sonstigen Veranstaltungsstatten, deren Errichtung und
Betrieb nach landesgesetzlichen Bestimmungen einer Genehmigung durch die Landesregierung
bedarf, der Landeshauptmann,

5. bei Anlagen zur Erzeugung elektrischer Energie, deren Errichtung nach den in Ausfihrung des
Elektrizitatswirtschafts- und -organisationsgesetzes 2010 — EIWOG 2010, BGBI. | Nr. 110/2010,
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ergangenen landesgesetzlichen Bestimmungen einer Genehmigung durch die Landesregierung
bedarf, der Landeshauptmann,

6. fur die unter das Mineralrohstoffgesetz fallenden Tétigkeiten die nach dem Mineralrohstoffgesetz
dafiir zustandige Behorde,

7. in allen tibrigen Féllen die Bezirksverwaltungsbehdrde.
AulRergewdhnliche Falle

8100. (1) Der 1. bis 6. Abschnitt dieses Bundesgesetzes sowie die in Durchfiihrung dieser
Bestimmungen erlassenen Verordnungen finden auf die Beschaftigung von Arbeitnehmern mit
spezifischen Tatigkeiten im Rahmen von Katastrophenhilfsdiensten insoweit keine Anwendung, als die
Besonderheiten dieser Tatigkeiten einer Anwendung zwingend entgegenstehen. In diesen Fallen ist aber
dafur Sorge zu tragen, dal unter Beriicksichtigung der Zielsetzungen dieses Bundesgesetzes eine
grofitmagliche Sicherheit und ein groftmdglicher Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer gewahrleistet ist.

(2) In Fallen unmittelbar drohender oder eingetretener Gefahrdung des Lebens und der Gesundheit
der Arbeitnehmer sind von diesem Bundesgesetz und den dazu erlassenen Verordnungen abweichende
Anordnungen soweit zul&ssig, als dies im Interesse des Schutzes des Lebens und der Gesundheit der
Arbeitnehmer geboten erscheint, um die Gefahrdung abzuwenden oder zu beseitigen.

Verordnungen tber Behdrden und Verfahren

8 101. (1) Der Bundesminister fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat in Durchfiihrung des
8. Abschnittes durch Verordnung néher zu regeln:

1. die Geschaftsordnung des Arbeitnehmerschutzbeirates,
2. die Arbeitsstattenbewilligungspflicht,

3. die Meldepflichten gemaR § 97 Abs.1, wobei Ausnahmen fiir Arbeiten, die mit keinen
besonderen Gefahren verbunden sind, vorzusehen sind, den Inhalt der Meldung nach § 97 Abs. 3,

4. Arbeiten im Sinne des § 98 Abs. 3 sowie den Inhalt der Meldung.

(2) Der Bundesminister fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz kann durch Verordnung
weitere bundesgesetzliche Bewilligungsverfahren den in § 93 Abs. 1 angefiihrten Verfahren gleichstellen,
wenn gewahrleistet ist, dal in diesen Verfahren die Arbeitnehmerschutzbelange in gleicher Weise
beriicksichtigt werden wie in einem Arbeitsstattenbewilligungsverfahren. Eine solche Verordnung darf
nur im Einvernehmen mit dem fir dieses bundesgesetzliche Bewilligungsverfahren zustandigen
Bundesminister erlassen werden.

(3) Abs. 2 gilt flr die Gleichstellung weiterer bundesgesetzlicher Bewilligungsverfahren mit den in
8 94 Abs. 1 angefiihrten Verfahren sinngemaR mit der Mal3gabe, dal eine Gleichstellung zu erfolgen hat,
wenn im Hinblick auf den Verfahrensgegenstand Auswirkungen auf den Arbeitnehmerschutz zu erwarten
sind und das Verfahren zur Beriicksichtigung des Arbeitnehmerschutzes geeignet ist.

(4) Sehen gesetzliche Bestimmungen vor, dass im Genehmigungsverfahren Gutachten oder
oOffentliche Urkunden beizugeben sind, kann der Bundesminister fir Arbeit, Soziales und
Konsumentenschutz durch Verordnung festlegen, in welcher Weise die Erfordernisse des
Arbeitnehmerschutzes in den Gutachten oder 6ffentlichen Urkunden zu beriicksichtigen sind und deren
Einhaltung nachzuweisen ist. Darlber hinaus kann der Bundesminister fur Arbeit, Soziales und
Konsumentenschutz durch Verordnung auch festlegen, in welcher Weise die Erfordernisse des
Arbeitnehmerschutzes in Verwaltungsverfahren zu berlicksichtigen sind und deren Einhaltung
nachzuweisen ist. §12 des Arbeitsinspektionsgesetzes 1993 (ArblG), BGBI. Nr. 27/1993, bleibt
unberihrt.

9. Abschnitt
Ubergangsrecht und Aufhebung von Rechtsvorschriften

Ubergangsbestimmungen zu 88 4 und 5

8102. (1) 884 und 5 treten flr Arbeitsstatten, in denen regelméRig mehr als 250 Arbeitnehmer
beschaftigt werden, mit 1. Juli 1995, im tbrigen mit 1. Janner 1997 in Kraft.

(2) Die Durchftihrung der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren, die Festlegung von Malinahmen
zur Gefahrenverhitung und die Erstellung der Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente muf
spatestens fertiggestellt sein:

1. flr Arbeitsstatten, in denen regelmalig mehr als 100 Arbeitnehmer beschaftigt werden, mit
1. Juli 1997,
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2. flr Arbeitsstétten, in denen regelméRig 51 bis 100 Arbeitnehmer beschaftigt werden, mit 1. Juli
1998,
3. fur Arbeitsstétten, in denen regelmdRig 11 bis 50 Arbeitnehmer beschaftigt werden, mit 1. Juli
1999,
4. fur Arbeitsstétten, in denen regelméRig bis zu zehn Arbeitnehmer beschéftigt werden, mit 1. Juli
2000.
(3) Arbeitnehmer, die auf Baustellen oder auswértigen Arbeitsstellen beschéftigt werden, sind bei
der Ermittlung der Beschaftigtenzahl nach Abs. 1 und 2 jener Arbeitsstatte zuzurechnen, der sie
organisatorisch zugehdren, im Zweifel dem Unternehmenssitz.

Allgemeine Ubergangsbestimmungen fiir Arbeitsstétten

8106. (1) Fir Arbeitsstatten, die am 1. Janner 1993 bereits genutzt wurden, sind in den
Verordnungen zur Durchfihrung des 2. Abschnittes dieses Bundesgesetzes die erforderlichen
Abweichungen und Anpassungsfristen festzulegen. In den Verordnungen ist insbesondere auch zu regeln,
unter welchen Voraussetzungen fiir solche Arbeitsstatten die Bestimmungen der Verordnungen bei
Anderungen oder Erweiterungen der Arbeitsstatte wirksam werden.

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 60/2015)

(3) Die nachstehend angefiihrten Bestimmungen der Allgemeinen Arbeitnehmerschutzverordnung
(AAV) gelten bis zum In-Kraft-Treten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die den
entsprechenden Gegenstand regelt, als Bundesgesetz:

1. Fir FuBbdden in Betriebsrdumen gilt 8 6 Abs. 4 erster und zweiter Satz, fur Wénde und Decken
in Betriebsrdumen 8 7 Abs. 4 zweiter Satz, fur die Beheizung von Arbeitsrdumen und von
brandgefdhrdeten R&umen 8§14 Abs.2 mit der Malgabe, dass die Wortfolge ,und
explosionsgefahrdete Raume* entfallt.

2. Fur Ausgénge und Verkehrswege in Arbeitsstatten gelten § 22 Abs. 5 mit der Mal3gabe, dass die
Wortfolge ,,und von explosionsgefédhrdeten Raumen‘ entféllt, und § 26 Abs. 10 mit der Maligabe,
dass im ersten Satz die Wortfolge ,,Explosionsgefahrdete Raume und* entféllt.

3. Fiir SchutzmaRnahmen gegen Absturz in Betriebsraumen gilt § 18 Abs. 6 erster Satz.

4. Fur Lagerungen in Arbeitsstatten gilt § 64 Abs. 1 dritter Satz, Abs. 4 zweiter Satz, Abs. 5 zweiter
und dritter Satz, Abs. 6 sowie Abs. 8 zweiter und dritter Satz.

(Anm.: Abs. 4 bis 7 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 159/2001)
Brandschutz und Erste Hilfe

8107. (1) Bis zum In-Kraft-Treten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die den
entsprechenden Gegenstand regelt, gelten die 8§ 74 mit der Mafgabe, dass in Abs. 1 die Wortfolge ,,und
in explosionsgefahrdeten Raumen* und in Abs. 2 der erste Satz entfallt, 75, 76 Abs. 6 und 8 sowie § 81
Abs. 2 letzter Satz und Abs. 8 AAV als Bundesgesetz. 8 81 Abs. 8 AAV gilt mit der Malgabe, dass der
erste Halbsatz lautet: ,,In Raumen, in denen giftige oder atzende Arbeitsstoffe verwendet werden,*

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 60/2015)
(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 94/2014)
(Anm.: Abs. 4 und 5 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 159/2001)
Sanitare Vorkehrungen und Sozialeinrichtungen
8 108. (Anm.: Abs. 1 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 60/2015)

(2) Bis zum In-Kraft-Treten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die den entsprechenden
Gegenstand regelt, gelten fiir das Trinkwasser § 83 Abs. 2 AAV, fir Kleiderkasten und Umkleiderdume
8§86 Abs. 6 AAV, als Bundesgesetz. § 86 Abs. 6 gilt mit der MalRgabe, dass der erste Halbsatz lautet:
»sofern die Arbeitskleidung bei Arbeiten stark verschmutzt wird oder die Schutzkleidung mit giftigen,
atzenden, leicht zersetzlichen oder ekelerregenden Arbeitsstoffen in Berihrung kommt,*

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 159/2001)
Arbeitsmittel
8§ 109. (Anm.: Abs. 1 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 60/2015)

(2) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die den entsprechenden
Gegenstand regelt, gelten 8 41 Abs. 8, § 59 Abs. 1 bis 7, Abs. 8 mit Ausnahme des letzten Satzes, Abs. 9
bis 12, 14 und 15, weiters 8 60 Abs. 1 bis 3 und Abs. 10 bis 12 AAV als Bundesgesetz.

(Anm.: Abs. 3 bis 5 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 159/2001)
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(Anm.: Abs. 6 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 60/2015)
(Anm.: Abs. 7 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 159/2001)
Allgemeine Ubergangsbestimmungen betreffend Arbeitsstoffe

§110. (1) 841 Abs.2 bis 6 tritt fur Arbeitgeber, die regelmaRig mehr als 250 Arbeitnehmer
beschéftigen, mit 1. Juli 1995, im tbrigen mit 1. Janner 1996 in Kraft.

(1a) Die Umsetzung der in §41 Abs.2 bis 6 festgelegten Verpflichtungen mufl spétestens
fertiggestellt sein:

1. fur Arbeitsstétten, in denen regelmdRig mehr als 100 Arbeitnehmer beschéftigt werden, mit
1. Juli 1997,

2. flr Arbeitsstétten, in denen regelmaRig 51 bis 100 Arbeitnehmer beschaftigt werden, mit 1. Juli
1998,

3. fur Arbeitsstétten, in denen regelmalRig elf bis 50 Arbeitnehmer beschéftigt werden, mit 1. Juli
1999,

4. fur Arbeitsstétten, in denen regelméRig bis zu zehn Arbeitnehmer beschéftigt werden, mit 1. Juli
2000.

(1b) Arbeitnehmer, die auf Baustellen oder auswértigen Arbeitsstellen beschaftigt werden, sind bei
der Ermittlung der Beschaftigtenzahl nach Abs.1 und la jener Arbeitsstatte zuzurechnen, der sie
organisatorisch zugehdren, im Zweifel dem Unternehmenssitz.

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 60/2015)

(3) 842 Abs. 7 tritt hinsichtlich jener Arbeitsstoffe, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits in
Verwendung stehen, mit 1. Juli 1995 in Kraft.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 60/2015)
(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 159/2001)

(6) 846 Abs. 2, 5 und 8 tritt erst mit Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die
Messungen gemal § 48 Abs. 1 Z 4 regelt, in Kraft.

(7) 847 tritt fir Arbeitgeber, die regelmalig mehr als 250 Arbeitnehmer beschaftigen, mit 1. Juli
1995, im Ubrigen mit 1. J&nner 1996 in Kraft.

(8) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz zur Durchfihrung des
4. Abschnittes  gelten  die  nachstehend  angefiihrten ~ Bestimmungen der  Allgemeinen
Arbeitnehmerschutzverordnung (AAV) als Bundesgesetz:

1. Fur SchutzmaRnahmen gegen Gase, Dampfe, Schwebstoffe und sonstige Beeintrachtigungen gilt
8 16 Abs. 4, Abs. 5 erster Satz, Abs. 6 und 7 sowie 9 bis 11,

2. fur Arbeiten mit gesundheitsgefahrdenden Arbeitsstoffen gilt § 52 Abs. 4 bis Abs. 6,

3. fur Arbeiten mit explosionsgefahrlichen Arbeitsstoffen gilt § 54 Abs. 6 mit der MaBRgabe, dass
die Wortfolge ,,brandgefahrlichen Arbeitsstoffen und* entfallt,

4.fur den Ersatz und das Verbot von Arbeitsstoffen und Arbeitsverfahren und die
Verwendungsbeschrankungen gilt 8 55 Abs. 2 bis 5 und Abs. 7 bis 10, mit der Mal3gabe, dass in
Abs. 2 im letzten Satz nach dem Wort ,,Laboratorien” ein Punkt gesetzt und der letzte Halbsatz
durch folgenden Satz ersetzt wird: ,,Dies gilt weiters nicht fir die Verwendung von Benzol in
Motortreibstoffen, auBer zum Antrieb von zweitaktmotorbetriebenen handgeflhrten
Arbeitsmitteln.«,

5. fUr die Lagerung von besonderen Arbeitsstoffen gilt § 65 AAV mit der MalRgabe, dass in Abs. 4
die Wortfolge ,,bei den Zugéangen deutlich und dauerhaft gekennzeichnet und* und in Abs. 9 die
Wortfolge ,,bei den Zugéngen als solche deutlich und dauerhaft gekennzeichnet und* entfallt und
in Abs. 9 erster Satz die Wortfolge ,,oder infektiosen* entfallt.

(9) Soweit Arbeitsstoffe noch entsprechend ihren Eigenschaften im Sinne des §3 des
Chemikaliengesetzes 1996, BGBI. | Nr.53/1997 in der Fassung BGBI. | Nr. 14/2015, eingestuft oder
gekennzeichnet sind, gelten fir sie auch jene Arbeitnehmerschutzvorschriften, die bereits auf die
entsprechende Gefahrenkategorie nach der CLP-Verordnung abstellen, wobei § 40 Abs. 8 sinngemal
anzuwenden ist.

Ubergangsbestimmungen betreffend bestimmte Arbeitsstoffe

8 111. BescheidméaRige Vorschreibungen und Ausnahmegenehmigungen geméR § 1 Abs. 2 und 3 der
Verordnung BGBI. Nr. 183/1923, gemal’ § 2 der Verordnung BGBI. Nr. 184/1923, gemal § 1 Abs. 2 der
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Verordnung BGBI. Nr. 185/1923 und gemall 8 1 Abs. 2 der Verordnung BGBI. Nr. 186/1923 bleiben
unberiihrt.

Gesundheitsiiberwachung
8 112. (1) §8 49, 50, 52 bis 54, 57 und 58 treten mit 1. Juli 1995 in Kraft.
(Anm.: Abs. 1a und 2 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 159/2001)

(3) Fiir erméchtigte Arztinnen und Arzte gilt Folgendes:

1. Arztinnen und Arzte, die am 1. August 2017 lber eine aufrechte Erméchtigung gemaR § 56 in der
Fassung vor der Novelle BGBIL I Nr.126/2017 oder gemadl &8 Abs.4 des
Arbeitnehmerschutzgesetzes verfiigen, sind in die Liste nach § 56 aufzunehmen, sofern nicht Z 2
anzuwenden ist.

2. Beim Bundesminister fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz am 1. August 2017 anhangige
Verwaltungsverfahren nach § 56 in der Fassung vor der Novelle BGBI. | Nr. 126/2017 sind
einzustellen. Die vorgelegten Nachweise sind nach § 56 zu behandeln.

(4) Bescheide, die gemal § 8 des Arbeitnehmerschutzgesetzes in Verbindung mit § 2 Abs. 4, 83
Abs. 7 und § 4 Abs. 4 letzter Satz der Verordnung BGBI. Nr. 39/1974 erlassen wurden, bleiben unberihrt.
Diese Bescheide sind auf Antrag des Arbeitgebers oder von Amts wegen aufzuheben, wenn die
Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. Bescheide gemaR 8 3 Abs. 6 letzter Halbsatz, § 3 Abs. 8, §4
Abs. 2 letzter Satz und § 4 Abs. 3 der Verordnung BGBI. Nr. 39/1974 werden mit Inkrafttreten einer
Verordnung gemal’ § 59 dieses Bundesgesetzes gegenstandslos.

(5) Fir die Gesundheitstiberwachung bei Druckluft- und Taucherarbeiten gilt § 119.
Fachkenntnisse

§113. (1) 8862 und 63 Abs. 1 und 2 treten erst mit Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem
Bundesgesetz uber den Nachweis der Fachkenntnisse in Kraft, soweit im folgenden nicht anderes
bestimmt wird.

(Anm.: Abs. 2 und 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 118/2012)

(4) Als Nachweis der Fachkenntnisse gemald § 62 dieses Bundesgesetzes gelten auch Zeugnisse lber
den Nachweis der Fachkenntnisse nach der Verordnung Uber den Nachweis der Fachkenntnisse flr
bestimmte Arbeiten, BGBI. Nr. 441/1975, oder nach der Verordnung Uber den Nachweis der
Fachkenntnisse fir die Vorbereitung und Organisation von bestimmten Arbeiten unter elektrischer
Spannung Uber 1 kV, BGBI. Nr. 10/1982, weiters Bescheide iber die Anerkennung von Zeugnissen von
Einrichtungen, die nicht zur Ausstellung von Zeugnissen uber den Nachweis der Fachkenntnisse nach den
angefithrten Verordnungen berechtigt waren, sowie Bescheide geméR § 10 Abs. 2 der Verordnung BGBI.
Nr. 441/1975 und § 8 Abs. 2 der Verordnung BGBI. Nr. 10/1982. Fiir den Entzug dieser Nachweise gilt
§ 63 Abs. 4 bis 6.

(4a) Arbeitnehmer, die bereits vor dem 15. Februar 1976 gemalR § 15 Abs. 1 der Verordnung Uber
den Nachweis der Fachkenntnisse fur bestimmte Arbeiten, BGBI. Nr. 441/1975, beschaftigt wurden,
durfen ohne Nachweis der Fachkenntnisse weiter beschéftigt werden. Zeugnisse oder sonstige
Bescheinigungen gemal § 15 Abs. 3 der Verordnung BGBI. Nr. 441/1975 gelten als Nachweis der
Fachkenntnisse im Sinne dieses Bundesgesetzes.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 118/2012)

(6) Die vom Bundesminister flir Verkehr, Innovation und Technologie geméR § 63 Abs. 1 dieses
Bundesgesetzes vor dem 1. Juli 2012 erteilten Ermachtigungen zur Ausstellung von Zeugnissen zum
Nachweis der Fachkenntnisse bleiben bis zu einem allfélligen Widerruf gemaR § 14 Abs. 4 der
Fachkenntnisnachweis-Verordnung — FK-V, BGBI. Il Nr. 13/2007, durch den Bundesminister flir Arbeit,
Soziales und Konsumentenschutz unberdihrt.

Arbeitsvorgange und Arbeitsplatze
8§ 114. (Anm.: Abs. 1 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 60/2015)
(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 118/2012)

(3) 8 71 Abs. 2 tritt erst mit Inkrafttreten einer Verordnung betreffend die Arbeitskleidung gemaR
§ 72 Abs. 1 Z 6 in Kraft.

(4) Dartiber hinaus gelten die nachstehenden Bestimmungen der  Allgemeinen
Arbeitnehmerschutzverordnung (AAV) als Bundesgesetz:
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1. 8§48 Abs.5 AAV bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die in
Durchfiihrung des § 60 Arbeitsvorgénge regelt,

2. 849 AAV mit der Maligabe, dass in Abs. 7 zweiter Halbsatz die Wortfolge ,.infektiosen* entfallt,
bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die in Durchfiihrung des § 61
Abs. 5 Regelungen lber Sitze, Tische und Werkbanke trifft,

3. 820 Abs. 5 vierter Satz AAV bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz,
die in Durchfiihrung des § 61 Verkaufsstande regelt,

4. 862 Abs. 2 zweiter Satz und Abs. 3 AAV bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem
Bundesgesetz, die in Durchfiihrung des § 64 die Handhabung von Lasten regelt,

(Anm.: Z 5 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 118/2012)

6. 816 Abs.1 AAV mit der MaRgabe, dass die Worte ,,blendendes Licht, schadliche Strahlen*
entfallen bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die § 66 Abs. 2
naher durchfihrt,

(Anm.: Z 7 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 60/2015)

8. 8 73 AAV mit der Mallgabe, dass in Abs. 2 der zweite Satz entfallt, bis zum Inkrafttreten einer
Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die in Durchfiihrung des § 71 Abs. 1 die Arbeitskleidung
regelt.

Bestellung von Sicherheitsfachkraften und Arbeitsmedizinern

8 115. (1) Fir Arbeitsstatten, in denen ein Arbeitgeber regelmdRig bis zu 250 Arbeitnehmer
beschéftigt, tritt die Verpflichtung zur Bestellung von Sicherheitsfachkréften und Arbeitsmedizinern nach
MaRgabe der folgenden Bestimmungen in Kraft:

1. fur Arbeitsstatten, in denen regelméBig 151 bis 250 Arbeitnehmer beschéftigt werden, mit
1. Janner 1996,

2. fir Arbeitsstatten, in denen regelméfRRig 101 bis 150 Arbeitnehmer beschéftigt werden, mit
1. Janner 1997,

3. fiir Arbeitsstatten, in denen regelméfRig 51 bis 100 Arbeitnehmer beschéftigt werden, mit
1. Janner 1998,

4. fir Arbeitsstatten, in denen regelméafig elf bis 50 Arbeitnehmer beschéftigt werden, mit 1. Janner
1999,

5. fir Arbeitsstatten, in denen regelméBig bis zu zehn Arbeitnehmer beschaftigt werden, mit
1. Janner 2000.

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 159/2001)

(3) Arbeitnehmer, die auf Baustellen oder auswaértigen Arbeitsstellen beschaftigt werden, sind bei
der Ermittlung der Beschaftigtenzahl nach Abs. 1 jener Arbeitsstatte zuzurechnen, der sie organisatorisch
zugehdren, im Zweifel dem Unternehmenssitz. Dies gilt nicht fur Arbeitnehmer auf Baustellen, fir die
eine gesonderte diesem Bundesgesetz entsprechende sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische
Betreuung eingerichtet ist.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 159/2001)

(5) Bis zwei Jahre nach Inkrafttreten einer Verordnung Uber die Fachausbildung der
Sicherheitsfachkréafte gemalR § 90 Abs. 1 Z 1 durfen als Sicherheitsfachkrafte Personen bestellt werden,
deren Kenntnisse zumindest jenen entsprechen, die nach den hiefiir geltenden Rechtsvorschriften fir die
Verleihung der Standesbezeichnung ,,Ingenieur< Voraussetzung sind, und die das fir ihre Tétigkeit
notwendige Wissen auf dem Gebiet der Sicherheitstechnik sowie entsprechende Betriebserfahrungen und
Kenntnisse tber die fir den Betrieb maligeblichen Arbeitnehmerschutzvorschriften besitzen.

(6) Die bei Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes als Sicherheitstechniker im Sinne des § 21 des
Arbeitnehmerschutzgesetzes tatigen Personen gelten als Sicherheitsfachkréfte im Sinne dieses
Bundesgesetzes, die in der Dbetriebsarztlichen Betreuung im Sinne des §22 des
Arbeitnehmerschutzgesetzes tatigen Arzte gelten als Arbeitsmediziner im Sinne dieses Bundesgesetzes,
ohne dal? eine neuerliche Bestellung und Meldung zu erfolgen hat.

Sonstige Ubergangsbestimmungen fiir Praventivdienste
8 116. (Anm.: Abs. 1 und 2 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 60/2015)
(Anm.: Abs. 3 und 4 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 159/2001)

(5) Bescheide gemaBR § 21 Abs.2 und §22 Abs. 2 des Arbeithehmerschutzgesetzes werden mit
1. Janner 1995 gegenstandslos. Bescheide gemél § 21 Abs. 6 sowie gemaR § 22c Abs. 4 zweiter Satz,
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Abs.5 und Abs.6 des Arbeitnehmerschutzgesetzes werden mit Inkrafttreten des 8§ 82a dieses
Bundesgesetzes gegenstandslos.

(6) Arbeitgeber, die tiber Kenntnisse auf dem Gebiet der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes fur
die jeweilige Arbeitsstitte geméR § 78b Abs.2 Z 1 verfugen, durfen das Unternehmermodell gemaR
8 78b Abs. 1 Z 2 ohne Nachweis ausreichender Kenntnisse durch eine Bescheinigung gemali § 78b Abs. 2
Z 2 oder 8 78b Abs. 4 bis langstens 31. Dezember 1999 anwenden.

Betriebsbewilligung und Arbeitsstattenbewilligung

8117. (1) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz uber die
Avrbeitsstattenbewilligung gilt fiir die diesem Bundesgesetz unterliegenden Arbeitsstatten § 2 Abs. 3 und
§ 3 Abs. 2 der Verordnung Uber die Betriebsbewilligung nach dem Arbeitnehmerschutzgesetz, BGBI.
Nr. 116/1976, nach Maligabe der folgenden Bestimmungen als Bundesgesetz.

(2) Die in 8 2 Abs. 3 der Verordnung BGBI. Nr. 116/1976 angefiihrten Arbeitsstatten durfen nur auf
Grund einer Bewilligung gemaR § 92 Abs. 1 bis 3 errichtet und betrieben werden; dies gilt nicht
1. sofern 8 93 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes zur Anwendung kommt,
2. fir Arbeitsstatten, die bereits am 1. Janner 1973 betrieben wurden.
Fir die Anderung dieser Arbeitsstatten ist eine Bewilligung gemaR § 92 Abs. 5 dieses Bundesgesetzes
erforderlich.

(3) Die gemal §27 Abs.1 des Arbeitnehmerschutzgesetzes (ANSchG) erteilten Bewilligungen
gelten als Arbeitsstattenbewilligung im Sinne des § 92 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes. Fiir die Anderung
von Arbeitsstatten, die gemédR 8§27 Abs.1 ANSchG bewilligt wurden, gilt §92 Abs.5 dieses
Bundesgesetzes.

(4) Wird in einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz eine Arbeitsstattenbewilligung fiir
Arbeitsstatten vorgesehen, die nach 82 Abs.3 der Verordnung BGBI. Nr.116/1976 Kkeiner
Betriebsbewilligung bedirfen, so ist in dieser Verordnung festzulegen, ob oder wie lange die bei
Inkrafttreten einer solchen Verordnung bereits bestehenden Arbeitsstatten ohne Arbeitsstattenbewilligung
weitergefihrt werden dirfen und innerhalb welcher Frist ab Inkrafttreten der Verordnung ein allenfalls
erforderlicher Bewilligungsantrag eingebracht werden muss.

Bauarbeiten
8 118. (Anm.: Abs. 1 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 159/2001)
(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 60/2015)

(3) Die Bauarbeiterschutzverordnung, BGBI. Nr. 340/1994, (BauV), gilt nach MafRgabe der
folgenden Bestimmungen als Verordnung nach diesem Bundesgesetz. Fir die Anderung der
Bauarbeiterschutzverordnung ist dieses Bundesgesetz maligeblich:

(Anm.: Z 1 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 118/2012)
(Anm.: Z 2 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 159/2001)
(Anm.: Z 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 118/2012)
4. Die 88 158 Abs. 1 und 2 sowie 160 BauV entfallen.
(4) Die nachstehend angefiinrten Ubergangsbestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten nicht fiir
Baustellen:
1. § 107 betreffend den Brandschutz und die Erste Hilfe,
2. 8 109 Abs. 2 betreffend Arbeitsmittel,
3. 8 114 Abs. 4 betreffend Arbeitsvorgdnge und Arbeitsplatze.

Druckluft- und Taucherarbeiten

8 119. (1) Die 88 3 und 4, § 5 erster Satz sowie 88 6 bis 15, 8§ 17 bis 20, § 21 Abs. 1 bis 3, § 21
Abs. 5 und 6 jeweils mit Ausnahme des Verweises auf Abs. 4, § 22, 8 23 Abs. 1 bis 5 und Abs. 7 bis 10,
88 24 bis 30, § 31 Abs. 1 bis 5 und Abs. 9, 8 32 Abs. 1, 3, 4 und 5, 88 33 bis 44 sowie 88 46 bis 50a der
Druckluft- und Taucherarbeitenverordnung, BGBI. Nr. 501/1973, gelten bis zum Inkrafttreten einer
Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die solche Arbeiten regelt, nach Malgabe der folgenden
Bestimmungen als Bundesgesetz.

(2) Die in Abs. 1 angefiihrten Bestimmungen der Verordnung gelten fir die diesem Bundesgesetz
unterliegende Beschéftigung von Arbeitnehmern mit Arbeiten in Druckluft im Zuge von Bauarbeiten aller
Art sowie mit Taucherarbeiten.
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(3) Anhang 5 der Verordnung gilt nicht hinsichtlich des Nachweises Uber Taucherarbeiten
(Ausbildung fiir Taucherarbeiten) sowie hinsichtlich der Ausbildung als Taucher/in und als Signalperson.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 118/2012)
Besondere Vorschriften fir gewerbliche Betriebsanlagen

§ 122. (1) Die nachstehenden Bestimmungen, die sowohl den Schutz der Arbeitnehmer/innen als
auch gewerberechtliche Belange regeln, bleiben jeweils als bundesgesetzliche Bestimmungen in Geltung,
und zwar als Arbeitnehmer/innenschutzvorschrift solange, bis durch eine Verordnung, die sich auf dieses
Bundesgesetz stiitzt, eine Anderung oder Neuregelung desselben Gegenstandes erfolgt, und als
gewerberechtliche Vorschrift solange, bis durch eine Verordnung, die sich auf die Gewerbeordnung 1994
stiitzt, eine Anderung oder Neuregelung desselben Gegenstandes erfolgt.

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 118/2012)

(3) Kalteanlagen:

1.881, 3 und 4, 85 Abs. 1, 886 bis 24, §26 Abs.3 und 4, §28 und §29 Abs.2 der als
Bundesgesetz in Geltung stehenden Kalteanlagenverordnung, BGBI. Nr. 305/1969, zuletzt
gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 234/1972, bleiben bis zum Inkrafttreten einer
Verordnung, die den Betrieb von Kélteanlagen regelt, nach Mafgabe der Z 2 und 3 in Geltung.

2.81 Abs. 1 der Kalteanlagenverordnung lautet: ,,Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten,
soweit sie den Schutz der Arbeitnehmer regeln, fiir Betriebsstatten im Sinne des § 2 Abs. 3 des
Arbeitsinspektionsgesetzes 1993, BGBI. Nr. 27, sowie fur Betriebe, auf die das Bundesgesetz
tber die Verkehrs-Arbeitsinspektion, BGBI. Nr. 650/1994, anzuwenden ist, in denen
Kélteanlagen mit einem Fillgewicht des Kaltemittels von mehr als 1,5 kg verwendet werden,
sofern andere Kéltemittel als Luft oder Wasser verwendet werden.*

3. 821 der Kalteanlagenverordnung gilt mit der MafRgabe, daR die Bedienungsanweisung als
Betriebsanweisung geméaR § 14 dieses Bundesgesetzes gilt.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 159/2001)

(5) Brennbare Flissigkeiten:

1. Die Verordnung Uber brennbare Flissigkeiten - VbF, BGBI. Nr. 240/1991, in der Fassung BGBI.
Nr. 354/1993, ausgenommen § 129 Abs. 1 und 2, bleibt bis zum Inkrafttreten einer Verordnung,
die die Lagerung und Abflillung brennbarer Flissigkeiten regelt, nach Malgabe der Z 2 als
Bundesgesetz in Geltung.

2.81 Abs.1 Z6 VbF lautet: .in nach 8§27 Abs.1 des Arbeitnehmerschutzgesetzes
bewilligungspflichtigen Betrieben und nach § 92 des Bundesgesetzes lber Sicherheit und
Gesundheitsschutz bei der Arbeit - ASchG, BGBI. Nr.450/1994, bewilligungspflichtigen
Arbeitsstatten; in nach § 27 Abs. 1 des Arbeitnehmerschutzgesetzes vor dem 1. Juni 1993
bewilligten Betrieben nach Mal3gabe des § 127.«

(Anm.: Abs. 6 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 159/2001)
Aufhebung von Vorschriften
8§124. (1) Mit Inkrafttreten  dieses  Bundesgesetzes treten die  nachstehenden
Arbeitnehmerschutzvorschriften auler Kraft:

1. die als Bundesgesetz in Geltung stehende Verordnung 0ber die Herstellung, Verpackung,
Lagerung und Einfuhr von Thomasmehl, dRGBI. | S 17/1931, zuletzt ge&ndert durch die
Verordnung BGBI. Nr. 696/1976;

2. die als Bundesgesetz in Geltung stehende Glashittenverordnung vom 23. Dezember 1938,
dRGBI. I S 1961/1938, zuletzt gedndert durch die Verordnung BGBI. Nr. 696/1976;

3. die als Bundesgesetz in Geltung stehende Verordnung Uber den Schutz des Lebens und der
Gesundheit von Dienstnehmern in Textilbetrieben, BGBI. Nr. 194/1956, zuletzt geéndert durch
das Bundesgesetz BGBI. Nr. 234/1972;

4. die als Bundesgesetz in Geltung stehende Verordnung Uber die Verbindlicherklarung von
ONORMEN fiir Schleifkérper, BGBI. Nr. 81/1969, zuletzt gedndert durch die Verordnung BGBI.
Nr. 506/1981.

(2) BescheidméBige Vorschreibungen gemdfR § 45 Abs.1 der Verordnung BGBI. Nr. 194/1956
bleiben unberihrt. Diese Vorschreibungen sind von der zustdndigen Behdrde auf Antrag des Arbeitgebers
aufzuheben, wenn die Voraussetzungen fir die VVorschreibung nicht mehr vorliegen.

3) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes treten die nachstehenden
Arbeitnehmerschutzbestimmungen aufer Kraft:
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10.
11.

12.

13.

14.

15.

16.
17.

. die Verordnung BGBI. Nr. 183/1923, mit Ausnahme der 88 14 Abs.1, 15 Abs. 1, 16 Abs. 3

sowie 23 Abs. 2,

. die Verordnung BGBI. Nr. 184/1923, mit Ausnahme der 88 9 Abs. 3, 11 Abs. 1 und 2 sowie 23

Abs. 2,

. die Verordnung BGBI. Nr. 185/1923, mit Ausnahme der 88 13 Abs. 1 und 2, 14 Abs. 1 sowie 16

Abs. 2,

. die Verordnung BGBI. Nr. 186/1923, mit Ausnahme des § 11 Abs. 2,
.81,862, 883,892, 8§93 Abs. 1 und 2, § 104 Abs. 1 und 2, 8 105 Abs. 1 sowie §§ 107 bis 115

der Allgemeinen Dienstnehmerschutzverordnung, BGBI. Nr. 265/1951,

.81 Abs. 1, § 2 Abs. 2 sowie 88 30 bis 35 der Verordnung iiber den Schutz des Lebens und der

Gesundheit von Dienstnehmern bei der Ausfiihrung von Sprengarbeiten, BGBI. Nr. 77/1954,

.88 1 bis 3,84 Abs. 1 und 3, 85 Abs. 2, 88 6 bis 8, § 9 Abs. 1 fiinfter und sechster Satz sowie

Abs. 2 bis 4, 88 10 bis 12, § 13 Abs. 4, 88 14 und 15, § 16 Abs. 1 bis 4 und 6, § 17, 88 19 bis 25,
88 27 bis 29, § 32 Abs. 3, § 33 Abs. 2 bis 7, 88 35 und 36, § 40 Abs. 5, 88 47 bis 51 sowie §§ 60
bis 64 der Verordnung Uber den Schutz des Lebens und der Gesundheit von Dienstnehmern in
Eisen- und Stahlhittenbetrieben, BGBI. Nr. 122/1955,

.81 Abs. 1, 82, 86 Abs. 6, 8§63, 8 64, weiters § 66, soweit er auf das Arbeitsinspektionsgesetz

verweist, § 67 Abs. 1 und § 68 der Verordnung Uber den Schutz der Dienstnehmer und der
Nachbarschaft beim Betrieb von Steinbrlchen, Lehm-, Ton-, Sand- und Kiesgruben sowie bei
Haldenabtragungen, BGBI. Nr. 253/1955,

.82, 85 Abs. 2, 8§25, §26 Abs. 1 und 2, § 27 sowie 8 29 Abs. 1 der Kalteanlagenverordnung,

BGBI. Nr. 305/1969,

8§ 2, § 65 Abs. 3 und 4 sowie § 66 der Fliissiggas-Verordnung, BGBI. Nr. 139/1971,

88 8 bis 12 der Verordnung Uber Beschaftigungsverbote und -beschrankungen fir weibliche
Arbeitnehmer, BGBI. Nr. 696/1976,

§ 32 der Verordnung Uber Ausstattung und Betriebsweise gewerblicher Betriebsanlagen zum
Betrieb von Flussiggas-Tankstellen, BGBI. Nr. 558/1978,

81,82, 84,886 bis 11 sowie 88 15 bis 21 (Anm.: in der Aufzahlung fehlt § 5) der Verordnung
uber Einrichtungen in den Betrieben fiir die Durchfiihrung des Arbeitnehmerschutzes, BGBI.
Nr. 2/1984,

8§1 27 bis 16, §2, §4 Abs. 3, 8 16 Abs. 2, § 20 Abs. 1 bis 4 und Abs. 5 mit Ausnahme des
vierten Satzes, 8 29 Abs. 1, 8 33 Abs. 9, § 37, § 38, § 48 Abs. 1 bis 3 und Abs. 6 bis 8, § 50, § 52
Abs. 1 und 2, 853 Abs. 9, §54 Abs. 1, §55 Abs. 1 und 11, 8856 und 57, § 84 Abs. 2, § 85
Abs. 1, 8§ 86 Abs. 4, § 87 Abs. 1 erster und zweiter Satz, § 89, § 90 Abs. 1 sowie 8§ 91 bis 103
der Allgemeinen Arbeitnehmerschutzverordnung, BGBI. Nr. 218/1983,

88 4 bis 6 der Verordnung BGBI. Nr. 290/1989 betreffend Bolzensetzgeréte,

8 129 Abs. 1 und 2 der Verordnung tber brennbare Flissigkeiten, BGBI. Nr. 240/1991,

838 der Verordnung Uber die Lagerung von Druckgaspackungen in gewerblichen
Betriebsanlagen, BGBI. Nr. 629/1992.

(4) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes treten die nachstehenden Vorschriften als
Arbeitnehmerschutzvorschrift auler Kraft:

1.

die als Bundesgesetz in Geltung stehende Verordnung betreffend den Verkehr mit Zelluloid,
Zelluloidwaren und Zelluloidabfallen, RGBI. Nr. 163/1908, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. Nr. 234/1972, soweit sie den Arbeitnehmerschutz regelt;

. die als Bundesgesetz in Geltung stehende Verordnung, mit welcher Vorschriften fir die

Herstellung, Beniutzung und Instandhaltung von Anlagen zur Verteilung und Verwendung
brennbarer Gase erlassen werden (Gasregulativ), RGBI. Nr. 176/1909 (Anm.: richtig: RGBI.
Nr. 176/1906), zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 234/1972, soweit sie den
Arbeitnehmerschutz regelt;

.die als Bundesgesetz in Geltung stehende Verordnung, mit der das Gewerbe der

Sodawassererzeugung an eine Konzession gebunden wird, RGBI. Nr. 212/1910, zuletzt geéndert
durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 234/1972, soweit sie den Arbeitnehmerschutz regelt;

. die Reichsgaragenordnung, GBIO. Nr. 1447/1939, soweit sie gemaR §33 Abs.2 Z 7 des

Arbeitnehmerschutzgesetzes, BGBI. Nr. 234/1972, als Bundesgesetz in Geltung steht und den
Arbeitnehmerschutz regelt;
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5. 85, 889 bis 13, §8 15 bis 38, §8 57 bis 61 sowie §8 67 bis 70 der Azetylenverordnung, BGBI.
Nr. 75/1951, auRerdem die Regelungen {ber Asbesthandschuhe.

(5) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes treten die nachstehend angefiihrten Vorschriften
betreffend die Schadlingsbekampfung als Arbeitnehmerschutzvorschrift auRer Kraft:

1. die als Bundesgesetz in Geltung stehende Verordnung zur Ausfiihrung der Verordnung Uber die
Schadlingsbekdmpfung mit hochgiftigen Stoffen vom 25. Mérz 1931, deutsches RGBI. I S 83, in
der Fassung der Verordnungen vom 29. November 1932, deutsches RGBI. I S 539, vom 6. Mai
1936, deutsches RGBI. I S 44, und vom 6. April 1943, deutsches RGBI. | S 179, zuletzt gedndert
durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 50/1974,

2.die als Bundesgesetz in Geltung stehende Verordnung (ber die Verwendung von
Phosphorwasserstoff zur Schadlingsbekampfung vom 6. April 1936, deutsches RGBI. | S 360, in
der Fassung der Verordnung vom 15. August 1936, deutsches RGBI. | S 633, zuletzt geandert
durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 234/1972,

3. die als Bundesgesetz in Geltung stehende Verordnung iiber den Gebrauch von Athylenoxyd zur
Schédlingsbekdmpfung vom 25. August 1938, deutsches RGBI. 1S 1058, in der Fassung der
Verordnung vom 2. Februar 1941, deutsches RBGI. 1S 69, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. Nr. 234/1972,

4. die als Bundesgesetz in Geltung stehende Verordnung Uber den Gebrauch von Tritox
(Trichloracetonitril) zur Schadlingsbekdmpfung vom 2. Februar 1941, RGBI. | S 72, zuletzt
geéndert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 234/1972.

(Anm.: Abs. 6 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 118/2012)

(7) Das Arbeitnehmerschutzgesetz, BGBI. Nr. 234/1972, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. Nr. 650/1989, tritt auler Kraft, soweit sich aus den 88 112 und 115 bis 117 nicht anderes ergibt.

Gemeinsame Bestimmungen zu 88§ 106 bis 124

8125. (1) Bei Anwendung der Allgemeinen Arbeithehmerschutzverordnung gelten die
Begriffsbestimmungen des § 1 Z 1 bis 6 AAV.

(2) Soweit in den gemdlR §8 106 bis 122 weitergeltenden Bestimmungen auf die ,,zustdndige
Behorde verwiesen wird, sind darunter die in 8 99 dieses Bundesgesetzes angefiihrten Behorden zu
verstehen.

(3) Bescheide, durch die weitergehende MaRRnahmen zum Schutz der Arbeitnehmer auf Grund des
8 27 des Arbeitnehmerschutzgesetzes, auf Grund der gemaR § 24 des Arbeithehmerschutzgesetzes
erlassenen Verordnungen oder auf Grund der gem&dR § 33 des Arbeitnehmerschutzgesetzes als
Bundesgesetz weitergeltenden Verordnungen vorgeschrieben wurden, bleiben unberihrt, soweit in § 112
Abs. 4 und § 124 Abs. 2 nicht anderes bestimmt wird. Fir die Abdnderung oder Aufhebung solcher
Bescheide gilt § 94 Abs. 7 dieses Bundesgesetzes.

(4) Soweit Bescheide im Sinne des Abs. 3 MaBnahmen zum Schutz der Arbeithehmer beinhalten, die
mit den in diesem Bundesgesetz oder in Verordnungen nach diesem Bundesgesetz vorgeschriebenen
Malnahmen vollinhaltlich Gbereinstimmen, werden sie gegenstandslos.

(5) Abs.3 und 4 gelten sinngem&B fiir Bescheide, durch die vor Inkrafttreten des
Arbeitnehmerschutzgesetzes MaRnahmen zum Schutz der Arbeitnehmer vorgeschrieben wurden.

(6) Fur die Vorschreibung von Malnahmen zum Schutz der Arbeitnehmer, die Uber die gemaR
88 106 bis 114 sowie 88§ 119 bis 122 weitergeltenden Bestimmungen hinausgehen, gilt § 94 Abs. 3 bis 7.

(7) Tritt eine gemdR 8§§106 bis 122 weitergeltende Bestimmung durch Inkrafttreten einer
Verordnung nach diesem Bundesgesetz aufler Kraft, so ist dies in der betreffenden Verordnung
festzustellen.

Ausnahmegenehmigungen

8 126. (1) Bescheide, mit denen Ausnahmen von den gemdR 8§ 106 bis 122 weitergeltenden
Bestimmungen genehmigt wurden, bleiben unberuhrt, soweit in 8 116 sowie in Abs. 4 nicht anderes
bestimmt wird.

(2) Die zustandige Behédrde kann auf begrindeten Antrag Ausnahmen von den geméaR 8§ 106 bis
111, 114 sowie 119 bis 122 weitergeltenden Bestimmungen zulassen, wenn
(Anm.: Z 1 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 159/2001)

2. nach den Umstanden des Einzelfalls zu erwarten ist, daf} die Sicherheit und Gesundheit der
Arbeitnehmer durch die Ausnahme nicht beeintréchtigt werden, oder daf? durch eine andere vom
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Arbeitgeber/von der Arbeitgeberin vorgesehene MaRnahme zumindest der gleiche Schutz
erreicht wird wie bei Einhaltung der betreffenden Bestimmung.

(3) Die Wirksamkeit von Ausnahmen nach Abs. 1 und 2 wird durch einen Wechsel in der Person des
Arbeitgebers nicht berlihrt, wenn sich der fur die Ausnahme mafi3gebliche Sachverhalt nicht gedndert hat.
Ausnahmen sind von der zusténdigen Behorde aufzuheben, wenn die Voraussetzungen fir die Erteilung
der Ausnahme nicht mehr vorliegen.

(4) In den in Durchfiihrung dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen ist gegebenenfalls
festzulegen, daR vor Inkrafttreten der Verordnung erlassene Bescheide, allenfalls nach einer
festzulegenden Ubergangsfrist, gegenstandslos werden, soweit durch sie Ausnahmen von Anforderungen
genehmigt wurden, deren Anwendung unabhdngig von den Umstdnden des Einzelfalls zur
Gewabhrleistung der Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist.

Anhéngige Verwaltungsverfahren
8§ 127. (1) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes anhéngige Verwaltungsverfahren
sind nach der bisherigen Rechtslage weiterzufiihren. Dies gilt nicht fur Verwaltungsverfahren, die

1. die Genehmigung von Ausnhahmen von Bestimmungen zum Gegenstand haben, die mit
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes auller Kraft treten,

2.die  Erméchtigung  eines  arbeitsmedizinischen  Zentrums  gemdR  §22c  des
Arbeitnehmerschutzgesetzes zum Gegenstand haben.

(2) Abs. 1 gilt sinngemal fir die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Verordnung nach diesem
Bundesgesetz anhangigen Verfahren.

(3) Zu dem in § 131 Abs. 12 genannten Zeitpunkt anhéngige Ermachtigungsverfahren nach § 56
Abs. 2 sind nach der bis dahin geltenden Rechtslage weiterzufiihren.

Verkehrswesen

8§ 127a. Die Verordnung tber die Beruicksichtigung der Erfordernisse des Arbeitnehmerschutzes und
Uber den Nachweis der Einhaltung in  Genehmigungsverfahren des Verkehrswesens
(Arbeitnehmerschutzverordnung Verkehr 2011 — AVO Verkehr 2011), BGBI. I Nr. 17/2012, gilt als
Verordnung gemal § 101 Abs. 4 dieses Bundesgesetzes.

10. Abschnitt
Schluf3bestimmungen

Verweisungen

8§ 128. Die in diesem Bundesgesetz enthaltenen Verweise auf andere Bundesgesetze gelten als
Verweis auf die jeweils geltende Fassung, soweit in den einzelnen Verweisen nicht auf eine bestimmte
Fassung verwiesen wird.

Strafbestimmungen

8130. (1) Eine Verwaltungsibertretung, die mit Geldstrafe von 166 bis 8324 €, im
Wiederholungsfall mit Geldstrafe von 333 bis 16 659 € zu bestrafen ist, begeht, wer als Arbeitgeber
entgegen diesem Bundesgesetz oder den dazu erlassenen Verordnungen

1. nicht daflr sorgt, daB die Arbeitnehmer bei ernster und unmittelbarer Gefahr gemaR 8 3 Abs. 3
und 4 vorgehen kénnen,

. die Verpflichtungen nach § 3 Abs. 5 verletzt,

. die Verpflichtung zur Bestellung einer geeigneten Person geméR § 3 Abs. 6 verletzt,

. die Verpflichtungen betreffend Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung verletzt,

. die Verpflichtung zur Ermittlung und Beurteilung der Gefahren verletzt,

. die durchzufuhrenden SchutzmaRnahmen nicht festlegt oder nicht fiir deren Einhaltung sorgt,
. die Verpflichtungen betreffend die Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente verletzt,

. Arbeitnehmer entgegen § 6 Abs. 1 bis 3 zu Tétigkeiten heranzieht, zu deren Durchfiihrung sie
nicht geeignet sind,

9. die Beschéftigungsverbote und -beschrénkungen fur Arbeitnehmerinnen oder fir behinderte
Arbeitnehmer verletzt,

10. die Koordinationspflichten verletzt,

11. die Informations-, Beteiligungs- oder Anhérungspflichten gegeniiber den Arbeitnehmern oder die
Unterweisungspflicht verletzt,

00 ~NO O WD
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12.

13.

14.
15.

16.

17.
18.

19.

20.

21,

22,

23.
24,
25.
26.
27.

27a.

27b.

27c.
27d.

28.

29.

30.

31.

die Verpflichtung zur Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen in Betrieben gemal § 10
Abs. 2 und 3, in denen regelmaBig mehr als 50 Arbeitnehmer beschaftigt werden, oder in
Arbeitsstatten gemaR § 10 Abs. 4, in denen regelméRig mehr als 50 Arbeitnehmer beschéftigt
werden, oder die Pflichten gegeniber den Sicherheitsvertrauenspersonen verletzt,

die Verpflichtung zur Erstellung, Aufbewahrung und Ubermittlung von Aufzeichnungen und
Berichten uber Arbeitsunfélle verletzt,

die Instandhaltungs-, Reinigungs- oder Prifpflichten verletzt,

die Verpflichtungen betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Arbeitsstatten oder
Baustellen einschlieBlich der Sozial- und Sanitareinrichtungen verletzt,

die Verpflichtungen betreffend die Beschaffenheit, die Aufstellung, die Benutzung, die Prifung
oder die Wartung von Arbeitsmitteln verletzt,

die Verpflichtungen betreffend Arbeitsstoffe verletzt,

die Verpflichtungen betreffend Eignungs- und Folgeuntersuchungen, wiederkehrende
Untersuchungen der Horfahigkeit sowie sonstige besondere Untersuchungen verletzt,

die Verpflichtungen betreffend die Vorbereitung, Gestaltung und Durchfuhrung von
Arbeitsvorgdngen oder die Einrichtung, Beschaffenheit und Erhaltung von Arbeitsplatzen
verletzt,

Arbeitnehmer mit Arbeiten gemdal § 62 Abs.1 bis 3 beschaftigt, obwohl sie die zu deren
Durchfuhrung erforderlichen Voraussetzungen nicht erfiillen, oder selbst entgegen § 62 Abs. 6
solche Arbeiten durchfiihrt,

nicht dafur sorgt, daf die Organisation und Vorbereitung von Arbeiten gemal 8 62 Abs. 4 durch
Personen erfolgt, die hiefiir geeignet sind und die erforderlichen Fachkenntnisse nachweisen,
oder selbst die Organisation und VVorbereitung entgegen 8§ 62 Abs. 6 durchfihrt,

Arbeitnehmer beschéftigt, ohne dal die gemél § 62 Abs. 5 erforderliche Aufsicht gewahrleistet
ist,

die Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Handhabung von Lasten verletzt,

die Verpflichtungen betreffend Larm oder sonstigen Einwirkungen und Belastungen verletzt,

die Verpflichtungen betreffend Bildschirmarbeit verletzt,

die Verpflichtungen betreffend persénliche Schutzausrustungen oder Arbeitskleidung verletzt,
die Verpflichtung zur Bestellung oder zur Beiziehung von Sicherheitsfachkraften oder von
Arbeitsmedizinern verletzt, ihnen die erforderlichen Informationen und Unterlagen nicht zur
Verfugung stellt, oder nicht dafir sorgt, dal} sie ihre gesetzlichen Aufgaben erfullen, sofern kein
Préventionszentrum gemal § 78 Abs. 1 Z 2 in Anspruch genommen wurde,

die Verpflichtung zur Anforderung oder zur Beiziehung des von ihm in Anspruch genommenen
Praventionszentrums des zustédndigen Unfallversicherungstragers verletzt,

die Aufgaben nach § 84 Abs. 1 und 3 sowie § 85 Abs. 2 nicht ordnungsgemal wahrnimmt, sofern
er als Form der sicherheitstechnischen Betreuung das Unternehmermodell gewahlt hat,

die Verpflichtungen betreffend Praventionszeit gemal § 82a verletzt,

die Verpflichtungen betreffend die sonstigen Fachleute geméR § 82b verletzt oder nicht dafir
sorgt, dass sie in der Préventionszeit ihre gesetzlichen Aufgaben erfullen,

die Verpflichtung zur Beschéftigung von Fach- und Hilfspersonal fir die sicherheitstechnische
oder arbeitsmedizinische Betreuung oder die Verpflichtung zur Beistellung der notwendigen
Raume, Ausstattung oder Mittel verletzt,

die  Verpflichtungen betreffend den  ArbeitsschutzausschuB  oder den  zentralen
Avrbeitsschutzausschul? verletzt,

eine  Arbeitsstitte errichtet, betreibt oder &ndert, ohne daB die erforderliche
Arbeitsstattenbewilligung vorliegt,

Meldepflichten verletzt.

(Anm.: Z 32 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 159/2001)

(2) Eine Verwaltungsiibertretung, die mit Geldstrafe von 166 bis 8 324 €, im Wiederholungsfall mit
Geldstrafe von 333 bis 16 659 € zu bestrafen ist, begeht, wer als Arbeitgeber Verpflichtungen, die ihm
nach einem aufgrund dieses Bundesgesetzes erlassenen Bescheid oder verwaltungsgerichtlichen
Erkenntnis obliegen, nicht einhlt.

(3) Eine Verwaltungstbertretung, die mit Geldstrafe von 166 bis 8 324 €, im Wiederholungsfall mit
Geldstrafe von 333 bis 16 659 € zu bestrafen ist, begeht, wer als Uberlasser oder Beschaftiger die in
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diesem Bundesgesetz oder den dazu erlassenen Verordnungen vorgesehenen Verpflichtungen im
Zusammenhang mit der Uberlassung verletzt.

(4) Eine Verwaltungslbertretung, die mit Geldstrafe bis 250 €, im Wiederholungsfall mit Geldstrafe
bis 413 € zu bestrafen ist, begeht, wer als Arbeitnehmer trotz Aufklérung und nachweislich schriftlicher
Aufforderung durch den Arbeitgeber oder das Arbeitsinspektorat entgegen diesem Bundesgesetz oder den
dazu erlassenen Verordnungen

1. entgegen der Unterweisung und den Anweisungen des Arbeitgebers Arbeitsmittel nicht
ordnungsgemal benutzt und dadurch eine Gefahr fiir andere Arbeitnehmer herbeifiihrt,

2. vom Inbetriebnahme eines Arbeitsmittels nicht prift, ob dieses offenkundige Méangel aufweist,
oder sich bei Inbetriecbnahme eines Arbeitsmittels nicht vergewissert, dall er sich selbst oder
andere Arbeitnehmer nicht in Gefahr bringt,

3. entgegen der Unterweisung und den Anweisungen des Arbeitgebers die zur Verfugung gestellte,
diesem Bundesgesetz entsprechende, persénliche Schutzausristung nicht oder nicht
zweckentsprechend verwendet oder sie nach Benutzung nicht an dem dafiir vorgesehenen Platz
lagert,

4. eine Schutzeinrichtung entfernt, auBer Betrieb setzt, willkirlich verandert oder umstellt oder
entgegen der Unterweisung und den Anweisungen des Arbeitgebers eine Schutzeinrichtung nicht
ordnungsgeman benutzt,

5. sich durch Alkohol, Arzneimittel oder Suchtgift in einen Zustand versetzt, indem er sich oder
andere Personen in Gefahr bringt,

6. die Meldepflicht betreffend Arbeitsunfalle, ernste und unmittelbare Gefahren oder Defekte
verletzt.

(5) Eine Verwaltungsiibertretung, die mit Geldstrafe von 166 bis 8 324 €, im Wiederholungsfall mit
Geldstrafe von 333 bis 16 659 € zu bestrafen ist, begeht, wer als Arbeitgeber/in
1. den nach dem 9. Abschnitt weitergeltenden Bestimmungen zuwiderhandelt, oder
2. die nach dem 9. Abschnitt weitergeltenden bescheidméRigen Vorschreibungen nicht einhélt.
(6) Eine Verwaltungsibertretung, die mit Geldstrafe von 166 bis 8 324 €, im Wiederholungsfall mit
Geldstrafe von 333 bis 16 659 € zu bestrafen ist, begeht, wer
1. ein sicherheitstechnisches Zentrum betreibt, ohne die Voraussetzungen nach § 75 Abs. 1 zu

erfullen,

2. ein arbeitsmedizinisches Zentrum betreibt, ohne die Voraussetzungen nach § 80 Abs.1 zu
erfullen,

3. die Meldepflichten nach § 75 Abs. 2 oder § 80 Abs. 2 oder die Auskunftspflicht nach § 84 Abs. 4
verletzt.

(7) Wurden Verwaltungsiibertretungen nach Abs. 1, 2, 3, 5 und 6 nicht im Inland begangen, gelten
sie als an jenem Ort begangen, an dem sie festgestellt wurden.

Inkrafttreten

8 131. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner 1995 in Kraft, soweit im 9. Abschnitt nicht anderes
bestimmt ist.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes konnen bereits vor dem in Abs. 1 genannten
Zeitpunkt erlassen werden, sie treten aber frihestens mit diesem Zeitpunkt in Kraft.

(3)8§8 Abs. 271,810 Abs. 1, § 25 Abs. 4, § 28 Abs. 2, § 32 Abs. 2, § 47 Abs. 4, 8 57 Abs. 3 bis 8,
§ 58 Abs. 7, 8§ 61 Abs. 6, § 63 Abs. 3, § 67 Abs. 6, 8§ 68 Abs. 7, § 77 Abs. 2 und Abs. 6 Z 4a, § 79 Abs. 2,
8§82 Abs. 2 und Abs. 6 Z4a, 884 Abs. 4 Z2 und 3, §92 Abs. 7, 8§93 Abs. 2 und 5, § 94 Abs. 7, § 99
Abs. 3 Z 3a und Abs. 4, 8 101 Abs. 1, § 102 Abs. 2 und 3, § 103 Abs. 3, § 106 Abs.3Z 1, Abs. 4Z 2 und
Abs. 6, § 109 Abs. 7, § 110 Abs. 1a, 1b und 5, § 112 Abs. 1a, § 113 Abs. 3 und 4a, § 115 Abs. 2 Z 1 und
Abs. 4, § 116 Abs. 5, 8§ 117 Abs. 2 erster Satz, § 118 Abs. 1, § 122 Abs.3Z1und 2, 8§ 124 Abs. 372 1,5
und 14, § 130 Abs. 6, sowie § 132 Abs. 3 Z 3 und 6, jeweils in der Fassung BGBI. | Nr. 9/1997, treten mit
1. Janner 1997 in Kraft.

(4) 82 Abs. 1 und 3, 8§63 Abs. 1, 8§ 73 Abs. 5, 8 75, 8 77 Abs. 1, 2 und 5, § 77a, § 78, § 78a, § 78b,
§79 Abs. 1 Z 3,880, 882 Abs. 1, 2 und 5, § 83 Abs. 3 und 9, § 89 Abs. 2, § 90, §91 Abs. 1, §116
Abs. 3 und 6, 8 130 Abs. 1 Z 27, 27a und 27b, § 130 Abs. 6 Z 1, 2 und 3, jeweils in der Fassung BGBI. |
Nr. 12/1999, treten mit 1. Jdnner 1999 in Kraft.

(5) 81 Abs. 2 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 70/1999 tritt mit 1. Juni 1999 in
Kraft.
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(6) 8 130 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 136/2001 tritt mit 1. Janner 2002 in Kraft.

(7) Es treten

1. mit Ablauf des 31. Dezember 2001auller Kraft: 8§ 10 Abs.2 Z 2, 40 Abs.6 Z 1, 2 und 5, 58
Abs. 3, 83 Abs. 3, 90 Abs. 1 Z 4 und 5 sowie Abs. 2, 3 und 4, 95 Abs. 3 Z 1, 115 Abs. 2 und 4,
116 Abs. 3und 4, 126 Abs. 2 Z 1, 130 Abs. 1 Z 32 in der Fassung BGBI. | Nr. 70/1999;

2. mit 1. Janner 2002 in Kraft: das Inhaltsverzeichnis zum 7. Abschnitt, 88 2 Abs. 8, 4 Abs. 2, 8
Abs. 2 Z 3 und 4 und Abs. 5, 10 Abs. 2 Z 3, 14 Abs. 2 und 3, 15 Abs. 3, 31 Abs. 1, 35 Abs. 1 Z 3,
4 und 5, Abs. 2, Abs. 4 Z 2 und 3 und Abs. 5, 37 Abs. 5, 40 Abs. 3 Z 1 und 2, Abs. 4 und 5, 41
Abs. 4 Z 1 und 2, 53 Abs. 9, 62 Abs. 5 und 6, 68 Abs. 6, 73 Abs. 1, 77, 77a Abs. 2, 78 Abs. 3,
78a Abs. 2, 7 und 8, 79 Abs. 2 und 3, 81 Abs. 3 Z 1, 82, 82a, 82b, 83 Abs. 4, 84 Abs. 1 bis 3 und
Abs. 4 Z 3, 88, 88a, 93 Abs. 1 Z5 und 9 und Abs. 3,94 Abs. 1 Z 4, 8und 9, 95 Abs. 3, 6 und 7,
98,99 Abs.3Z 2 und 6, 101 Abs. 1 Z3 und 4, 113 Abs. 2 Z 1 und 2 und Abs. 5, 115 Abs. 3, 116
Abs. 5, 119 Abs. 1, 125 Abs. 7, 126 Abs. 2, 129 sowie 130 Abs. 1 Z 27, 27c, 27d und 31, Abs. 4
erster Satz und Abs. 4 Z 4 und Abs. 7 in der Fassung BGBI. | Nr. 159/2001.

(8) § 97 Abs. 1 letzter Satz und Abs. 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 51/2011 tritt
mit dem Zeitpunkt in Kraft, den der Bundesminister flir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz durch
Verordnung als jenen feststellt, ab dem die zur Verfligung stehenden technischen Mittel zur Erfassung der
in § 97 Abs. 1, 6 und 7 vorgesehenen Meldungen geeignet sind. Er darf diesen Zeitpunkt friihestens mit
1. Janner 2012 festsetzen.

(9) § 2 Abs. 3, 8§ 32 Abs. 2, §39 Abs. 3, § 63 Abs. 1, § 72 Abs. 2, § 78a Abs. 6, 7 und 8, § 89 Abs. 1,
§ 96a samt Uberschrift, § 99 Abs. 2, § 101 Abs. 4, § 113 Abs. 6, § 127a samt Uberschrift und § 132 in der
Fassung des 2. Stabilitatsgesetzes 2012, BGBI. | Nr. 35/2012, treten mit 1. Juli 2012 in Kraft. Gleichzeitig
treten § 89 Abs. 3, 891 Abs. 2 Z 1 sowie §99 Abs. 1 und Abs. 3 Z 6 auBer Kraft. Verordnungen auf
Grund dieses Bundesgesetzes in der Fassung des 2. Stabilitatsgesetzes 2012, BGBI. | Nr. 35/2012, kénnen
bereits vor diesem Zeitpunkt erlassen werden, treten jedoch frihestens mit diesem Zeitpunkt in Kraft.

(10) §63 Abs. 3 erster Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr.50/2012 tritt mit
1. September 2012 in Kraft.

(11) 89 Abs. 3, 4 und 5 in der Fassung des BGBI. I Nr. 98/2012 tritt mit 1. Janner 2013 in Kraft.

(12) Es treten

1. mit Ablauf des 31. Dezember 2012 aufer Kraft: § 56 Abs. 5 Z 2, § 62 Abs. 6, § 99 Abs. 3 Z 3a,
8§ 113 Abs. 2, 3und 5, 8114 Abs. 2 und Abs. 4 Z 5, § 118 Abs. 3 Z 1 und 3, § 119 Abs. 4, § 120,
8§ 122 Abs. 2, 8§ 123, § 124 Abs. 6;

2. mit 1. Janner 2013 in Kraft: das Inhaltsverzeichnis, § 2 Abs. 1, 6, 7, 7a und 9, § 3 Abs. 1, die
Uberschrift zu §4, §4 Abs. 1, 5und 6, 86 Abs. 3, §7 Z4aund Z7, § 10 Abs. 1 und 6, § 15
Abs. 1, 8§ 20 Abs. 7, § 23 Abs. 5, 840 Abs. 7,841 Abs. 471,852 75,856 Abs. 2, Abs.5Z2
und Abs. 5a, § 56 Abs. 7, § 57 Abs. 6, § 60 Abs. 2 und 4, § 62 Abs. 6 und 7, § 67 Abs.5 Z 4,
8§69 Abs. 7,872 Abs. 171,875 Abs. 1 Z1und Abs. 4, 8§78a Abs.6 Z2 und Abs. 772, 879
Abs. 2, § 80 Abs. 1 Z 1 und Abs. 4, § 82a Abs. 3, § 84 Abs. 1 und 3, die Uberschrift zu § 86, § 86
Abs. 1 und 3, § 88 Abs. 3 Z 3, §91 Abs. 3, die Uberschrift zu § 93, § 93 Abs. 1, 2 und 6, § 94
Abs. 179,10 und 11, Abs. 53, 5b und 6, 8 99 Abs. 3 Z 3, 899 Abs. 3 Z5, § 105, § 106 Abs. 3,
§ 107 Abs. 1, § 108 Abs. 2, 8 109 Abs. 2, § 110 Abs. 8, § 112 Abs. 3, § 113 Abs. 4, § 114 Abs. 4
Z1,4,6,7und 8, 8117 Abs. 4, §118 Abs.3 Z4 und Abs. 4 Z2, §119 Abs. 1 und 3, § 122
Abs. 1, § 124 Abs. 3 Z 14 und Abs. 4, § 127 Abs. 3, § 130 Abs. 1 bis 6 und 8§ 132, jeweils in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 118/2012.

(13) 89 Abs. 5, 8 53 Abs. 8, 858 Abs. 5, §96 Abs. 3 und 4, §99, § 119 Abs. 1, § 125 Abs. 2 und
8 130 Abs. 2 in der Fassung des BGBI. | Nr. 71/2013 treten mit 1. Janner 2014 in Kraft. § 99 Abs. 2 und 4
treten mit Ablauf des 31. Dezember 2013 auler Kraft.

(14) 810 Abs. 10, § 32 Abs. 1 Z 2 und 8 88 Abs. 5 in der Fassung BGBI. | Nr. 94/2014 treten mit
1. Janner 2015 in Kraft. § 25 Abs. 5 und § 107 Abs. 3 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2014 auBer
Kraft.

(15) Das Inhaltsverzeichnis, 8 40 Abs. 1 bis 5 und Abs. 7 und 8, § 41 Abs. 2, in 8§ 41 Abs. 4 der
Einleitungssatz und die Z1, §42 Abs. 1 und 5, § 43 Abs. 1, §44 Abs. 2, 3 und 4, §47 Abs. 1, § 60
Abs. 5, § 108 Abs. 2, § 110 Abs. 6, 8 und 9, § 125 samt Uberschrift und § 126 Abs. 1 und 2, jeweils in der
Fassung des BGBI. | Nr. 60/2015 treten am 1. Juni 2015 in Kraft. § 40 Abs. 6, § 41 Abs. 3, § 69 Abs. 7,
§ 105 samt Uberschrift, § 106 Abs. 2, § 107 Abs. 2, § 108 Abs. 1, § 109 Abs. 1 und 6, § 110 Abs. 2 und 4,
§ 112 Abs. 1 zweiter Satz, § 114 Abs. 1 und Abs. 4 Z7, §116 Abs. 1 und 2, § 118 Abs. 2 treten mit
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Ablauf des 31. Mai 2015 auBer Kraft. 8§ 40 Abs. 2a, 3a und 4a treten mit Ablauf des 31. Mai 2027 aul3er
Kraft.

(16) 8 97 Abs. 8 in der Fassung BGBI. | Nr. 72/2016 tritt mit 1. April 2017 in Kraft.

(17) Das Inhaltsverzeichnis und § 125 in der Fassung des Deregulierungsgesetzes 2017, BGBI. |
Nr. 40/2017, treten mit 1. Juli 2017 in Kraft. § 129 samt Uberschrift tritt mit Ablauf des 30. Juni 2017
auBer Kraft.
_ (18) Das Inhaltsverzeichnis zu § 52a und § 56 sowie § 16 Abs. 1, § 52a samt Uberschrift, § 56 samt
Uberschrift, § 77 Z 4a, § 77a Abs. 2, § 78a Abs. 1, 882 Z 4a, §99 Z 2, § 112 Abs. 3 und § 130 Abs. 1
Z 13, 20 und 21 in der Fassung BGBI. | Nr. 126/2017 treten am 1. August 2017 in Kraft. Zum gleichen

Zeitpunkt tritt § 62 Abs. 7 auer Kraft. Das Inhaltsverzeichnis zu § 30 und § 30 samt Uberschrift in der
Fassung BGBI. | Nr. 126/2017 treten am 1. Mai 2018 in Kraft.

Vollziehung

§ 132. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist betraut:
1. hinsichtlich des § 63 Abs. 3, soweit er sich auf die Bescheinigung Uber die Verldsslichkeit
bezieht, und des § 63 Abs. 5 der Bundesminister fiir Inneres,

2. im Ubrigen der Bundesminister fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz.
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